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Vorbemerkung. 



In der Presse wie im Parlament, in der Berliner Stadt- 
verordnetenversammlung wie im Preufsischen Städtetage haben 
neuerdings die Vorgänge, die man unter dem Schlagwort des 
Berliner Schulstreits zusammenzufassen pflegt, zahlreiche und 
lebhafte Erörteraogen hervorgerufen. Dafs es sich dabei keines- 
wegs nur um Berliner Lokalschmerzen noch um eine mehr 
oder minder wichtige Einzelfrage handelt, dafs vielmehr die 
organisatorische Grundlage des preufsischen Volksschulwesens, 
das Rechtsverhältnis von Staat und Stadt hinsichtlich der 
Schulvei^waltung überhaupt, bei diesem Streite in Frage gestellt 
wird, das hat sich wohl in jenen Erörterungen bereits gezeigt 
Aber ebenso zeigt sich hier, was man bei ähnlichen Anlässen 
regelmäfsig beobachten kann; die öffentliche Meinung ist 
während einiger Zeit lebhaft interessiert, sie verfolgt die Aus- 
lassungen, welche die Zeitungen zum „Beweise** der Richtig- 
keit ihres selbstverständlich a priori gegebenen Parteistand- 
punktes beibringen; und da der Streit nach Lage der Dinge 
nicht mit einem in die Augen springenden dramatischen 
Schlufseffekt endigen kann, hat man von dem Für und Wider 
bald genug, die Angelegenheit verliert das aktuelle Interesse 
und — versumpft. Schliefslich . ist man mit der ganzen Er- 
örterung dem Austrag des Streites kaum um einen Schritt 
näher gekommen, weil im Drange der schnell fertigen Tages- 
polemik die Würdigung der historischen und rechtlichen 
Zusammenhänge keinen Raum findet, und daher nicht einmal 
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der Status causae et controversiae klar nod unzweideutig 
formuliert wird. Wenn dann nach Jatiren und Jahrzehnten 
der latent fortschwälende Konflikt durch irgend ein zufalliges 
Ereignis wiederum akut wird, dann steht alles noch am alten 
Platze; und die neuen Rufer im Streit ahnen oft nicht, was in 
dieser Frage schon alles da gewesen. Dafür dürften die 
folgenden Darlegungen lehrreiches Material beibringen. 

In früherer Zeit pflegten wohl parlamentarische Yerhand- 
lungen auch bei der Erörterung von Rechts- und Prinzipien- 
fragen mehr in die Tiefe zu dringen, als es der Tagespresse 
möglich ist; heute scheint es für jeden Parlamentsredner 
Gesetz zu sein, dais er nichts sagt, als was in der Zeitung 
steht. Das kann für eine Hebung des geistigen Niveaus der 
Presse oder für eine Senkung des geistigen Niveaus der 
Parlamente sprechen; vielleicht kommt auch beides zusammen. 

Wohl ist im Abgeordnetenhause zutreffend gesagt worden: 
„Die eigentliche Entscheidung in dieser Frage hängt allein ab 
von der Erwägung von Rechtsfragen**). Aber dort wie in 
der Presse und in der sonstigen öffentlichen Diskussion sind 
trotzdem diese Rechtsfragen entweder nur unzulänglich und 
ohne Würdigung der historischen. Zusammenhänge erörtert 
oder von sogenannten politischen Gesichtspunkten zurück- 
gedrängt worden, obwohl gerade hier das Rechtsprinzip 
zugleich der unzweifelhaft höchste und wichtigste politische 
Gesichtspunkt ist. Indessen hat man von beiden Seiten es 
vorgezogen, über die Staatsgefahrlichkeit der Berliner Tschechen 
und Polen, der Sozialdemokraten und Freireligiösen zu streiten, 
die Frage zu erörtern, ob die Stadt die Pflicht habe, die je- 
weilige Regierungspolitik durch die Disposition über Turn- 
hallen und Aulen zu unterstützen, oder gleiches Recht für alle 
Bürger walten zu lassen. Und doch sind diese Fragen, wie 
man sie immer beantworten mag, von völlig untergeordneter 



•) Abgeordneter Pallaske in den Verhandlungen des Abgeordneten- 
hauses am 1. und 2. Dezember 1904. Sten. Ber., S. 7812. Ebenso Ab- 
geordneter Kirsch a, a. 0., S. 7843. 



— 7 — 

Bedentang gegenüber der Frage, ob das Wort Gemeindeschule 
noch irgend einen rechtlichen Sinn hat; ob die preufsischen 
Städte dem durch ihre Mittel und ihre Arbeit reich ent- 
wickelten Schulwesen völlig entrechtet gegenüber stehen, etwa 
wie der Polizeiverwaltung; ob das so viel gefeierte Prinzip 
der Selbstverwaltung gerade für das Schulwesen von Rechts 
wegen beseitigt ist zu Gunsten der absoluten Staatszentrali- 
sation. 

Es könnte nahe liegen, diese Kernfragen für das populäre 
Verständnis in dem Schlagwort zusanunenzufassen : Wem 
gehört die Gemeindeschule? Und eine solche Formulierung 
der Frage hat tatsächlich während des jüngsten Streites ge- 
wissermafsen in der Luft gelegen. Jedoch würde sie eher zur 
Verwirrung als zur Klärung des eigentlichen Streitpunktes 
führen; es wurde dadurch leicht eine Ablenkung in das Privat- 
recht begünstigt werden. So hat schon in den bisherigen 
Erörterungen der privatrechtliche Gesichtspunkt des Eigen- 
tums der Gemeinden an den Schulgebäuden eine vielleicht 
etwas zu grofse Rolle gespielt. Dieses Eigentum als solches 
ist ja unbestreitbar und unbestritten; der Streit beginnt erst 
bei der Frage nß.ch der öffentlich rechtlichen Beschränkung 
jenes Eigentums; und diese Frage wiederum kann nur auf 
Grundlage der publizistischen Rechtsstellung und Kompetenz 
der Städte im Schulwesen überhaupt in fruchtbarer Weise 
erörtert werden. Freilich sind gerade die Grundprobleme des 
öffentlichen Rechts für unsere öffentliche Meinung, für Presse 
und Parlament, für die Praktiker der Staats- wie der Kommunal- 
verwaltung noch immer ein fremdestes Gebiet, das sie deshalb 
auch nur ungern und unsicher betreten. 

Kürzlich ist auch die erste selbständige Flügschrift über 
den Berliner Schulkonflikt von Dr. von Gordon erschienen 
(„Die Gemeinde, ihre Schulgebäude und der Staat**, Berlin 1905). 
Meine Arbeit war bei deren Erscheinen im wesentlichen bereits 
abgeschlossen, sodafs diese Schrift nur noch gegen den Schluls 
hin berücksichtigt werden konnte. Übrigens stellt sie sich 
ihre Aufgabe zugleich enger und weiter als die vorliegende 



^^«^^p^^«MSH«^i^^^^v«^H^>W^v>^ ■ aiw^ wwmwmnn . 
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Arbeit, iodem sie einerseits nur an den Berliner Schulhaus- 
streit anknüpft, andererseits auch die Zweckmäfsigkeit der 
jüngsten Regierungsmafsregeln erörtert. Ich freue mich 
der Zustimmung des Verfassers zu gewissen Grundanschau- 
ungen, die ich früher in dieser Hinsicht an anderer Stelle 
entwickelt habe, während mir in manchen anderen Punkten 
die Auffassung v. Gordons irrig zu sein scheint, wie 
namentlich in der Heranziehung des Landrechts für diese 
Rechtsfrage. Doch ist es unter allen umständen eine er- 
freuliche Erscheinung, wenn sich die juristische Kritik 
endlich wieder in erhöhtem Mafse diesen so überaus wich- 
tigen und seit Jahrzehnten arg vernachlässigten Problemen 
zuwendet. 

Die Aufgabe der folgenden Untersuchung ist durch die 
vorstehenden Bemerkungen umschrieben. Sie will nicht den 
sogenannten Berliner Schulstreit an sich erörtern, sondern 
seine prinzipielle Grundlage, das Rechtsverhältnis von Staat 
und Stadt im Gebiete der Schul Verwaltung; und zwar unter 
den Gesichtspunkten des öffentlichen Rechts und im histori- 
schen Zusammenhange. Politisch ist ihr Inhalt nur 
insofern, als diese fundamentale Rechtsfrage an sich von 
grölster politischer Bedeutung ist. Trotzdem w^ird man sie 
vielleicht nach dem bei uns vielfach üblichen Mafse messen, 
wonach Untersuchungen, die die herrschende Meinung und 
die der Regierung rechtfertigen, für juiistisch und objektiv, 
diejenigen aber, die zu entgegengesetzten Resultaten kommen, 
für politisch und parteiisch gelten. 

Berlin, Neujahr 1905. 

Dr. Hugo Preufs. 
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I. 

Schnlrecht und Gemeinderecht. 

Wer mit unbefangenem Blicke die tatsächlichen Verhält* 
nisse unseres heutigen Gemeindeschulwesens betrachtet, der 
sollte es nicht für möglich halten, dafs der innige Zusammen- 
hang von Gemeindeverfassung und Schul Verfassung, von 
Schulrecht und Gemeinderecht überhaupt in Zweifel gezogen 
werden könne; dafs die e:esamte Verwaltung des Gemeinde* 
Schulwesens als ein dem Gemeinderecht gegenüber gewisser- 
mafsen exterritoriales Gebiet gelten solle. Und doch bildet 
diese die realen Verhältnisse völlig ignorierende Anschauung 
die Grundlage der heute herrschenden Meinung, jedenfalls der 
in der Regierung herrschenden Meinung. Man beruft sich 
dafür gern auf einen Ausspruch des Oberverwaltungsgerichts: 
„Das preufsische Schulwesen ist nicht auf dem Boden des 
Gemeinderechts erwachsen, vielmehr bilden die darauf be- 
züglichen Normen einen besonders gestalteten, für sich be- 
stehenden Teil des öffentlichen Rechts." Die von den 
Gemeinden gegründeten und unterhaltenen Lehranstalten seien 
nicht „ebenso zu beurteilen wie sonstige Einrichtungen und 
Unternehmungen, zu denen die Gemeinden sich entschliefsen"*). 

Dafs solche gelegentlichen Äufserungen auch des höchsten 
Verwaltungsgerichtshofs für die Beurteilung der hier vor- 
liegenden Rechtsfrage trotz seiner sonstigen, gern anerkannten 
Autorität keine entscheidende Bedeutung beansprächen können, 
ist in den jüngsten Erörterungen über diese Fragen mit Fug 
betont worden. Denn leider hat ja die gegenwärtige Gesetz- 



') Entscheidungen des O.V.G. Bd. 21. S. 39 ff. 
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gebung das eigentliche Schnlrecht noch immer von der Rechts- 
kontrolle durch diesen Gerichtshof ausgeschlossen; seine 
Kompetenz besteht nur für Nebengebiete wesentlich finanzieller 
Natur, so namentlich für die Schulunterhaltungspflicht. Und 
wenn er bei der Begründung seiner Entscheidungen über 
solche Streitigkeiten gelegentlich auch Fragen des eigentlichen 
Schulrechts als Inzidentpunkte berührt, so fehlt seiner Ansicht 
hierüber gerade das, was sonst seinen Ansichten ihre Autorität 
verleiht, die eingehende Erörterung und Begründung. Gerade 
infolge seiner Inkompetenz für die Fragen des eigentlichen 
Schulrechts wird er geneigt sein, sich hierin leichter als in 
anderen Fragen der herrschenden Meinung anzuschlieisen. 
Dafs die herrschende Meinung, obwohl sie in diesem wie 
in anderen Erkenntnissen des Oberverwaltungsgerichts im- 
plicite gebilligt zu werden scheint, doch rechtsirrtümlich 
ist, wird der weitere Verlauf der Darstellung zeigen. Hier 
handelt es sich zunächst nur um den an die Spitze ge- 
stellten Satz. 

Dais das preufsische Schulwesen nicht auf dem Boden 
des Getueinderechts erwachsen sei, das ist richtig oder falsch^ 
je nachdem man sich lediglich an die formelle oder auch an 
die materielle Seite der Sache hält. „Gemeine Schulen^ hat 
es freilich in Preuüsen gegeben, ehe es kommunale Selbst- 
verwaltungskörper gab; das Landschulreglement und das Land- 
recht sind unzweifelhaft älter als die Städteordnung. Aber 
das gilt von manchen andern Zweigen der heutigen Eommunal- 
verwaltung nicht minder, ohne dafs man sie deshalb in einen 
prinzipiellen Gegensatz zum Gemeinderecht bringt. Das 
heutige Gemeindeschulwesen der Städte ist ganz unzweifel- 
haft auf dem Boden der kommunalen Selbstverwaltung er- 
wachsen, wäre ohne sie gar nicht zu begreifen. 

Und selbst wenn jener erste Satz unbedingt richtig wäre, 
so wüi'de daraus doch in keiner Weise folgen, dafs auch heute 
noch die Normen des Schulrechts eiuen für sich bestehende^ 
Teil des öffentlichen Rechts bilden müssen. Denn dafür ent- 
scheidend kann doch nicht das frühere, sondern nur das 
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heutige Recht sein, nicht der vor der ersten Städteordnung, 
sondern der seitdem geltende Rechtszustand. 

Was aber ist das heutige Schulrecht? Damit kommen wir 
freilich auf eine heikelste Frage. Wenn sich die durch den 
gegenwärtigen Streit veranlaTsten Resolutionen des preufsi- 
schen Städtetages vom 6. Dezember 1904 doch mehr auf den 
anzustrebenden Rechtszustand de lege ferenda, als auf das de 
lege lata geltende Recht beziehen, so liegt der Grund hierfür 
vor allem in dem überaus beklagenswerten Zustande des 
sogenannten preufsischen Schulrechts. Die Vorgänge der 
jüngsten Zeit wirken wie eine praktische Bestätigung der 
Anschauungen, die ich vor einigen Jahren theoretisch ent- 
wickelt habe, sodafs ich einige Sätze daraus hier wiederhole. 
,yln Wahrheit gibt es in Preußen kein Schulrecht; aber tms 
schlimmer ist, an seiner Stelle herrscht ein Chaos von Wiist und 
Moder abgelebter Institutionen, deren formeUe Fortexistenz be- 
hauptet unrdy obgleich sie zu aüen realen Verhältnissen des heutigen 
Lebens in dem u/nversöhnlichen Gegensätze des Toten zumL^midigen 
stehen; und in diesem Chaos tummelt sich ein Schwärm von 
Ministerialreskripten und sonstigen Verwaltungsverfügungen, die 
Mnander vielfach durchkreuzen und widersprechen, die oft txm 
prdbiematisdier RechtmäfsigJceit, manchmal von zweifelloser Rechts- 
widrigheit sind. Oeunfs ist die unmittelbare Ursache dieses 
anarcliischen Zustandes der Mangel des ebenso unentbehrlichen wie 
unmöglicfien ünterrichtsgesetzes in JPreufsen, womit die dauernde 
Suspendierung der einschlägigen Verfassungsartikel 21—25 zu- 
sammenhängt Indessen der Mangel jeder gesetzlichen 

Orundlage an sich ist nur die eine, die negative Seite der be- 
stehenden Rechtsunordnung; darüber hinaus ergeben sich auch 
positive Rechtsverletzungen und Orenzverrückungen da, wo dieses 
Oebiet schrankenloser VerwaltungsmllkUr mit gesetzlich geordneten 
Gebieten des Staatsldbens zusammenstöfst Dies ist namentlich und 
vor allem gegenüber der Selbstverwaltung der Fäll. Femer ist 
infolge des Mangels jeder gesetzlichen Ordnung auch die moderne 
Rechtskontrolle der Verwaltung durch die Verwaltwngsgerichtsbar- 
keit von diesem Oänet im allgemeinen ausgeschlossen; nur wesent- 
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lieh nach der finanziellen Seite hin, wo ja auch etliche Nötgesetze 
vorhanden sind, wird die Verwaltungsrechtsprechung wirksam; 
und wenn sie hei dieser Gelegenheit zur Entscheidung von Incident- 
punkten aus dem eigentlichen Schulrecht genötigt ist, so gerät sie 
damit auf ein fremdestes Gebiet und zeitigt infolgedessen höchst 
seltsame und problematische JRechtsbegriffe . . . .^*). 

Immerhin mufs die juristische Beurteilung des vorliegenden 
Prinzipienstreits mit dem gegenwärtigen Rechtsmaterial, so 
dürftig es sein mag, sich begnügen; und demgemäfs soll im 
folgenden das Rechtsproblem auch lediglich auf Grundlage 
jenes Materials untersucht werden. Eine solche Untersuchung 
de lege lata ist möglich, weil sie an der Selbstverwaltungs- 
gesetzgebung ihren positiven Anhalt findet. Dem tritt nun 
freilich gleichsam als prozefshindernde Einrede die eben er- 
wähnte Behauptung entgegen, dafs diese ganze Fräste nur 
nach Gesichtspunkten des Schulrechtes, nicht des Gemeinde- 
rechtes zu beurteilen sei, wie dies auch in den jüngsten Ver- 

* 

handlungen des Abgeordnetenhauses formuliert worden ist**). 
Die folgenden Ausführungen werden zeigen, dafs diese Be- 
hauptung den Kernpunkt des ganzen Streites herausgreift, um 
ihn nicht im Wege juristischer Beweisführung, sondern in der 
Form der denkbar krassesten petitio principii zu entscheiden. 
Doch schon die einfachste logische Erwägung mufs die Un- 
haltbarkeit eines Standpunktes dartun, der bei der Unter- 
suchung der Kompetenzgrenzen zwischen Staat und Gemeinde 
das ganze Gemeinderecht von vornherein ausschalten will! 
Nur dieser unmögliche Standpunkt macht es denn auch mög- 



*) Preufs: „Das städtische Amtsrecht in Preufsen" (Berlin 1902) 
S. 235 ff. Auf die dortigen Ausführungen sowie auf meine Abhandlung 
über „die staatliche Bestätigung der Mitglieder städtischer Schuldepu- 
tationen" im Archiv für öffentliches Recht 1900, S. 202 ff. sei hier auch 
für das folgende verwiesen. — Das Referat des Herrn Stadtrat Rieve- 
Breslau auf dem preufsischen Städtetaffe scheint, so weit sich nach den 
knappen Zeitungsberichten beurteilen läfst, (das amtliche Stenogramm 
ist noch nicht publiziert) in manchen Punkten mit der in jenen Schriften 
von mir vertretenen Rechtsanschauung übereinzustimmen. 

♦*) Sten.-Ber. S. 7872. 
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lieh, den Rechtszustand vor uod nach Einführung der Selbst- 
verwaltung in Preufsen als durchaus gleichartig zu betrachten, 
und damit gerade das Moment, ohne welches das vorliegende 
Problem überhaupt nicht hätte auftauchen können, für die 
Beurteilung dieses Problems kurzer Hand auszuschalten. Dals 
dies logisch unmöglich ist, leuchtet ohne weiteres ein; dafs es 
auch positiv rechtlich unmöglich ist, soll die kritische Sich- 
tung des einschlägigen Rechtsmaterials zeigen. 



IL 

Landrecht und Städteordnnng. 

Die Rechtsanschauung der Re^^ierung geht davon aus, 
dafs „die Schule eine Staatsanstalt nach alten preiifsischen 
Traditionen" sei, wie sie im Schulreglement von 1763 und 
dem A.L.R. II, Tit. 12, niedergelegt sind. Es sei Tatsache, 
„dafs schon im 18. Jahrhundert die Schule als Staatsanstalt 
hingestellt worden ist"*). Dieses „schon im 18. Jahrhundert" 
ist besonders schön; denn bekanntlich ist das 18. Jahrhundert 
die Blütezeit des bis zum Extrem entwickelten absoluten 
Polizeistaates, nach dessen tragendem Prinzip jede öffentliche 
Tätigkeit eine staatliche Veranstaltung sein sollte. Trotzdem 
spricht gleich der § 2 II, 12 A.L,R. von Schulanstalten, die 
„nur mit Vorwissen und Genehmigung des Staates", also doch 
eben nicht vom Staate errichtet werden; sodafs sich in der 
Tat die vom preufsischen Städtetag in seinem ersten Leitsatz 
auftcestellte Unterscheidung von Veranstaltung und Anstalt 
auf das Landrecht selbst stützen kaim. Im übrigen war die 
einzige Rechtsschranke, die d^r absolute Polizeistaat wenigstens 
einigermal'sen anerkannte, die des Privatrechts; demgemäfs 
kommen denn auch die Gemeindekorporationen des Land- 
rechts dem Staate gegenüber lediglich als privilegierte Privat- 
rechtssubjekte in Betracht, Daher konnte man auch, soweit 



*) Sten.-Ber, S. 7791. 
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vermögensrechtliche Normen bei dem jüngsten Berliner Schal- 
streit eine Rolle spielen, darauf verweisen, dafs hier allerdings 
„schon dRS Landrecht^ die Rechte der Gemeinden wahrt. 
Indessen liegt der Schwerpunkt des ganzen Streites unzweifel- 
haft auf dem Boden des öffentlichen Rechts; nur mit einer 
publizistischen Beweisführung vermag man den Problemen 
beizukommen. Gerade in dieser Hinsicht aber ist jede Be- 
rufung auf das Landrecht eine juristische Ungeheuerlichkeit; 
denn über das publizistische Eompetenzverhältnis zwischen 
dem Staat und den kommunalen Selbstverwaltungskörpern 
kann das Landrecht nichts, absolut gar nichts bestimmen, 
weil es kommunale Selbstverwaltungskörper, Gemeinden als 
Subjekte des öffentlichen Rechts überhaupt nicht kannte. Ja, 
die Negierung jedes selbständigen öffentlichen Rechts aulser 
dem der absoluten Staatsgewalt, die Monopolisierung aller 
öffentlichen Tätigkeit zu einer ausschliefslich staatlichen Ver- 
anstaltung ist eben recht eigentlich der fundamentale Rechts- 
gedanke der politischen Epoche, die im 18. Jahrhundert 
„schon" ihren Gipfelpunkt erreichte und überschritt, um in 
den gewaltigen Kämpfen an der Schwelle des 19. Jahrhunderts 
in schmählichem Bankrott zusammenzubrechen. 

„Der besonders in neueren Zeiten sichtbar gewordene Mangel 
an angemessenen Bestimmungen in Absicht des städtischen Gemein- 
tvesens und der Vertretung der Stadtgefneine, das jetzt nadi 
Klagen und Zünften sich teilende Interesse der Bürger und das 
dringend sich äufsernde Bedürfnis einer wirTcsameren Teilnahme 
der Bürgerschaft an der Verwaltung des Oemeindetvesens über- 
zeugen Uns von der Notwendigkeit^ den Städten eine selbständigere 
und bessere Verfassung zu geben, in der Bürgergemeine einen 
festen Vereinigungspunkt gesetzlich zu bilden^ ihnen eine tätige 
Einwirkung auf die Verwaltung des Gemeinwesens beizulegen und 
durch diese TeilnaJime Oemeinsinn zu erregen und zu erhalten. 
Zur Erreichung dieser landesväterlichen Absicht verleihen Wir^ 
kraft dieses aus königlicher Macht und Vollkommenheit^ sämtlichen 
Städten Unserer Monarchie nachstehende Ordnung, indem Wir 
mit Aufhebung der derselben zuunderlaufenden, jetzt über die 
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Gegenstände ihres Inhalts bestehenden Oesepe und Vorschriften^ 
namentlich der auf solche hezughahenden Stellen des 
Allgemeinen Landrechts, folgendes verordnen . . ." 

So bekannt diese historisch bedeutsame Präambel der 
Städteordnung von 1808 in deutschen Landen sein sollte, so 
notwendig scheint es doch, namentlich in Preufsen die Er- 
innerung an sie immer wieder aufzufrischen. Wie die ganze 
Wirksamkeit Steins, so ist auch sein vollendetstes Werk, die 
Städteordnung von der Erkenntnis beherrscht, dafs es sich 
bei der Wiederaufrichtung des materiell und geistig, politisch 
und sozial bankrotten preul'sischen Staats nicht um einzelne 
Keformen, sondern um eine organische Regeneration, eine 
materielle und geistige, politische und soziale Wiedergeburt 
handle; dafs nicht nur einzelne Institutionen, sondern der 
ganze Geist, das tragende Prinzip des absoluten Polizeistaates 
auszurotten sei. Gerade dagegen aber wehrt sich das immer 
wiederkehrende Gespenst des alten Polizeistaates mit der Kiaft 
der Verzweiflung. 

Dafs sich der Gesetzgeber des fundamentalen Gegensatzes 
seiner Rechtsschöpfung zu dem allgemeinen Landreclit als der 
abschliefsenden Kodifikation des absoluten Polizeistaates klar 
bewufst war und mit voller Absicht hier ein neues Rechts- 
prinzip an die Stelle des alten setzte, das ergibt sich mit 
vollster Deutlichkeit aus der Entstehungsgeschichte der auf 
das Landrecbt bezüglichen kassatorischen Generalklausel in 
der eben zitierten Einleitung zur Städteordnung. Während 
der Vorarbeiten w^ar zunächst beabsichtigt worden, alle durch 
die Städteordnung abgeänderten Bestimmungen des Landrechts 
speziell anzugeben; man liefs jedoch diese Absicht fallen, 
weil ihre Durchführung bei der Verschiedenheit der prinzipi- 
ellen Grundlagen beider Gesetze völlig unmöglich sei, und das 
Landrecht überhaupt durch die ganze Reform Gesetzgebung 
nicht blofs in den zunächst in Betracht kommenden Titeln, 
sondern in seinen Grundlagen so wesentlich verändert worden, 
dafs dessen Revision und Umarbeitung unvermeidlich und 
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wahrscheinlich bald nötig sein werde"*). Aus dieser An- 
schauung des Gesetzgebers entsprang jene generelle Auf- 
hebungsklausel. Wie die logische und historische Erwägunge 
so führt also auch die Kegel juristischer Interpretation zu dem 
Resultat, dafs man zur Feststellung der rechtlichen Kompetenz- 
g^renze zwischen Staat und Stadt nicht hinter die Städteord- 
nung auf das Landrecht zurückgehen kann und darf; dafs 
man zur Auslegung des Grundgesetzes städtischer Selbst- 
verwaltung nicht seinen diametralen Gegensatz, die Kodifikation 
des absoluten Polizeistaates heranziehen kann. Letzteres ist 
eine Interpretation in fraudem legis, keine Auslegung, sondern 
eine Verfälschung des Gesetzes. 



IIL 

Die städtische Schnlkompetenz nach der Städteordnnng 

Yon 1808. 

Gegenüber dieser klaren Rechtslage bleibt der gegneri- 
schen Ansicht nur eine einzige Ausflucht offen, nämlich die 
Behauptung, dafs das Schulwesen überhaupt nicht zu den von 
der Städteordnung berührten Materien gehöre. Nun enthält 
freilich weder die erste noch irgend eine spätere Städteord- 
nung einen Katalog der Verwaltungsgebiete kommunaler 
Kompetenz; nur daraus erklärt es sich, dafs jene Behauptung 
überhaupt jemals aufgestellt werden konnte. Eben deswegen 
könnte sie freilich mit ebenso gutem oder schlechtem Recht 
wie vom Schulwesen von jedem beliebigen anderen Zweige 
kommunaler Tätigkeit aufgestellt werden. Dafs sie für das 
Schulwesen unbedingt falsch ist, läfst sich auch hier wieder 
nicht nur logisch und historisch glaubhaft machen, sondern 
auch juristisch beweisen. 



*) Vergl. Ernst Meier: Die Reform der Verwaltungsorganisation 
unter Stein und Hardenberg. S. 300/02. 
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Dafs die städtische Selbstverwaltang während des 19. Jahr- 
hunderts auf die Entwicklang des Schulwesens, namentlich 
der Volksschule einen erheblichsten Teil ihrer Arbeit und 
ihrer Mittel verwendet hat, ist unbestritten. Ja, die moderne 
Volksschule ist geradezu eine Schöpfung der städtischen Selbst- 
verwaltung, nicht des absoluten Staates. Dieser hatte die 
allgemeine Schulpflicht zwar gesetzlich proklamiert, aber ihre 
Durchfährung kaum begonnen; sie war eine jener Ver- 
heifsungen des eadämonistischen Polizeistaates, an der sich 
die innerliche Ohnmacht dieses äufserlich allmächtigen Staats- 
wesens in ihrem ganzen Jammer offenbarte. „Zu einem Soldaten 
gehörte nach der Meinung der Zeit nur wenig Bildung, Be- 
greiflich daher ^ dafs die vielen Verordnungen über die Schidpflicht, 
die in Brandenburg -Preufsen ergangen waren, nur dürftige 

Früchte getragen hatten Die Lehrer mangelhaft vorbereitet 

und erbärmlich be2ahlt; die Schulhäuser so beschränkt, dafs der 
Unterricht mmst in der Wohnstuie des Lehrers erteilt wurde, wo 
zugleicli die Familie ihre häudichen Geschäfte besorgte; von einer 
Trennung der Kinder nach Älter und Wissen kaum die Bede, 
Die Lehrmittel kümmerlich. Der Unterricht, da die Eltern für 
das Erlernen von Schreiben und Rechnen ein höheres Schulgeld 
zu zahlen hatten, in der Regel auf das Lesen und die Religion 
beschränkt Der Schulhesitch im Winter schlecht, im Sommer fast 
allerorten die Schtde geschlossen^ weil die Eltern ihre Kinder 
in der Wirtschaft nicht missen zu können behaupten. Und 
während sonst der Staat sich in Aufsicht und Bevormundung 
nicht genug tun konnte^ liefs er hier die Dinge gehen, wie sie 
gingen"*). 

So sah die Schulverwaltung des eudämonistischen Polizei- 
staats im Fridericianischen Preufsen aus; das war die „ge- 
meine Schule" des viel belobten Landrechts. Auch heute 
gehören ja wohl solche Schulzustände noch nicht völlig der 
historischen Vergangenheit an; man mag ähnliches auf dem 
flachen Lande der östlichen Provinzen noch vorfinden, wo ja 

*) Max Lehmann: Freiherr vom Stein. Bd. 2 (1903), S. 33. 

Pj-euls, Recht der städt. Schulverwaltung. 2 
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Überhaupt der Geist jenes Gesetzbuchs noch umgeht. Das so 
völlig andere Bild, wie es das städtische Schulwesen dar- 
bietet, so viel auch dieses immer noch zu wünschen übrig 
lassen mag, ist das Werk der städtischen Selbstverwaltung; 
es ist erst begonnen worden, seitdem die Volksschule in der 
Stadt Kommunalschule geworden ist. Waren doch selbst in 
der Hauptstadt Berlin noch im Jahre 1827 reichlich 20pCt. 
der schulpflichtigen Kinder unbeschult, ganz abgesehen von 
der gänzlich minderwertigen Qualität der vorhandenen Armen-, 
Parochial- und Privatschulen. Erst seit der Einsetzung der 
städtischen Schuldeputation und der ihr untergeordneten 
ehrenamtlichen Schulkommissionen ward die allgemeine Schul- 
pflicht zur Wahrheit und begann der Aufbau eines leistungs- 
fähigen Systems öffentlicher Volksschulen*). 

Diese Tatsachen sind an sich schon geeignet, die Kühn- 
heit der Behauptung zu beleuchten, dal's das gesamte Schul- 
wesen, also auch das Kommunalschulwesen eine Materie sei, 
die von der gesetzlichen Organisation der städtischen Selbst- 
verwaltung, von der Städteordnung in keiner Weise berührt 
werde! Man mufs die Urteilskraft und Verwaltungskenutnis 
des Freiherrn vom Stein und seiner Mitarbeiter unglaublich 
unterschätzen, wenn man annimmt, dafs ihm unter den 
Materien, die der „Mietlingsgeist" der Bureaukratie des abso- 
luten Polizeistaates in Verwahrlosung geraten liefs, gerade das 
Schulwesen entgangen sein soll; dals er, der die Bedeutung 
geistiger Bildung für den Staat über alles schätzte, das Schul- 
wesen nicht zu den Aufgaben der Selbstverwaltung gerechnet 
haben sollte, deren Wesen er in die berühmten Worte zu- 
sammenfafste: „Der Formenkram und Dienstmechanism in 
den Kollegien wird durch Aufnahme von Menschen aus dem 
Gewirr des praktischen Lebens zertrümmert, und an seine Stelle 
tritt ein lebendiger,^ fest strebender, schaffender Geist und ein 
aus der Fülle der Natur genommener Reichtum von Ansichten 

*) Vergl. Dr. L. H. Fischer: „Die ersten 75 Jahre der Berliner Ge- 
nieindeschule'' in den Mitteilungen der Gesellschaft für deutsche Er- 
ziehungs- und Schulgeschichte. 1903, S. 42Sff. 
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und Gefühlen." In Wahrheit findet sich denn auch in dem- 
selben programmatischen Aktenstück, dem diese Worte ent- 
nommen sind, der Nassauer Denkschrift, der „Keimzelle der 
Städteordnung", wo die künftige Kompetenz der zu schaffen- 
den kommunalen Selbstverwaltgngskörper flüchtig skizziert 
wird, unter diesen Kompetenzen bereits die Besorgung der 
Anstalten, welche für den öffentlichen Unterricht bestimmt sind. 

Poch sogar wenn man von dem beliebten Tit. 12, 11. A.L.R. 
ausgeht, mufs man zu dem Resultat kommen, dals die Re- 
organisation der Kommunalverwaltung durch die Städteord- 
nung von entscheidendstem Einflüsse auf die Organisation des 
Yolksschulwesens von Rechts wegen sein mutete. Denn der 
§ 12 a. a. 0. bestimmt: „Gemeine Schulen, die dem ersten 
Unterrichte der Jugend gewidmet sind, stehen unter der 
Direktion der Gerichtsobrigkeit eines jeden Ortes. ..." Im 
Sinne der landrechtlichen Organisation war der Begriff der 
Gerichtsobrigkeit ein einheitlicher für Stadt und Land. Dieser 
einheitliche Begriff wurde durch die Gesetzgebung der Regene- 
rationsära durchbrochen. Was ist nun in den Städten bezüg- 
lich der Direktion gemeiner Schulen an die Stelle der „Gerichts- 
obrigkeit" getreten? Die Antwort auf diese Frage kann 
füglich nur aus dem neuen Recht städtischer Selbstverwaltung 
entnommen werden. Auch unter diesem Gesichtspunkte also 
wird die Städteordnung für die Organisation des Yolksschul- 
wesens mafsgebend; und es ist ebenso juristisch wie logisch 
und historisch unmöglich, diese Materie von denen auszu- 
schliefsen, die durch die Städteordnung berührt seien. 

In der Tat berührt denn auch die Städteordnung von 1808 
das Schulwesen ganz ausdrücklich. Der § 179 nämlich sagt: 
yjZicr Oeschäftsverwaltung in Deputationen und Kommissionen 
sind geeignet: b) Schvlsachen. Die Organisation der Be- 
hörde zur Besorgung der inneren Angelegenheiten wird besonderen 
Bestimmungen vorbehalten. Die äufseren Angelegenheiten besorgt 
ein Magistratsmitglied als Obervorsteher mit den nötigen Vor- 
stehern aus der Bürgerschaft In grofsen und mittleren Städten, 

wo gelehrte Schulen bestehen, erhalten diese ihr besonderes Vor" 

2* 
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Steheramt und die übrigen Schulen nach angemessenen Abteilungen 
ebenfalls dergleichen J^ 

Wenn also die Städteordnnng auch keinen erschöpfenden 
Katalog der kommunalen Kompetenzen aufstellt, so ist doch 
klar und unzweifelhaft, dafs .eine Angelegenheit, welche von 
einer städtischen Deputation verwaltet werden soll, im 
Eahmen der kommunalen Kompetenz liegen mufs. Der kom- 
munalen Kompetenz schreibt daher die Städteordnnng die 
Schulsachen schlechthin zu, womit ja selbstverständlich der 
Staatsaufsicht in keiner Weise präjudiziert wird; im Gegen- 
teil gelten selbstverständlich die Normen der staatlichen 
Beaufsichtigung für die kommunale Schulverwaltung genau 
so wie für alle anderen Zweige der Kommunalverwaltung; 
aber eben auch nur so, wie für die anderen Zweige. Für 
irgend eine Sonderstellung der Schulsachen gegenüber allen 
anderen Kommunalangelegenheiten bietet die Städteordnung 
nicht nur keinen gesetzlichen Anhalt, vielmehr spricht der 
§179 deutlich für die Gleichstellung der Schul- mit allen 
anderen Kommunalsachen. 

Aber auch für einen Unterschied zwischen inneren und 
äufseren Schulangelegenheiten bezüglich der städtischen Kom- 
petenz kann § 179 b Städteordnung nicht mit Fug verwertet 
werden, obgleich diese nachher zu erörternde Meinung an 
jenen Paragraphen anknüpft. Denn nicht nur die äufseren 
Angelegenheiten, sondern die Schulsachen ohne Unterschied 
weist die zitierte Gesetzesstelle der Kommunal Verwaltung zu; 
und wenn die Organisation der Behörde zur Besorgung der 
inneren Angelegenheiten noch besonderen Bestimmungen vor- 
behalten wird, so deutet Wortlaut wie Zusammenhang darauf, 
dafs es sich dabei lediglich um die nähere Bestimmung tech- 
nischer Mitglieder für die betreffende städtische Deputation 
handelt. Finden sich doch ganz analoge Bestimmungen für 
andere städtische Deputationen in mehreren Abschnitten des- 
selben Paragraphen; und dafs man sie für die Schul Verwaltung 
noch vorbehielt, erklärt sich einfach aus dem damals bereits 
als notwendig erkannten^ und zu baldiger Verwirklichung in 
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Aussicht genommenen Erlafs eines allgemeinen Schulgesetzes. 
Und endlich beschränkt das Gesetz die städtische Kompetenz 
hier auch keineswegs auf die Volksschulen, sondern zieht 
auch die gelehrten Schulen in deren Bereich, nur dafs diese 
ein besonderes Vorsteheramt erhalten sollen. Auf einen 
staatlichen, nicht kommunalen Charakter dieses Vorsteher- 
amtes oder der Behörde für die inneren Schulaogelegenheiten 
wird nicht mit einer Silbe hingedeutet; vielmehr zeugt 
der Platz dieser Bestimmungen in der Städteordnung dafür, 
dafs es sich in allen Fällen nur nm kommunale Organe 
handeln kann. 

Damit sind wir zu folgendem vorläufigem Resul- 
tat gelangt. Die Organisation des absoluten Polizei- 
staates, wie sie im preufsischen Landrecht kodifi- 
ziert war, ist seit der Städteordnung von 1808 
bezüglich der Städte durch das organisatorische 
Rechtsprinzip der Selbstverwaltung verdrängt wor- 
den. Dieses hat auch das städtische Schulwesen in 
sein Bereich gezogen; iusoweit ist also sedes materiae 
dafür nicht mehr das Landrecht, sondern zunächst 
die Städteordnung von 1808. Nach dem Geist wie nach 
dem Wortlaut dieses Gesetzes wird die Verwaltung 
sämtlicher städtischer Schulen in äufseren w4e 
inneren Angelegenheiten von kommunalen Organen 
in gleicher Weise wie alle anderen Zweige der Kom- 
munalverwaltung geführt, also nach den Gesetzen 
und unter der Oberaufsicht des Staates, aber im 
Rahmen kommunaler Selbstverw^altung. 

Dais die späteren Städteordnungen bis auf die heute 
geltende herab die Kompetenzgrenze zwischen Staat und 
Stadt in dieser Beziehung weder ausdrücklich noch still- 
schweigend verändert haben, ist unbestreitbar und unbestritten. 
Jener Stelle der ersten Städteordnung kommt also insofern 
eine fortwirkende rechtliche Bedeutung zu, als sie beweist, 
dais bei der Schaffung der städtischen Selbstverwaltung in 
Preufsen der Gesetzgeber das Schulwesen nicht von der 
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städtisch en Kompetenz ausgeschlossen, es vielmehr nicht nur 
stillschweigend wie viele andere Materien, sondern ausdrück- 
lich in die Tätigkeit der Selbstverwaltungsorganisation ein- 
bezogen hat. 

Zu untersuchen bleibt, ob dieser positive Rechtszustand 
durch spätere Gesetze aufser den Städteordnungen abgeändert 
worden ist; und ferner, ob den zahlreichen Verordnungen 
und Ministerialreskripten, die eine andere Rechtsanschauung 
zum Ausdruck bringen, ißgendwie rechtsverbindliche Kraft 
innewohnt. 



IV. 

Die Instruktion vom 26. Jnni 1811. 

Unter Berufung auf den Vorbehalt in § 179 b) Städteord- 
nung erging die Verordnung des Departements im Ministerium 
des Innern für den Kultus und öffentlichen Unterricht, die 
sogenannte Instruktion vom 26. Juni>1811, die noch heute als 
Grundlage dieser Organisation gilt. Es ist sehr bezeichnend, 
dafs dieselbe Rechtsanschauung, die jede entscheidende Be-- 
deutung des Gemeinderechts, also insonderheit der Städteord- 
nung für das Schulrecht ableugnen will, sich in gleichem 
Atemzuge auf die Instruktion von 1811 als Rechtsgrundlage 
beruft, während sich diese Instruktion selbst lediglich als 
Ausführungsverordnung zur Städteordnung gibt. Auch nach 
Erlafs der Instruktion bleibt also die Städteordnung als das 
Gesetz die entscheidende Rechtsgrundlage; die Ausführungs- 
verordnung ist nur insoweit rechtsgiltig, als sie dem Gesetz, der 
Städteordnung nicht widerspricht. Ganz übereinstimmend mit 
dem eben entwickelten Sinne des § 179 Städteordnung spricht 
denn auch die Instruktion ausschliefslich von städtischen 
Schuldeputationen; sie beruft sich verschiedentlich auf die Be- 
stimmungen der Städteordnung für die übrigen städtischen 
Deputationen; sie beschränkt ihre Wirksamkeit weder auf die 
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änfseren Angelegenheiten noch auf die Elementarschulen. 
„Die Behörden für die inneren und äufseren Angelegenheiten des 
Schulwesens der Städte im allgemeinen sollen nicht abgesondert 
voneinander bestehen^ sondern es sdl die städtische Schuldeputation^ 
um das Game unter eine einfache und harmonische Leitung zu 
bringen^ nur eine einzige Behörde sowohl für die inneren als für 
die äufseren Angelegenheiten des Schulwesens ihrer Stadt bilden^ 
(§ 9). Auch die Gelehrtenschulen, wo es solche gibt, unter- 
stehen der Schuldeputation (§ 4). ßies -alles entspricht durch- 
aus den gesetzlichen Bestimmungen, wonach das gesamte 
städtische Schulwesen durch kommunale Organe zu verwalten 
ist. Und auch den Vorbehalten der Städteordnung hinsicht- 
lich der besonderen Vorsteher der verschiedenen Schularten 
trägt die Instruktion durch Einzelbestimmungen über die Zu- 
sammensetzung der Schuldeputation gebührend Rechnung. 
Aber sie geht noch weiter, indem sie nicht nur die von der 
Stadt errichteten und unterhaltenen Schulen jedes Grades, 
sondern auch andere in der Stadt bestehende Schulen der 
städtischen Deputation unterstellt, nämlich sämtliche Elementar- 
schulen, auch die königlichen, ferner die jüdischen und Privat* 
schulen, sowie alle Schulen „gemischten städtischen und 
fremden Patronats, ohne Unterschied ihres Grades". 

Vermutlich war es gerade diese letzte Ausdehnung ihrer 
Kompetenz auch auf nicht städtische Schulen, welche die viel- 
erörterte Durchbrechung der Normen der Städteordnung durch 
den § 2 der Instruktion verursacht hat. Während nämlich 
nach § 175 Städteordnung die Stadtverordneten und Bürger- 
deputierten für sämtliche Deputationen von der Stadtverordneten- 
versammlung zu wählen und vom Magistrat zu bestätigen 
waren, bestimmt der § 2 der Instruktion, dafs die von 
Magistrat und Stadtverordneten gewählten Mitglieder von der 
Regierung zu bestätigen, für die Stellen der sachverständigen 
Mitglieder aber von jenen 3 Subjekte zu präsentieren seien, 
von denen die Regierungsabteilung für jede Stelle eins aushebt; 
und dafs endlich die Vertreter der nichtstädtischen Schulen 
von der Regierung einfach zu ernennen seien. 
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Die Rechtsgiltigkeit dieses § 2 ist von Anfang an und 
zwar mit Fug und Recht bestritten worden. Gewifs konnte 
der Vorbehalt des § 179 b Städteordnung durch die Aus- 
führungsverordnung erledigt werden, aber ebenso gewifs nur 
tinter der Voraussetzung, dafs sich diese Ausfuhrungsverord- 
nung im Rahmen des Gesetzes hielt. Dagegen war die Aus- 
führungsverordnung rechtlich völlig unfähig, die gesetzlichen 
Bestimmungen der Städteordnung über die Bestellung und 
Bestätigung der städtischen Verwaltungsdeputationen für 
eine dieser Deputationen abzuändern, eine städtische Depu- 
tation zu schaffen, für deren Bestellung andere Normen als 
die der Städteordnung mafsgebend sein sollten. Für diese 
Rechtsungiltigkeit des § 2 der Instruktion ist es völlig unerheb- 
lich, auf welches Moment man seine Aufnahme in die Aus- 
führungsverordnung zurückführen mag. 

In späterer Zeit ist ihm, wie wir noch sehen werden, die 
Theorie untergeschoben worden, dafj?der § 179 Städteordnung 
den Städten nur die äufseren Schulangelegenheiten überweise, 
die Innern dagegen der staatlichen Kompetenz vorbehalte; da 
nun aber die Instruktion den Schuldeputationen beide Gebiete, 
inneres uud äufseres, übertrage, so erhielten damit diese Depu- 
tationen einen gemischten, zugleich kommunalen und staat- 
lichen Charakter, wodurch sich die staatliche Einwirkung auf 
die Bestellung ihrer Mitglieder rechtfertige. Diese später 
herrschend gewordene Doktrin zieht aus einer falschen Vor- 
aussetzung einen falschen Schlafs. Dafs die Voraussetzung, 
als habe § 179 Städteordnung zwischen äufseren und inneren 
Schulangelegenheiten hinsichtlich der kommunalen Kompetenz 
einen principiellen Unterschied gemacht, durchaus falsch ist, 
das wurde im vorigen Abschnitt bewiesen. Jedoch selbst wenn 
diese Voraussetzung ebenso richtig wäre, wie sie falsch ist, 
so wäre damit für die Rechtsgiltigkeit des § 2 der Aus- 
führungsverordnung nicht das geringste gewonnen. Denn 
unter dieser Voraussetzung konnte der Staat wohl eine staat- 
liche Behörde für die inneren Schulangelegenheiten einsetzen, 
er konnte sie auch vielleicht der Stadt übertragen. Aber in 
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keinem Falle koonte die Ausfährangsverordnung, wie sie es 
tun will, eine städtische Deputation schaffen, für deren 
Bestellung andere als die gesetzlichen Normen der Städte- 
ordnung gelten könnten. Und ebenso wenig konnte die Aus- 
führungsverordnung die auch nach dieser Voraussetzung durch 
das Gesetz begründete kommunale Kompetenz für die äu&eren 
Schulangelegenheiten den Städten wieder entziehen und sie 
einer gesetzlich in keiner Weise begründeten, staatlich -kom- 
munal gemischten Behörde übertragen. 

Ein Zirkularreskript der Minister des Kultus und des 
Innern vom 27. November 1823 sucht die von Anfang an be- 
strittene Rechtsgiltigkeit der Bestätigungsklausel in der In- 
struktion von 1811 durch folgende Erwägung zu retten: jfEin 
Zweifel darüber, ob nicht durch diese 'Verfügung den durch die 
Städteordnung begründeten Rechten der Stadtverordneten Eintrag 
geschehen sei, würde blofs dann eintreten können, wenn die Stadt- 
verordneten darauf dringen seilten, nach § 179 Städteordnung 
eine besondere Kommission zur Besorgung der äufser&n Schul- 
angdegmheiten zu bestdien und nach den allgemeinen Prinzipien 
sti organisieren ....*.. Solange aber die Stadtverordneten 
damit einverstanden sind, dafs die Kommission für die inneren 
Schulangelegenheiten zugleich die äufaeren miibesorge^ kann gar 
kein Zweifel dagegen obwalten, dafs diese Kommission nach diesen 
im Gesetz selbst vorbehaltenen und unterm 26, Juni 1811 erteilten 
näheren Bestimmungen organisiert bleiben müsse^^^). Durch einen 
ganz ähnlichen Gedankengang hat man auch in neuerer Zeit, 
noch die Beschränkung der städtischen Kompetenz zu recht- 
fertigen versucht, welche selbst bei der oben als falsch nach- 
gewiesenen Auslegung des § 179 Städteordnung durch den 
§ 2 der Instruktion von 1811 herbeigeführt würde**). 



*) Rönne und Simon: Die Gemeindeverfassung des preufsischen 
Staates (1843) S. 530. 

**) Brown: „Der rechtliche Charakter der städtischen Schuldepu- 
tationen" (Deutsche Juristenzeitung 1899 S. 410 ff.) Vgl. dagegen meine 
Abhandlung im Archiv für öffentl. Recht 1900, S. 211 ff. und mein 
Städtisches Amtsrecht, S. 246 ff. 
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Indessen liegt doch die rechtliche Unmöglichkeit auf der 
Hand, den Rechtsmangel des § 2 der Instruktion durch die 
Behauptung eines stillschweigenden Einverständnisses der 
Städte oder der Stadtverordneten heilen zu wollen. Ton 
einem Gewohnheitsrecht contra legem in einer Frage, die seit 
bald 100 Jahren stets kontrovers war, kann doch gar keine Rede 
sein; ebensowenig etwa von einem Verzicht der Städte auf 
die ihnen zustehende Kompetenz durch eine konkludente Unter- 
lassung. Einen Rechtsweg gab es für die Städte nicht; und 
an die etwaige Unterlassung unmaisgeblicher Vorstellungen, 
also rechtlich irrelevanter Handlungen könnten in keinem 
Falle Rechtsfolgen geknüpft werden. Zum Überflufs haben 
aber die Städte jedenfalls nicht sämtlich solche Rechtsver- 
wahrungen unterlassen; im Gegenteil hat z. B. Berlin eine 
solche, wie gleich nachher zu erörtern ist, mit durchschlagendem 
Erfolg geltend gemacht. Und die durch spätere Vorgänge 
erhärtete Tatsache, dafs jene Bestätigungsklausel tatsächlich 
meist nicht zur Anwendung gebracht worden ist, spricht auch 
nicht für, sondern gegen das Einverständnis der Städte, das 
übrigens, wie gesagt, auch rechtlich völlig unerheblich wäre. 
Mit der Vereinigung der äufseren und inneren Schulange- 
legenheiten in der Schuldeputation kann also die Durch- 
brechung der gesetzlichen Normen der Städteordnung für die 
Bestellung der Deputationsmitglieder durch die Ausführungs- 
verordnung von 1811 in keiner Weise rechtlich rehabilitiert 
werden. 

Wahrscheinlicher ist mir, wie ich schon oben andeutete, 
dals die Bestimmungen des § 2 der Instruktion veranlafst 
wurden durch die Unterstellung auch nicht städtischer Schulen 
unter die städtische Schuldeputation. Ich entnehme diese 
Wahrscheinlichkeit einmal aus dem letzten Satze jenes § 2, 
wonach die Vertreter der nicht städtischen Schulen in der 
Deputation von der Regierung ohne vorhergegangene Wahl 
der städtischen Behörden ernannt werden sollten; sodann aus 
der Entstehungsgeschichte der gleich zu erörternden Ver- 
ordnung von 1829 für Berlin. Jedoch könnte auch aus diesem 
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Umstände absolut nicht die Kechtsgiltigkeit der Bestätigungs- 
klansel abgeleitet werden. Denn wenn naan anch dem Ministerinm 
die Befognis zugestehen mag, die Kompetenz einer städtischen 
Behörde auf nicht städtische Anstalten im Verordnungswege 
auszudehnen, was hier dahingestellt bleiben kann, so ergibt 
sich daraus doch in keiner Weise die rechtliche Fähigkeit 
der Ausführungsverordnung, die gesetzlichen Normen für die 
Bestellung jener städtischen Behörde irgendwie abzuändern. 
Der § 2 der Instruktion von 1811 war also von allem 
Anfang an rechtsungiltig; und diese rechtlicdie Ungiltigkeit 
ist auch später nicht in der allein möglichen Weise d. h. durch 
ein Gesetz geheilt worden. Die zahlreichen Ministerial- 
reskripte, die allerdings immer wieder die Rechtsgiltigkeit be- 
hauptet haben, waren doch rechtlich völlig unfähig, diese 
Rechsgiltigkeit zu schaffen. Der § 2 der Instruktion von 1811 
besteht auch heute nicht zu Recht. 



V. 

Die VerordnaBg fdr Berlin vom 20. Jani 1829. 

Wie in seinem neuesten Stadium, so hat auch schon bei 
früheren Gelegenheiten der preufsische Schulstreit an Berliner 
Vorgänge angeknüpft. Und die Tatsache, dafs dieser ganze 
Schulstreit auf die Verdunkelung des geltenden öffentlichen 
Rechtszustandes durch die Verwaltungspraxis der letzten 
50 Jahre zurückgeht, wird gerade durch jene Berliner Vor- 
gänge besonders deutlich vor Augen gestellt. Denn hier ist 
der § 2 der Instruktion von 1811, dessen Rechtsungiltigkeit 
im vorigen Abschnitt dargetan wurde, von der Regierung selbst 
durch die nunmehr zu erörternde Verordnung von 1829 beseitigt 
worden. Trotzdem sind aber hier dieselben Ansprüche später 
seitens des Staates immer wieder aufs neue erhoben worden. 
Das ist für den Kampf ums Recht in dieser Frage besonders 
charakteristisch. Daher kann eine juristische Untersuchung, 
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auch wenn sie die Rechtslage in Pi'eufsen überhaupt zum 
Gegenstande hat, doch an diesen besonderen Berliner Ver- 
hältnissen nicht vorübergehen. 

Nach Mafogabe der Instruktion von 1811 war auch in 
Berlin im Oktober 1812 nach manchen Weiterungen eine so- 
genannte Schulkommission gebildet worden, die jedoch niemals 
zu eigentlicher Wirksamkeit gelangen konnte. Anlafs zu 
Reibungen bot namentlich der Umstand, dafs im Widerspruch 
zu den oben erwähnten Bestimmungen der Instruktion die 
nicht städtischen Schulen, besonders die gelehrten Schulen und 
die königlichen Elementarschulen sich der Kompetenz der 
städtischen Schulbehörde entzogen und sich bei diesem 
instruktions widrigen Bestreben der Unterstützung der Regierung 
erfreuten. Andererseits erheischte der schon oben angedeutete 
traurige Zustand, in welchem der absolute Polizeistaat das 
Volksschulwesen zurückgelassen hatte, erhöhte Aufwendungen 
der städtischen Selbstverwaltang. Hierfür stellte die Stadt 
im Jahre 1826 einen eigenen Stadtschulrat an und trat in 
langwierige Verhandlungen mit der Regierung über eine neue 
und wirksamere Organisation ihres Schalwesens ein. Als 
einen leitenden Gesichtspunkt bezeichnet es dabei der Magistrat 
in einem Bericht vom 25. November 1826: „dafs wir in unserer 
Stellung als Kommunalbehörde die Verwaltung des städtischen 
Schulwesens nur auf Grund der Städte-Ordnung und in gleicher 
Weise geregelt wünschen können, wie dies .... hinsichtlich 
der übrigen städtischen Verwaltungszweige der Fall ist;** dem- 
gemäfs würde „das städtische Schulwesen in äufserer und 
innerer Beziehung a) teils durch das Plenum unseres Collegii, 
b) teils durch eine rein städtische Schuldeputation .... ver- 
waltet werden". 

Dieser entscheidende Gesichtspunkt ist denn auch in der 
auf Grund eines Ministerialreskripts vom 26. April ergangenen 
Verordnung des ProvinzialschulkoUegiums vom 20. Juni 1829 
darchaas zu prinzipieller Anerkennung gelangt. Da die In- 
struktion von 1811 für Berlin der hier stattfindenden besonderen 
Verhältnisse wegen niemals vollständig zur Ausfülirung ge- 
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kommen sei, wird durch diese Verordnung an die Stelle jener 
alten Schulkommission für die städtischen Schulen, die Privat- 
schulen und die der jüdischen Gemeinde gesetzt: „der 
Magistrat und eine nach den Grundsätzen der Städte- 
Ordnung von 1808 gebildete rein städtische Schul- 
deputation*. 

Mit klaren und unzweideutigen Worten wird hier also 
anerkannt, dals die von Magistrat und Schul deputation geführte 
Schulverwaltung eine kommunale Angelegenheit ist, deren 
rechtliche Organisation gleich der aller anderen Kommunal:: 
angelegenheiten durch das Grundgesetz der Selbstverwaltung, 
die Städte- Ordnung, bestimmt wird; dafs die Schuldeputation 
nicht eine aus staatlichen und kommunalen Elementen ge- 
mischte, sondern vielmehr eine rein städtische Behörde ist, 
deren Bestellung demgemäls gleich der aller anderen städtischen 
Verwaltungsdeputationen durch die Grundsätze der Städte- 
Ordnung beherrscht wird. Und diese Anerkennung wird aus- 
gesprochen, obgleich von einer Beschränkung dieser rein 
städtischen Organe auf die äufseren Schulangelegenheiten gar 
keine Rede ist; vielmehr auch in der Hand dieser Schul- 
deputation genau so wie nach der Instruktion von 1811 äufsere 
und innere Schulsachen vereinigt bleiben. Nur hinsichtlich 
jenes anderen Punktes, der Ausdehnung ihrer Kompetenz auf 
alle in der Stadt befindlichen, auch die nicht städtischen 
Schulen, tritt eine gewisse Beschränkung ein, indem die 
königlichen und einige andere Schulen dieser Kompetenz ent- 
zogen werden. Damit wird übrigens nur der tatsächlichen 
Entwicklung, wie sie sich hier bereits vollzogen hatte und 
auch anderswo unter fortdauernder Geltung der Instruktion 
von 1811 sich vollzog, Rechnung getragen. Dafs immer noch 
eine Anzahl nicht von der Stadt unterhaltener Schulen, nämlich 
die der jüdischen Gemeinde und die Privatschulen ihnen unter- 
stellt bleiben, kann an dem rein kommunalen Charakter der 
städtischen Schulverwaltungsorgane nichts ändern; vielmehr 
erhellt eben daraus, dafs diese Kompetenz der Stadtgemeinde 
als solcher übertragen ist, welche sie durch ihre Organe, den 
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Magistrat und die ihm untergeordnete rein städtische Schul- 
deputation ausübt.*) 

Nach der im vorigen Abschnitt dargelegten Rechts- 
anschauung enthält nun diese Anerkennung des rein kommu- 
nalen Charakters der städtischen Schulverwaltung und ihrer 
Organe durch die Verordnung von 1829 gar keine Abänderung 
des bis dahin bestehenden Rechts; sie schafft an sich durch- 
aus kein Sonderrecht für Berlin. Zu einer Rechtsänderung 
wäre ja auch eine blofse Verordnung gar nicht fähig gewesen, 
die von 1829 ebensowenig wie die von 1811. Beide sind ledig- 
lich Ausfnhrungsverordnungen zur Städteordnung; und sie 
unterscheiden sich nur dadurch, dafs die Verordnung von 1829 
den in jenem Gesetze wurzelnden rein kommunalen Charakter 
der städtischen Schulverwaltangsorgane mit besonderem Nach- 
druck hervorhebt, während die Instruktion von 1811 sich 
damit begnügt, auf § 179 der Städteordnung zu verweisen und 
von städtischen Schuldeputationen zu sprechen. Jene nach- 
drückliche Hervorhebung hat nun aber doch die Konsequenz, 
dafs die Verordnung von 1829 nicht in den Rechtsfehler der 
Instruktion von 1811 verfallt, rein städtische Verwaltungs- 
deputationen nach anderen Rechtsnormen als den gesetzlichen 
der Städteordnung bilden zu wollen. Von einem Bestätigungs- 
oder Ernennungsrecht der Regierung für Mitglieder der Schul- 
deputation ist hier keine Rede mehr. Allerdings bestimmt 
auch diese Verordnung unter II, 3 und 4, dafs die Stadt- 
verordneten und Bürgerdeputierten der Schuldeputation von 
der Stadtverordnetenversammlung gewählt und von dem 
Magistrat bestätigt werden. Aber der Wortlaut dieser Be- 
stimmung entspricht völlig der oben erwähnten Vorschrift, 
die § 175 der Städteordnung von 1808 für sämtliche Ver- 
waltungsdeputationen enthält; und zum Überflufs beruft sich 
an beiden Stellen die Verordnung selbst noch ausdrücklich 
auf § 175 der Städteordnung. Danach kann es nicht dem 



*) Vgl. meine Abhandlung Arch. f. öffentl. Recht a. a. 0. S. 222; 
und ferner nachher unten im X. Abschnitt. 
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leisesten Zweifel unterliegen, dafs diese Bestimmung mit der 
Reß:ierungsbestätigung nach §2 der Instruktion von 1811 ab- 
solut nichts gemein hat, dafs sie durchaus nicht im Wider- 
spruch mit dem rein kommunalen Ciiarakter der Deputation 
und der städtischen Schulverwaltung steht, dal's sie diese 
Deputation und diesen Verwaltangszweig nicht von allen übri- 
gen städtischen Deputationen und Verwaltungszweigen unter- 
scheidet, sondern vielmehr sie als einander gleichartig anerkennt. 
Ein Sonderrecht für Berlin ist auch damit nach der 
richtigen Rechtsanschauung nicht geschaffen, da der sprin- 
gende Punkt, durch den sich die allgemeine Instruktion 
von 1811 von der besonderen Berliner Verordnung von 1829 
unterscheidet, eben der § 2 der Instruktion rechtsungiltig ist. 
Immerhin liegt ein tatsächlicher Unterschied darin, dafs sich 
überall sonst die Regierung auf den Wortlaut jener Instruktion 
berufen kann, während hier eine Kontroverse zunächst über- 
haupt unmöglich scheint. Um sie zu ermöglichen, mufs 
man dreimal den klaren Worten der Verordnung einen diame- 
tral entgegengesetzten Sinn unterschieben. Erstens nämlich 
mufs man für die Berliner Schuldeputation die Worte der 
Verordnung: „nach den Grundsätzen der Städteordnung ge- 
bildet^ dahin umkehren, dafs sie bedeuten sollen: nicht nach 
den Grundsätzen der Städteordnung, sondern unabhängig von 
ihnen gebildet; man mufs zweitens aus der „rein städtischen 
Schuldeputation'' der Verordnung eine aus staatlichen und 
städtischen Elementen gemischte Behörde machen ; drittens end- 
lich mufs man behaupten, dafs das unter ausdrücklicher Berufung 
auf § 175 der Städteordnung erwähnte Bestätigungsrecht des 
Magistrats nicht das Bestätigungsrecht des Magistrats aus § ] 75 
der Städteordnung sei, sondern vielmehr das Bestätigungsrecht 
der Regierung aus § 2 der Instruktion von 1811! Dafs dieser 
dreifache Saltomortale juristischer Interpretation tatsächlich 
gemacht worden ist, werden wir noch sehen; in seiner Un- 
geheuerlichkeit liegt das für die Beurteilung dieser ganzen 
Frage so überaus charakteristische Moment des besonderen 
Berliner Schulstreits innerhalb des allgemeinen preufsischen. 
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Als letztes Argument dafür, dafs trotz des klaren und 
unzweideutigen Wortlauts der Verordnung von 1829 die 
Berliner Schuldeputation doch keine rein kommunale, ledig- 
lich nach den Grundsätzen der Städteordnung zu behandelnde 
Verwaltungsdeputation sei, wird endlich noch die durch jene 
Verordnung begründete Mitgliedschaft der Superintendenten 
ins Feld geführt, denen übrigens seit der Übernahme der 
katholischen Schulen durch die Stadt noch der katholische 
Probst zur Seite getreten ist. 

Die Instruktion von 1811 enthielt in § 5 die Bestimmung: 
„Die mit sachverständigen Mitgliedern zu besetzenden Stellen 
dürfen zwar nicht ausschliefslich Geistlichen, sondern können 
auch anderen würdigen und einsichtsvollen Männern über- 
tragen, müssen jedoch soviel als möglich mit Geistlichen be- 
setzt werden." Aufserdem hatte der Schlufssatz des § 1 der 
Instruktion den Superintendenten in den gröfseren Städten 
eine besondere Stellung vorbehalten. In überzeugender Weise 
ist neuerdings mit den Mitteln wissenschaftlich historischer 
Kritik dargetan worden, dafs der § 5 der Instruktion bei den 
Geistlichen nur an die durch akademisches Fachstudium be- 
sonders qualifizierten Sachverständigen denken kann, gewisser- 
mafsen an einen engeren Kreis aus denen, die der § 1 der 
Instruktion als „des Schul- und Erziehungswesens kundige 
Männer" bezeichnet. Denn ein besonderes pädagogisch-philo- 
logisches Fachstudium kannte jene Zeit erst als ein anzu- 
strebendes Ideal, aber noch nicht als tatsächliche Grundlage 
eines besonderen Berufsstandes; die einzigen studierten Sach- 
verständigen des Schul- und Erziehungswesens hatten Theologie 
studiert, und an sie denkt die Instruktion offenbar bei ihren 
Geistlichen*). So verstanden fügt sich der § 5 der Instruktion 

*) Siehe Jastrow: „Geistliche als Mitglieder von Schuld eputationen", 
A'erwaltungsarchiv Bd. 11 (1903) S. 306 ff. — Wenn Jastrow an dem uns 
allerdings schwer verständlichen Gebrauch des Wortes „dürfen" in § 5 
cit. Anstofs nimmt, so mag darauf hingewiesen werden, dafs die Sprache 
jener Zeit auch sonst dies Wort da setzt, wo wir etwa „brauchen" 
sagen würden. Damit erhält die Stelle ganz den von Jastrow ver- 
muteten Sinn. 
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ganz wohl in den Rahmen des § 179 der Städteordnung, der 
ja den gesetzlichen Boden für die ganze Ausführungsverord- 
nung bildet. Auch für andere Deputationen bezeichnet § 179 
der Städteordnung mehrfach sachverständige Mitglieder; für 
die Schuldeputation ist die Designieyung solcher Sachver- 
ständigen bezüglich der inneren Schulsachen noch vorbehalten, 
und diesen Vorbehalt führt eben die Instruktion aus. Die 
Berliner Verordnung von 1829 nun kennt auiser den Ma- 
gistratsmitgliedern, Stadtverordneten und Bürgerdeputierten 
nur noch die „hiesigen vier Superintendenten oder die etwa 
ihre Stelle vertretenden Schulinspektoren" als Mitglieder 
der Schuldeputation. Diese sofortige Substituierung der 
eventuell anzustellenden Schulinspektoren bezeugt ganz un- 
widerleglich, dafs die Verordnung von 1829 bei den Superin- 
tendenten ebenso das Sachverständigenelement im Auge hat, 
wie die Instruktion von 1811 bei den Geistlichen; sie hat 
jene allgemeine Bestimmung der Instruktion . den grofs- 
städtischen Verhältnissen Berlins angepafst. 

Diese Auflfassung wird übrigens auch noch durch die 
Vorgeschichte der Verordnung unzweifelhaft erhärtet. Die 
Regierung hatte den städtischen Behörden den Entwurf der 
Verordnung zur Begutachtung übersandt, und in diesem Ent- 
wurf fand sich eine eventuelle Ersetzung der Superintendenten 
durch die Schulinspektoren noch nicht. In ihrem Gutachten 
erklären nun die Stadtverordneten im Jahre 1828, dafs hier 
die Staatsaufsicht weiter ausgedehnt zu werden scheine, als 
es den §§ 1 und 2 der Städteordnung entspreche, und dafe die 
besondere Stellung Berlins nicht genügend beachtet werde, 
das einen eigenen sachverständigen Schulrat im Magistrat 
habe und daher der Aufsicht der geistlichen Herren nicht, 
wie vielleicht andere Städte, bedürfe. „Obwohl wir unsere 
Privaiansicht, dafs ein noch so ausgezeichneter geistlicher Herr als 
solcher deshalb noch nicht iinltedingt ein ausgezeichneter Schulmann 
sein könne und müsse, den verehrlichen Gründen der Königlichen 
hohen Behörden nicht entgegenstellen wollen, noch weniger Ver- 
fügungen zu tadeln uns erkühnen, wonach dem geistlichen Stande, 

Preufs, Recht der städt. Schulverwaltung. 3 
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wahrscheinlich von der entgegengesetzten Ansicht ausgehend^ eine 
nächste unmitteliare Aufsicht und Leitung des gesamten SchuU 
Wesens im Staate zu übertragen erforderlich geachtet worden, so 
glauben unr doch, dafs für unsere Kommune aus früher benannten 
Gründen eine sclcJw Unterordnung nicht mrdnötigbefundenwerdenJ^ 
Im besonderen wird dann noch die den Superintendenten als 
königlichen Eommissarien eingeräumte Sonderstellung gerügt, 
weil sie dem Geiste der Städteordnung widerspreche, ein 
Rückfall in das System der Bevormundung sei und die 
kollegiale Verfassung durchbreche. Auch die Syndici schliefsen 
sich im wesentlichen diesen Bedenken an und erklären gegen- 
über der Berufung der Regierung auf die Bestimmungen des 
A.L.R. II, 12, § 12 — 17, dafs diese Bestimmungen „durch die 
Städteordnung abgeändert seien; und obwohl dies letztere Gesetz 
§ l?9b) die Organisation der Behörde für die inneren Schul- 
angelegenheiten ausdrücklich vorbehalte, dennoch die diesfäßigen 
Anordnungen nur im Sinne und Umfange der §§ 1 und 2 der 
Städteordnung gefafst werden könnten." 

Die Regierung, die sich im ganzen Laufe dieser Verhand- 
lungen den städtischen Bedenken durchaus zugänglich und 
entgegenkommend verhielt, wollte sich in diesem Punkte nur 
zu einem Kompromifs verstehen, indem eben der Ersatz der 
Superintendenten durch andere Sachverständige, die Schul- 
inspektoren in Aussicht genommen und ferner ihre Stellung 
als Kommissarien gemildert, namentlich das ursprünglich ihnen 
beigelegte Veto in das Recht eines Separatvotums verwandelt 
wurde. Die Stadt ging dann auf dieses Kompromifs ein, um 
nicht die ganze absolut notwendige Reorganisation scheitern 
zu lassen; hielt jedoch an ihrem prinzipiellen Rechtsstand- 
punkt fest. 

Ob nach alledem die Stellung, welche die Verordnung 
von 1829 den Superintendenten innerhalb der Schuldeputation 
gibt, eine gesetzlich begründete ist, das wurde also schon bei 
Erlafs jener Verordnung mit guten Gründen bezweifelt. Heute 
wird die Frage um so mehr zu verneinen sein, als die anderen 
Sachverständigen, die schon damals als Ersatzmänner der 
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Superintendenten designiert wurden, die Schulinspektoren, seit 
bald einem Menschenalter ihres Amtes walten. Im übrigen 
ist die rechtliche Haltbarkeit vieler in dieser Beziehung er- 
gangenen Verordnungen und Verfügungen eine höchst proble- 
matische, insoweit sie sich auf die Rechtsanschauung gründen, 
die eben durch die gegenwärtige Untersuchung als irrtümlich 
dargetan wird. Die aus dieser Sachlage sich ergebenden 
praktischen Schwierigkeiten sind am Schlüsse dieser Ab- 
handlung generell zu würdigen. Eines aber steht doch un- 
zweifelhaft fest War und ist die Stellung, welche die Ver- 
ordnung von 1829 den Superintendenten in der Schuldeputation 
gibt, im Widerspruch mit der Städteordnung und daher ge- 
setzwidrig, so teilt sie das Schicksal der Kechtsungiltigkeit 
mit dem § 2 der Instruktion von 1811. In keinem Falle aber 
kann dadurch das in jener Verordnung klar ausgesprochene 
Prinzip irgendwie berührt werden, wonach das städtische 
Schulwesen eine kommunale Angelegenheit ist, die von 
kommunalen Organen, „dem Magistrat und der nach den 
Orund Sätzen der Städteordnung gebildeten, rein städtischen 
Schuldeputation" verwaltet wird. Denn einmal macht selbst- 
verständlich die eine rechtsungiltige Bestimmung nicht 
die ganze Verordnung rechtsungiltig; und ferner ist jenes 
Prinzip von der Verordnung nur anerkannt, aber vom Gesetz 
geschaffen. 

Ein interessanter Beweis dafür, wie völlig man damals 
von dieser richtigen Anschauung durchdrungen war, findet 
sich in einem Erlafs des ProvinzialschulkoUegiums vom 
6. November 1828 während der eben erwähnten Vorverhand- 
lungen. Danach trägt diese Behörde Bedenken, eine unmittel- 
bare Berichterstattung der Schuldeputation an das Provinzial- 
schulkollegium zuzulassen, weil § 187 der Städteordnung 
bestimmt, dafs Berichte an die Staatsbehörden nicht von den 
einzelnen Deputationen und Kommissionen, sondern nur vom 
Magistrat erstattet werden. So wenig dachte man in der 
Entstehungszeit dieser Bestimmung an eine von der Rechts- 
stellung aller übrigen städtischen Verwaltungsdeputationen 

3* 



J 
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prinzipiell verschiedene Stellung der Schuldeputation aufser- 
halb der gesetzlichen Normen der Städteordnung. Erst in 
einer weit späteren Zeit war eine völlige Verkehrung dieser 
klaren Rechtslage möglich. 

VI. 

Die Regiernngsinstrnktion vom 23. Oktober 1817. 

In dem jüngsten Stadium des preufsischen Schulstreites 
hat zur Begründung der ministeriellen Kechtsauffassung die 
Instruktion für die Geschäftsführung der Regierungen vom 
23. Oktober 1817 eine Rolle gespielt wie nie zuvor. Dadurch 
einigermafsen überrascht, sind die Verteidiger der städtischen 
Rechte in ihrer Argumentation hier nicht immer sehr glück- 
lich gewesen. Der Wortlaut jener Instruktion in dem ihm 
von der Regierung gegebenen Sinne scheint in einem so un- 
überbrückbaren Gegensatz zu den heutigen realen Verhält« 
nissen zu stehen, und es war in früheren Stadien dieser alten 
Kontroverse davon so wenig die Rede gewesen, dafs man 
vielfach auf die Behauptung verfiel, die betreffenden Bestim- 
mungen seien im Laufe der Zeit obsolet geworden und auf 
die heutige Lage der Dinge nicht mehr anwendbar. Dem- 
gegenüber hatten die Gegner leichtes Spiel mit dem Nachweis, 
dafs die Regierungsinstruktion von 1817, soweit sie nicht 
durch neuere Verwaltungsgesetze ausdrücklich abgeändert ist, 
noch heute giltiges Recht enthält; und dals eine solche Ab- 
änderung der hier in Betracht kommenden Punkte nicht er- 
folgt ist. Das ist ganz richtig. Aber ebenso richtig ist, dafs 
sich die zitierten Bestimmungen auf die vorliegende Streit- 
frage gar nicht beziehen, niemals bezogen haben und nach 
Sinn wie Wortlaut der Regierungsinstruktion nicht beziehen 
können; und dafs es daher durchaus nicht auf einer lücken- 
haften Gesetzeskenntnis, sondern vielmehr auf einer richtigen 
Rechtsanschauung beruhte, wenn man früher bei dieser Streit- 
frage die Regierungsinstruktion aus dem Spiele liefs.*) 

*) Das gilt allerdings nicht von der Judikatur; vgl, darüber unten 
Abschnitt IX. 
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In der Tat, wenn sich diese Instruktion überhaupt auf 
die Kompetenzgrenze zwischen Staat und kommunaler Selbst- 
verwaltung hinsichtlich der Schulsachen beziehen würde, 
dann könnte von der Frage Staats- oder Kommunalschule, ja 
von irgend einer rechtlichen Streitfi'age auf diesem Gebiete 
gar keine Rede mehr sein. So verstanden, würde der Wortlaut 
der Regierungsinstruktion das Rechtsprinzip der absoluten 
Zentralisierung aller und jeder Tätigkeit auf dem Schulgebiet 
in den Händen der Staatsbehörden sanktionieren, und damit 
jeden Ansatz und jeden Rest von Selbstverwaltung auf diesem 
Gebiet beseitigen. Denn der jetzt soviel zitierte § 18 der 
Instruktion stellt, ehe er die einzelnen Befugnisse der Kirchen- 
und Schulabteilang der Regierungen aufzählt, das Prinzip voran: 
„Ihr gebührt die Verwaltung aller geistlichen und Schul- 
angelegenheiten, welche nicht dem Konsistorium in 
der demselben heute erteilten Instruktion ausdrücklich über- 
tragen worden". Die folgende Aofzählung ihrer Funktionen 
wird mit den Worten eingeleitet: „Unter dieser Einschränkung 
gebühret ihr daher", und so als eine lediglich beispielmälsige 
Aufzählung der wichtigsten Ausflüsse jenes Prinzips charak- 
terisiert. Hätte also die Instruktion den ihr heute beige- 
gelegten Sinn jemals haben können, so würde jener Satz des 
§ 18 alle unter dem Ministerium und den Oberpräsidien, 
deren Verhältnis zur Regierung die Instruktion vorher regelt, 
stehenden Behörden für die gesarate Kirchen- und Schulver- 
waltung mit einziger Ausnahme der Regierungsabteilungen 
und der Konsistorien ausdrücklich beseitigen. Da die Ver- 
waltung aller Schulangelegenheiten, die nicht ausdrücklich 
dem Konsistorium übertragen sind, der Regierung zustehen 
soll, so ist nicht abzusehen, womit sich noch andere Behörden 
auf diesem Gebiete, insonderheit die städtischen Schuldepu- 
tationen etwa beschäftigen könnten. Denn wohlverstanden, 
nicht die Aufsicht, die eine kommunale Tätigkeit nicht nur 
zuläfst, sondern geradezu voraussetzen würde, vielmehr aus- 
drücklich dieVerwaltung des gesamten Schulwesens würde da- 
nach ausschliefslich Sache der Regierungen und Konsistorien sein. 
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Damit würde nun aber die Regierungsinstruktion von 1817 
nicht allein die Instruktion von 1811 mit ihren städtischen 
Schuldeputationen aufheben, sondern auch, da ja der Kegierungs- 
instruktion nach der herrschenden Meinung Gesetzeskraft inne- 
wohnt, die gesetzliche Grundlage jener Instruktion von 1811, 
den § 179 b Städte- Ordnung. Man würde hier also eine 
Novelle zur Städte-Ordnung entdecken, von deren Existenz 
noch nie jemand irgend etwas geahnt hat. Und gar die 
Berliner Verordnung von 1829 mit ihrer „nach den Grund- 
sätzen der Städte-Ordnung gebildeten, rein städtischen Schul- 
deputation" wäre von vornherein gesetzwidrig, also nichtig 
gewesen; es wäre geradezu unbegreiflich, wie sich Kultus- 
ministerium und ProvinzialschulkoUegium so bald nach dem 
Erlafs jener grundlegenden Ordnung einer derartigen flagranten 
Gesetzesverletzung, und noch dazu zum Schaden ihrer eigenen, 
gesetzlich festgelegten Allgewalt hätten schuldig machen sollen. 
Denn auch von einer etwaigen Delegationsbefugnis der Re- 
gierungen ist in dem § 18 keine Rede; und man wird eine 
solche gegenüber einem Gesetz, das noch jüngst der Kultus- 
minister feierlichst als „die Grundlage unserer gesamten 
Staatsverwaltung" proklamiert hat*), doch füglich nicht still- 
schweigend voraussetzen dürfen. In keinem Falle hätte die 
Verordnung die durch das „Gesetz" von 1817 aufgehobenen 
Bestimmungen der Städte-Ordnung wieder in Kraft setzen 
können. Diese juristischen Konsequenzen müssen zu der Er- 
kenntnis führen, dafs die Regierungsinstruktion von 1817 als 
Beweismittel für den heutigen Regierungsstandpunkt nicht zu 
verwenden ist, weil sie, in jenem Sinne aufgefafst, viel zu viel 
beweisen würde, Dinge beweisen würde, die man ernsthaft 
nicht zu behaupten wagen wird. Sie mufs daher mit logischer 
Notwendigkeit eine völlig andere Bedeutung haben, wenn sie 
nicht sinnlos sein soll. Und dies logische Resultat wird auch 
hier wieder durch die historische und juristische Betrachtung 
unwiderleglich bestätigt. 



*) Sten. Ber. des Abg. H. yom 1. Dez. 1904 S. 7792. 
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Die Stein-Hardenbergsche Reformära hatte — abgesehen 
von der fundamentalen sozialen und wirtschaftlichen Regene- 
ration und dem Endziel einer freiheitlichen Staatsverfassung — 
die Reorganisation der Verwaltung nach zwei Hauptrichtungen 
hin in Angriff genommen : gesetzliche Anerkennung und Aus- 
gestaltung der Gemeinden und höheren Kommunalverbände 
als Selbstverwaltungskörper einerseits, moderne Umgestaltang 
des staatlichen Behördensystems andererseits. In der ersten 
Richtung kam nur das einzige grofee Werk der Städte-Ordnung 
von 1808 zur Vollendung; die Ausdehnung und Fortführung 
der Selbstverwaltungsorganisation ist im Geiste der Reformära 
niemals, in erheblich bescheidenerer Gestalt erst sehr viel 
später erfolgt. Auch der Gedanke Steins, Selbstverwaltung 
und Staatsverwaltung organisch zu verbinden, ward damals 
aufgegeben und erst nach langer Zeit und in anderer Form 
wieder aufgenommen. Dagegen wurde die den neuen Be- 
durfnissen entsprechende Umgestaltung des staatlichen Be- 
hördensystems in einer Reihe organisatorischer Akte zur 
Durchführung gebracht. Die Grundlagen für diese Umge- 
staltung sind bezüglich der Zentralbehörden enthalten in den 
Verordnungen vom 24. November und 16. Dezember 1808 und 
vom 27. Oktober 1810. Die Umgestaltung der Provinzial- 
behörden ward in Angriff genommen durch die Verordnung 
wegen verbesserter Einrichtung der Provinzial-Polizei- und 
Finanzbehörden nebst der Geschäftsinstruktion für die Regie- 
rungen vom 26. Dezember 1808. Die möglichst zweckmäfsige 
Organisation gerade dieser Behörden war in den kritischen 
Jahren der Gegenstand mannigfacher Pläne und Experimente. 
Und als nach den Befreiungskriegen durch die Festsetzungen 
des Wiener Kongresses die territoriale Gestalt des preu&ischen 
Staates so gewaltig verändert worden war, ergab sich wiederum 
gerade für diese Behörden die Notwendigkeit neuer Anord- 
nungen. Solche ergingen durch die Verordnung wegen ver- 
besserter Einrichtung der Provinzialbehörden vom 30. April 
1815 und in weiterer Ausführung derselben durch die Re- 
gierungsinstruktion vom 23. Oktober 1817. 
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Erhellt aus dieser Entstehungsgeschichte, dafs alle jene Akte 
sich ausschliefslich mit der Organisation der staatlichen 
Behörden, ihrer über-. Neben- und Unterordnung, ihrer Zu- 
sammensetzung und Geschäftsführung befassen, aber in keiner 
Weise mit dem Verhältnis des Staates zur Selbstverwaltung 
und daher auch nicht mit der Kompetenzgrenze zwischen 
beiden, so wird diese ihre historische Bestimmung durch ihren 
Wortlaut lediglich bestätigt. 

Mit strengster Konsequenz ist in der Verordnung vom 
30. April 1815 die an die Spitze gestellte Beschränkung auf die 
Reorganisation der staatlichen Provinzialbehörden durch- 
geführt. Der § 1 bestimmt die Einteilung des Staates in Pro- 
vinzen und Regierungsbezirke; Gemeinden werden mit keiner 
Silbe erwähnt. Auch später ist von den Kreisen nur als Be- 
zirken der Staatsverwaltung die Rede, und ebenso finden die 
Landräte hier lediglich als Untergebene der Regierungen, also 
als Staatsbeamte einen Platz. Die Städte werden nur ein 
einzigesmal überhaupt erwähnt (§ 36), insoweit sie nicht dem 
staatlichen Verwaltungsbezirk des Kreises angehören, sondern 
einen eigenen Bezirk der Staatsverwaltung bilden sollen. 
Aufserdem wird lediglich bestimmt, welche Behörden die Auf- 
sicht des Staates hinsichtlich der Kommunalverwaltung führen 
sollen; über Inhalt und Umfang dieser Staatsaufsicht" wie 
überhaupt über die Kompetenzgrenze zwischen Staat und Ge- 
meinde findet sich auch nicht ein Wort, während von der 
Kompetenzgrenze zwischen V^rwaltungs- und Justizbehörden 
sehr wohl die Rede ist. Reiner kann das Prinzip der aus- 
schliefslichen Beschränkung auf die Staatsbehörden in der Tat 
gar nicht durchgeführt werden. Und genau das Gleiche gilt 
von der Regierungsinstruktion vom 23. Oktober 1817, die sich 
selbst ja nur als weitere Ausführung jenes früheren Organi- 
sationsgesetzes gibt. So heisst es gleich am Eingang: 

„Wir Friedrick Wilhdm usw. haben durch das Gesetz vom 
30. April 1815 wege>i verbesserter Einrichtung der JE^ovineial- 
hehörde^i nicht nur in der inneren Einrichtung der Begierungen, 
sondern auch durch die darin verordnete ÄmteUung von Olei*- 
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Präsidenten und Errichtung vmi Provimialko'nsistorien und Medi- 
zirnükoUegien in der Stellung und in dem Wirkungskreise der 
JRegieru7igen so wesenüiche Abänderungen getroffen^ dafs Wir es nötig 
gefundefii haben, die bisherige Dienstinstruktion vom 26. Dezendm- 
1808 einer genauen Durchsicht und Umarbeitung unterwerfen zu 
lassen^ und erteilen demnach nach Vollendung derselben den 
Regierungen^ mit Hintveisung auf die heute von Uns vollzogenen 
Dienstinstruküonen für die Oberpräsidenten^ Konsistorien und 
MedizhialkoUegien, für die Zukunft folgende Aniveisu'ng zum 
Dienst J' 

Also auch hier mit ausdrücklichen Worten der unzwei- 
deutige Hinweis auf die ratio der neuen Ordnung, nämlich 
weitere Ausfuhrung des im Gesetz von 1815 geregelten Ressort- 
verhältnisses der Staatsbehörden, insonderheit der Regierungen 
zu den Oberpräsidien, Konsistorien und Medizinalkollegien, 
Regelung des innern Geschäftegangs der Regierung und ihrer 
Abteilungen. Aber^auch hier nicht eine Silbe über das Rechts- 
verhältnis von Staat und Gemeinde, Staatsverwaltung und 
Selbstverwaltung. Gleich der § 1 bezeichnet als Geschäftskreis 
der Regierung alle Angelegenheiten, welche in der Zentral- 
instanz den Ministerien zustehen, soweit diese Gegenstände 
überhaupt von einer Territorialbehörde verwaltet werden 
können und nicht dafür besondere Behörden eingesetzt sind. 
Das heifst doch nichts anderes, als dal's die Regierungen in 
der Provinzialinstanz in dubio für den ganzen Umfang der 
Staatskompetenz zuständig sind; aber selbstverständlich auch 
nur für diesen. Wie weit er reicht, insonderheit wo gegen- 
über der Staatskompetenz die der Selbstverwaltungskörper 
eintritt, darüber will also diese Instruktion so wenig wie das 
Gesetz von 1815 irgend etwas sagen; und sie sagt auch 
wirklich kein Wort darüber. Demgemäfs sprechen die ein- 
zelnen Abschnitte der Instruktion über die Ressorts der 
Regierungsabteilungen, über ihr Verhältnis zu einander und 
zum Plenum, über das Verhältnis der Regierung zu den Ober-, 
Provinzial- und Unterbehörden, über das Verhältnis der 
Regierungen zu auswärtigen Behörden, zu den Gerichts- 
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behörden, über ihr Verhältnis zu den Kegiernngs- und Bezirks- 
beamten usw.; nur über das Verhältnis von Staat und Ge- 
meinde sprechen sie nicht. Dafür verweist der § 8 die Re- 
gierungen wie überall auf die bestehenden Gesetze und Vor- 
schriften, die sie strenge zu beobachten und gegen deren In- 
halt sie niemals etwas zu verfugen haben. Zu diesen Gesetzen 
gehört eben auch die bestehende Städteordnung. 

So, aber auch nur so erhält der oben erwähnte generelle 
Satz aus der ersten alinea des § 18 seinen allein möglichen 
und auch völlig unanstöisigen Sinn. Der Kegierungsabteilung 
gebührt die Verwaltung aller geistlichen und Schulangelegen- 
heiten, welche nicht dem Konsistorium ausdrücklich über- 
tragen worden, in der Bezirksinstanz — so weit nach den 
bestehenden Gesetzen diese Kirchen- und Schulverwaltung 
überhaupt Staatssache ist Nur so ist schlieJslich auch die 
ständige Nebeneinanderstellung von „Direktion und Aufsicht^ 
oder „Aufsicht und Verwaltung^ in den einzelnen Ziffern des 
§ 18 zu erklären und zu rechtfertigen. 

Der Herr Kultusminister sagte im Abgeordnetenhause*): 
yy Meine Herreriy die Regierungsinstruktion überträgt den Regierungen 
in § 18e) die Aufsicht und Verwaltung des gesamten Elementar- 
Schulwesens. Ich bitte^ namentlich auf den Ausdruck „ Verwaltung^ 
Gewicht legen zu dürfen^ weil daraus klar hervorgeht • . . ., dafs 
mit dieser Befugnis der Verwaltung ein sehr weitgehendes Auf- 
sichtsrecht verbunden ist, ja das Recht des direkten Eingreifens, 
der Übernahme der Verwaltung usw." 

DaCs mit der Befugnis zur Verwaltung ein Aufsichtsrecht, 
gleichviel ob weit oder nicht weit gehend, verbunden sei, ist 
eine logische und juristische Unmöglichkeit, es handle sich 
denn um den hier nicht vorliegenden Fall einer Delegation. 
Im übrigen kann die Behörde, welche die Aufsicht über die 
Verwaltung führt, nicht selbst die Verwaltung fuhren; und 
umgekehrt kann nicht die Behörde, welche • verwaltet, . die 
Aufsicht über ihre eigene Verwaltung führen**). Freilich geht 



♦) Sten. Ber. a. a. 0. S. 7792. 
**) Zutreffend weist ein Ministeriabreskript Tom 31. Januar 1835 
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die Verkennung dieses handgreiflich klaren Sachverhalts daraut 
zurück, dafs der tiefgreifende Wesensunterschied zwischen 
Subordination und Aufsicht, obwohl theoretisch anerkannt, 
praktisch immer wieder verwischt wird, wozu der übliche, 
wissenschaftlich unsaubere Sprachgebrauch der Praxis erheb- 
lich beiträgt. Diesem ist die Dienstaufsicht des Vorgesetzten 
über die gesamte amtliche Tätigkeit der subordinierten Beamten 
ein durchaus geläufiger Ausdruck; und da diese Aufsicht ein 
Ausflufs der Subordination ist, holt man nun auch umgekehrt 
aus der Kommunalaufsicht ein Ding heraus, das dem Sub- 
ordinationsverhältnis zum Verwechseln ähnlich sieht. Und 
doch sind Dienstaufsicht und Subordination einerseits und die 
Kommunalaufsicht andererseits rechtlich ganz verschiedene, 
ja geradezu entgegengesetzte Dinge. Jene beruht auf dem 
Verhältnis der Behörden zueinander; diese auf dem Ver- 
hältnis von Staat und Gemeinde zueinander. Die Grenzen 
des Aufsichtsrechts sind zugleich die Kompetenzgrenzen 
zwischen Staat und Gemeinde; an die Stelle des Subordinations- 
verhältnisses zwischen oberen und unteren Behörden desselben 
Gemeinwesens tritt also das Aufsichtsverhältnis zwischen den 
zur Wahrnehmung der Staatskompetenz berufenen Staatsorganen 
und den zur Wahrnehmung der Gemeindekompetenz berufenen 
Gemeindeorganen*). 

Wie wir gesehen haben, setzt die Kegierungsinstruktion 
von 1817 die Kompetenzgrenze zwischen Staat und Gemeinde 
als anderweitig gesetzlich gegeben voraus; und nur unter 
dieser Voraussetzung erhält der Wortlaut der Ziffern d) bis f) 
des § 18 einen juristisch einwandfreien Sinn. Danach steht 
der Regierungsabteilung die Direktion über die öffentlichen 
und Privatschulen und Erziehungsanstalten, die Verwaltung 



(Kamptz' AnD. Bd. 19, S. 158) für das Etats- und Rechnungswesen darauf 
hin, dafs die Prüfung der Etats und die oberaufsehende Dechargierung 
der Rechnungen mit dem Falle einer eigenen Verwaltung gar nicht zu 
vereinbaren sei. 

*) Vgl. mein Städtisches Amtsrecht S. 139 ff. und S. 307f.; cf. auch 
Erk. d. 0. V. G. Bd. 12, S. 423, Bd. 14, S. 418. 
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des gesamten Elementarschulwesens und sämtlicher änfseren 
Schalangelegenheiten zu, soweit sie eben nach dem bestehenden 
Recht unmittelbare Staatsverwaltung ist; so weit dies 
nicht der Fall ist, steht ihr über alle diese Materien die Hand- 
habung der Staatsaufsicht zu. Bezüglich der Vermögens- 
verwaltung sagt dies Ziffer g) ausdrücklich: „die gesamte 
Verwaltung des Kirchen-, Schul- und Stiftungsvermögens, im 
Fall selbige nicht verfassungsmäfsig anderen Behörden oder 
Gemeinden, Korporationen und Privaten gebührt, und im 
letzteren Fall die landesherrliche Oberaufsicht über die Ver- 
mögensverwaltung". In ganz analoger Weise muls auch für 
die drei vorangehenden Ziffern die. Kompetenz der Regierung 
hinsichtlich der Verwaltung einerseits und der Aufsicht 
andererseits auseinandergehalten werden. 

Bei oberflächlicher Betrachtung möchte es nahe liegen, 
diesem logisch wie juristisch zwingenden Schluls mit dem 
argumentum e contrario auszuweichen: eben weil die Instruk- 
tion diese Unterscheidung nur für die Vermögensverwaltung 
ausdrücklich vornehme, gelte sie für die vorangehenden Punkte 
nicht. Es kann dahingestellt bleiben, welches Motiv den Ver- 
fasser der Instruktion bewog, jene Unterscheidung gerade und 
nur hier bei der Vermögensverwaltung ausdrücklich hervor- 
zuheben. Am wahrscheinlichsten ist es wohl, dafs sich darin 
das soviel ältere und gefestigtere Ansehen des Privatrechts, 
das sogar der absolute Staat einigermalsen respektierte, gegen- 
über dem noch so jungen und unentwickelten öffentlichen 
Recht geltend macht; dafs man also da, wo es sich um 
private Vermögensrechte der Korporationen und Einzelnen 
handelt, eine vorsichtigere und präzisere Fassung wählte, als 
bei den Punkten, wo „nur" öffentlich rechtliche Kompetenzen 
in Betracht kamen. Aber wie dem auch sei, entscheidend 
muls der im vorhergehenden erbrachte Nachweis bleiben, dafe 
die Ziffern d) bis f) in dem gleichen Sinne verstanden werden 
müssen, den der Wortlaut der Ziffer g) ausdrückt, um logisch 
und juristisch überhaupt möglich zu sein; dafs sie sich nur 
unter dieser Voraussetzung in den Rahmen des § 18 und dieser 
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wiederum nur so in den Kahmen der ganzen Regierangs- 
instruktion und ihrer Grundlage, des Gesetzes vom 30. April 1815 
sowie der Entwicklung dieser Organisation der Staatsbehörden 
einfügt. 

Das Resultat ist also nach alledem, dafs die Regierungs- 
instruktion vom 23. Oktober 1817 für die juristische Beur- 
teilung des Rechtsverhältnisses von Staat und Stadt bezüglich 
der Schulverwaltung vollkommen ausscheidet, weil sie in 
dieser Hinsicht absolut nichts bestimmen will noch bestimmt. 
Mafsgebend dafür blieb nach wie vor der Instruktion das 
einzige hierüber ergangene Gesetz, die Städteordnung, und die 
auf Grund dieses Gesetzes ergangenen Ausführungsverord- 
nungen von 1811 und 1829, soweit sie dem Gesetze nicht 
widersprachen. Für die Zukunft verwies ^übrigens § 18 selbst 
auf die unmittelbar bevorstehende gesetzliche Regelung durch 
eine allgemeine Schulordnung, ein Hinweis, der seit nun bald 
einem Jahrhundert immer wiederkehrt. 



VII. 

Die Verfassung nnd das Schnlanfsichtsgesetz Yon 1872. 

In der ministeriellen Denkschrift, die anstatt der Motive 
der oktroyierten Verfassung vom 5. Dezember 1848 beigegeben 
war, heifst es bezüglich des Verhältnisses der politischen Ge- 
meinde zur Schule sehr schön, dafs „durch die Verfassungs- 
urkunde die Schule im eigentlichsten Sinne in ihren Lasten 
und in ihrer Pflege zu einem Eigentume und einem Gegen- 
stande der Liebe und Fürsorge der Gemeinde gemacht 
werde". Und noch bei den Revisionsverhandlungen in den 
Kammern erklärte der Kultusminister von Ladenberg 
wiederholt, „dafs nichts so wichtig und wesentlich sei, als 
selbst verfassungsmäfsig es festzustellen, in welcher innigen 
Verbindung die Gemeinde zu ihrer Schule steht". Diesen 
Gesichtspunkten solle das künftige Unterrichtsgesetz vollauf 
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Rechnung tragen'^;. Bezüglich dieses seit mehr als einem 
Menschenalter nnmittelbar bevorstehenden Schulgesetzes gab 
der Kultusminister „die Versicherung, dafs es die Aufgabe der 
Verwaltung sein wird, das Erscheinen des Unterrichtsgesetzes, 
zu dem sämtliche Materialien bereits vorhanden sind, sobald 
die Verfassungsurkunde durch die Revision festgestellt sein 
wird, möglichst zu beeilen".**) Demgemäfs beschränkte man 
sich bei der endgiltigen Feststellung der Verfassungsurkunde 
auf einige allgemeine Redewendungen in den Artikeln 23/25, 
verhiefs in Artikel 26 abermals das Unterrichtsgesetz und 
suspendierte durch Artikel 112 bis dahin auch die in jenen 
Artikeln etwa enthaltenen Normen. Die Anregung zur Sus- 
pendierung ging von einem Manne aus, der aber die Inten- 
tionen der Unterrichts Verwaltung Bescheid wissen mochte, 
Herrn Stiehl, dem späteren Vater der Regulative. 

Klar und unzweideutig sind in den suspendierten Artikeln 
für das Verhältnis von Staat und Gemeinde nur die drei 
Sätze: „Alle öffentlichen und Privat- Unterrichts- und Erziehungen 
anstalten stehen unter der Aufsicht vom Staate ernannter Behörden^, 
— „Die Leitung der ävfseven Angelegenheiten d&i" Volksschule steht 
der Gemeinde zu", — „Die Mittel zur Errichtung^ Unterhaltung 
und Einoeiterung der öffentlichen Volksschule werden von den Ge- 
meinden und im Falle des nachgewiesenen Unvermögens ergänzungs- 
weise vom Staate aufgebracht", — In diesem letzten Satze bezüglich 
der Leistungspflicht kommt der früher ausgesprochene Gedanke, 
dafs die Volksschule ein Eigentum der Gemeinde sei, noch in 
voller Reinheit zur Geltung. Im übrigen würden jene Sätze, 
auch abgesehen von ihrer Suspendierung, zu einer prinzipiellen 
Auseinandersetzung zwischen staatlicher und kommunaler 
Schulkompetenz nicht ausreichen; denn einerseits fehlt es an 
jeder Andeutung über das Verhältnis von äufseren und inneren 
Schulangelegenheiten, andererseits ebenso an der näheren Be- 
stimmung des Verhältnisses der staatlichen Schulaufsicht zu 



*) Stenographischer Bericht der T. Kammer 1849/50, Seite 1079. 
**) Stenographischer Bericht der II. Kammer 1849/50, Seite 1261, 
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einer nicht staatlichen, also insonderheit einer kommunalen 
Schulverwaltung. Die parlamentarischen Verhandlungen über 
das Prinzip der staatlichen Schulaufsicht wurden sofort und 
vollständig von konfessionellen Gesichtspunkten beherrscht; 
nicht staatliche oder kommunale, sondern weltliche oder geist- 
liche Schulaufsicht? — das allein war von Anfang an die 
Frage. 

In diesem Zusammenhange findet denn auch das einzige 
spätere Gesetz, das für die vorliegende Frage, freilich völlig 
ungerechtfertigter Weise herangezogen wird, das Schulauf- 
sichtsgesetz vom 11. März 1872 seine Stelle. Es muls aufs 
äufserste befremden, dafs der Herr Kultusminister bei der 
Verhandlung im Abgeordnetenhause am 1. Dezember 1904 
den § 1 dieses Gesetzes als für die vorliegende Frage be* 
deutungsvoll zitiert, jedoch den § 3 desselben Gesetzes, der 
diese Bedeutung vollständig ausschlieist, nicht mit einer Silbe 
erwähnt hat*). § 1 des Schulaufsichtsgesetzes von 1872 
lautet: „Unter Aufhebung aller in den einzelnen Landesteilen 
entgegenstehenden Bestimmungen steht die Aufsicht über alle 
ö£fentlichen und privaten Unterrichts- und Erziehungsanstalten 
dem Staate zu. Demgemäfs handeln alle mit dieser Au&icht 
betrauten Behörden und Beamten im Auftrage des Staates.^ 

Und § 3 desselben Gesetzes lautet: „Unberührt durch 
dieses Gesetz bleibt die den Gemeinden und deren 
Organen zustehende Teilnahme an der Schulaufsicht 
sowie der Artikel 24 der Verfassungs-Urkunde vom 31. Ja- 
nuar 1850". 

Mit ausdrücklichen und unzweideutigen Worten erklärt 
also hier der Gesetzgeber, dafs das in § 1 ausgesprochene 
Prinzip der exklusiven Staatsaufsicht keine Geltung gegen- 
über den Kommunen haben soll; dafs vielmehr in dieser Be- 
ziehung das bis dahin bestehende Rechtsverhältnis unverändert 
bleiben soll. Dem entspricht ja durchaas die historische 
Stellung dieses Gesetzes als eines der kirchenpolitischen soge- 



*) Stenographischer Bericht, Seite 7792. 
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nannten Maigesetze. Auch hier wird gar nicht die Frage: 
staatliche oder kommunale, sondern staatliche oder kirchliche 
Schulaufsicht berührt. Das ist ja in ' der Tat auch die Be- 
deutung, die das Prinzip der Staatsschule „schon" seit den 
Tagen des preufsischen Landrechts in Wahrheit gehabt hat. 
Ihr Gegensatz war stets die Kirchenschule, nicht die 
Eommunalschule. Diese konnte es zur Zeit des Landrechts 
gar nicht sein, weil es, wie oben gezeigt, kommunale Selbst- 
verwaltungskörper nicht gab; dafs sie es auch bis heute nicht 
sein sollte, zeigt der Wortlaut des Schulaufsichtsgesetzes. 
Dal's man neuerdings sich auf das Prinzip der Staatsschule 
beruft, um die Eommunalschule zu bekämpfen, wird nur durch 
eine völlige Verkehrung der historischen wie der juristischen 
Bedeutung jenes Prinzips ermöglicht. 

Das Schulaufsichtsgesetz von 1872 scheidet also gleich- 
falls für die Beurteilung der vorliegenden Frage völlig aus. 



VIIL 

Der Kampf nms Recht Yon 1854 bis 1904. 

Nach der kurzen Episode der Gemeinde-Ordnung vom 
11. März 1850 trat die noch jetzt geltende Städte-Ordnung vom 
30. Mai 1853 für die östlichen Provinzen in Kraft, der dann 
die ganze Reihe von einzelnen Städte-Ordnungen für die 
übrigen Provinzen gefolgt ist. Ihnen allen ist die negative 
Eigenschaft gemeinsam, dafs sie über die Kompetenzgrenze 
zwischen Staat und Stadt in der Schulverwaltung keine Normen 
enthalten, daher auch keine Veränderung des in dieser Be- 
ziehung bis dahin bestehenden Rechtszustandes bewirkt haben. 
Nur in einem Punkte, der an sich mit unserer Frage nichts 
zu tun hat, aber in die Kontroverse, wie wir gleich sehen 
werden, hineingezogea wurde, weichen die jetzt geltenden 
Städte-Ordnungen von der ersten Städte-Ordnung ab. Diese 
enthielt, wie oben erwähnt, in ihrem § 175 die Bestimmung, 
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dafs die Wahlen der Stadtverordneten und Bürgerdeputierten 
in sämtliche Yerwaltungsdeputationen der Bestätigung durch 
den Magistrat unterlagen. Der Regierungsentwurf zur Städte- 
Ordnung von IbbS hatte hier eine Genehmigung der Regierung 
einfügen wollen, was aber von den Kammern abgelehnt wurde; 
und auch die* Bestätigung durch den Magistrat ist in den 
jetzigen § 59 St.-0. wie in die späteren Städte-Ordnungen 
nicht übergegangen, heute also rechtlich beseitigt. 

Damit war ipso jure auch für die Mitglieder der Schul- 
deputation dieses Bestätigungsrecht des Magistrats weggefallen, 
das die Berliner Verordnung von 1829, wie wir sahen, unter 
ausdrücklicher Berufung auf § 175 Städte-Ordnung von 1808 
statuiert hatte. Was die aufserhalb Berlins giltige Instruk- 
tion von 1811 betrifft, so ist die Rechtsungiltigkeit der dort 
in Anspruch genommenen Regierungsbestätigung oben im 
IV. Abschnitt nachgewiesen worden; gerade deshalb hatte 
auch hier im Geltungsbereich der Städte-Ordnung von 1808 
das Bestätigungsrecht des Magistrats für die Schuldeputation 
wie für alle anderen Deputationen selbstverständlich bestanden, 
war aber ebenso selbstverständlich auf Grund der neuen 
Städte-Ordnungen in Wegfall gekommen. Es galt also in 
dieser Beziehung nach wie vor für Berlin und die anderen 
Städte materiell das gleiche Recht, obwohl es formell dort 
auf der Verordnung von 1829, hier auf der Instruktion von 
1811 beruhte. Wenn nun im folgenden einige Berliner Vor- 
gänge besondere Erwähnung finden, so haben diese doch 
unter den oben im V. Abschnitt dargelegten Gesichtspunkten 
keine blols lokale, sondern eine allgemeine und gerade prin- 
zipiell besonders lehrreiche Bedeutung. Auch liegt es in der 
Natur der Verhältnisse, dafs solche bezeichnenden Vorgänge 
sich konkret nur aus der Geschichte jeder einzelnen Stadt 
feststellen lassen. Vermutlich w^ürden die Akten anderer 
Grofsstädte Seitenstücke in Fülle zu den Berliner Vorgängen 
ergeben. 

Nicht überflüssig für die Beurteilung dieser Dinge im 
historischen Zusammenhange dürfte der Hinweis darauf sein, 

Prenfs, Recht der städt. Sohnlverwaltung. 4 
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dafs der Beginn dieser Kämpfe und die Wurzeln der heutigen 
Rechtsunsicherheit in Zeiten liegen, die auf die Entwicklung 
unseres öffentlichen Rechts überhaupt einen anheilvollen und 
verwirrenden Einfluls ausgeübt haben: die Zeiten des 
Ministeriums Manteuffel-Westphalen- Raumer und dann die 
des Verfassnngskonflikts. Eine Nachprüfung aller in jenen 
beiden Perioden ergangenen Verordnungen und Ministerial- 
reskripte auf ihre Rechtsgiltigkeit würde einen interessanten, 
aber höchst unerfreulichen Beitrag zur preufsischen Rechts- 
geschichte, und zwar nicht nur auf dem Gebiete der Schul- 
verwaltung, ergeben. Der Unterschied ist nur, dafs auf 
anderen Gebieten seitdem eind Klärung des Rechts durch eine 
gesetzliche Ordnung eingetreten ist, während im Bereich der 
Schulverwaltung Verordnungen und Reskripte solcher Herkunft 
heute den Rang von Rechtsquellen usurpieren. Jedoch: quod 
ab initio vitiosum, non potest tractu temporis convalescere. 

Auf Grund des § 81 St.-0. von 1853, der die zur Aus- 
führung des Gesetzes erforderlichen Bestimmungen dem 
Minister des Innern übertrug, erging die ausführliche Instruk- 
tion dieses Ministeriums vom 20. Juni 1853, die in ihrer 
Ziffer XIII die Bestimmung enthielt: y^Für die Kirchen- tmd 
Schuldeputationen, welche sich ihrem Reasortverhältniase gemäß 
nicht blofs auf dem Gebiete der eigentlichen Gemeindever- 
waltung bewegen, bilden die neben den älteren Städte- Ordnungen 
ergangenen besonderen Bestimmungen femei^hin die leitend&n 
Normen" usw. Hierbei ist zweifellos in erster Linie an 
die Instruktion von 1811 bezw. an die sie für Berlin er- 
setzende Verordnung von 1829 zu denken. Daraus folgt aber 
keineswegs, dafs nun diese Verordnungen ihre Rechtskraft 
nicht mehr aus dem Gesetze, sondern aus dieser neuen 
Ministerialinstruktion schöpfen könnten, wie gelegentlich zu 
behaupten versucht worden ist. Waren jene älteren Instruk- 
tionen Ausführungs -Verordnungen zur Städte-Ordnung von 
1808, so ist diese neue Instruktion eine Ausführungs-Verord- 
nung zur Städte-Ordnung von 1853 und nichts weiter; eine 
rechtsändernde Kraft besitzt selbsverständlich keine dieser 
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Ansführungs-Verordnungen. Soweit jene älteren Verordnungen 
etwa dem ihr rechtliches Fundament bildenden Gesetze, der 
Städte- Ordnung von 1808 widersprachen und daher von 
Anfang an rechtsungiltig waren, was namentlich von der 
Bestätigungsklausel der Instruktion von 1811 gilt, konnte 
ihnen die neue Ausführungs- Verordnung unmöglich nachträg- 
liche Rechtskraft verleihen. Und soweit jene Verordnungen 
dem neuen Gesetze, der Städte-Ordnung von 1853 wider- 
sprachen, was namentlich von der auf § 175 der alten Städte- 
Ordnung gestützten Bestätigungsklausel der Verordnung von 
1829 gilt, konnte ihnen die neue Instruktion unmöglich eine 
das Gesetz abändernde Kraft verleihen. Denn nicht zur Ab- 
änderuiig, sondern lediglich zur Ausführung der Städte-Ord- 
nung war der Minister des. Innern durch § 81 bevollmächtigt. 
Die rechtliche Bedeutung jenes Satzes beschränkt sich also 
darauf, dafs jene älteren Verordnungen auch neben der neuen 
Städte-Ordnung in Geltung geblieben sind, so weit sie weder 
der alten noch der neuen Städte- Ordnung widersprechen. 

Die an dieser Stelle der Instruktion eingestreute Behaup- 
tung, dafs sich die Schuldeputationen ihrem Ressortverhältnisse 
gemäfs nicht blos auf dem Gebiete der eigentlichen Gemeinde- 
verwaltung bewegen, bezieht sich offenbar auf die schon früher 
angedeutete Doktrin, dafs nur die äufseren Schulangelegen- 
heiten Gemeindesachü seien, und daher die Schuldeputationen, 
soweit sie innere Schulsachen zu verwalten hätten, sich auf 
dem Gebiete einer nicht „eigentlichen" Gemeindeverwaltung, 
man mufs wohl ergänzen: eigentlich der Staatsverwaltung 
bewegen. Nun haben wir aber oben gesehen, dafs diese 
Meinung weder im Gesetze noch in einem sonstigen positiven 
Rechtssatze irgend eine Stütze fand. Sie war bis dahin auch 
nur gelegentlich und ziemlich flüchtig in einem Reskripte wie 
dem oben erwähnten vom Jahre 1823 angedeutet worden. Den 
fehlenden Rechtsboden konnte dieser Auffassung auch die 
Ministerialinstruktion von 1853 nicht geben. Trotzdem be- 
ginnt mit jenem unscheinbaren Satze eine neue Phase in der 
Entwicklung dieser Doktrin, in deren Verlauf sie sich ohne 
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jede Mitwirkang der Gesetzgebung und Rechtssetzang zu 
einem Gruuddogma unseres „Schulrechts" verdichtete. Das 
Signal, das der Minister des Innern v. Westphalen hier gegeben 
hatte, nahm alsobald der Kultusminister v. Raumer auf. 

Eine Zirkularverfügung des Kultusmioisteriums vom 
17. Februar 1854 bringt den Bezirksregierungen das ihnen 
nach der Instruktion von 1811 zustehende Bestätigungsrecht 
der Wahlen in die städtischen Schuldeputationen nachdrück- 
lich in Erinnerung, wozu das Ministerium durch die Tatsache 
veranlalst wird, dafs die Anwendung dieses angeblichen Rechts 
in der Praxis ziemlich aufser Übung gekommen zu sein 
scheint. Der Kultusminister weist nun im Einklang mit der 
eben erwähnten Instruktion des Ministers des Innern darauf 
hin, dafs jenes angebliche Recht auch neben der neuen Städte- 
Ordnung, die die bestehenden Verhältnisse des Schulwesens 
nicht abgeändert habe, noch fortgelte und von den Regierungen 
mit Entschiedenheit zu dem Zwecke in Anwendung zu bringen 
sei, „damit aus den städtischen Schuldeputationen zur Aus- 
übung der wichtigen, diesen übertragenen Funktionen unge- 
eignete Elemente ferngehalten werden." 

Diese Zirkularverfügung war dem Berliner Magistrat 
durch das ProvinzialschulkoUegium, das ja für Berlin in dieser 
Beziehung die Funktionen der Bezirksregierung ausübt, mit- 
geteilt worden. Sofort erhob der Magistrat dagegen Einspruch, 
indem er sich darauf stutzte, dafs die Instruktion von 1811, 
wie es auch im übrigen mit der Rechtsgiltigkeit ihrer Be- 
stätigungsklausel stehen möge, jedenfalls für Berlin keine An- 
wendung finde, sondern hier durch die Verordnung von 1829 
ersetzt sei, die keinen Zweifel daran lasse, dafs die Berliner 
Schuldeputation eine rein städtische und gleich allen anderen 
Verwaltungsdeputationen lediglich den Bestimmungen der 
Städteordnung unterworfen sei. 

Durch Reskript vom 8. September 1854 wies der Kultus- 
minister diese Reklamation zurück und zwar mit einer höchst 
merkwürdigen juristischen Begründung. Die Instruktion von 
1811 habe abweichend von der ersten Städteordnung das Be- 
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stäti gangsrecht nicht dem Magistrat, sondern der Regierung 
übertragen, sei es, dafs man ein solches staatliches Bestäti- 
gungsrecht durch die Städteordnung nicht für ausgeschlossen 
erachtete, sei es, dafs man die Schuldeputation nicht zu den 
Deputationen im Sinne des § 175 St.-0. zählte. Dieser alter- 
native Rechtfertigungsversuch der angefochtenen Bestätigungs- 
klausel beweist eine fast rührende juristische Hilflosigkeit; 
denn ob der Verfasser der Instruktion von 1811 dies oder das 
oder vielleicht auch etwas drittes glaubte und erachtete, ist 
für die juristische Haltbarkeit der Bestätigungsklausel völlig 
gleichgiltig; worauf es allein ankommt, ist ihre rechtliche 
Vereinbarkeit mit den gesetzlichen Normen, und dafür wird 
ein Beweis nicht einmal versucht. Was nun Berlin im be- 
sonderen betrifft, so meint der Minister, die Verordnung von 
1829 habe allerdings für die dortige Schuldeputation die Be- 
stimmungen der Städteordnung von 1808 wiederhergestellt; 
doch könne es darauf nach Erlafs der Städteordnung von 1853 
nicht weiter ankommen, da diese das Bestätigungsrecht des 
Magistrats nicht beibehalten habe. „Hierdurch haben die be- 
treffenden Bestimmungen des erwähnten Publicandums über- 
haupt ihre Wirkung verloren." Also: die Verordnung von 1829 
soll gesetzliche Bestimmungen der Städteordnung „wiederher- 
gestellt" haben; sie müssen daher zunächst abgeschafft worden 
sein, und wodurch? Durch die Instruktion von 1811! Das 
heilst: eine Ausführungsverordnung zum Gesetze soll Gesetzes- 
bestimmungen abgeschafft haben, die eine andere Verordnung 
dann wiederherstellt. Und weil die Städteordnung von 1853 
das Bestätigungsrecht des Magistrats für alle städtischen Ver- 
waltungsdeputationen beseitigt, soll die von Anfang an gesetz- 
widrige Regierungsbestätiguug für die Schuldeputation rechts- 
giltig werden. Und zu alledem wiederholt der Minister die 
Behauptung, dafs die Einrichtungen der Schulverwaltung 
durch die Bestimmungen der Städteordnung überhaupt nicht 
berührt würden! 

Demgegenüber hatte der Magistrat in seiner Erwiderung 
vom 22. Februar 1855 leichtes Spiel. Er legt zunächst die Un- 
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Vereinbarkeit der Bestätigungsklausel in der Instruktion von 
1811 mit dem Geist wie dem Wortlaut der Städteordnung von 
1808 dar; betont dann wiederum, dafs jedenfalls für Berlin 
nicht die Instruktion voü 1811, sondern die Verordnung von 
18*29 in Betracht komme, und zieht den logisch wie juristisch 
gleich klaren Schlufs : wenn durch dieStädteordnung vonl853das 
in dieser Verordnung erwähnte Bestätigungsrecht des Magistrats 
beseitigt sei, so könne „hieraus doch nur folgen, dafs nun- 
mehr die Wahlen der Stadtverordneten-Versammlung zu den 
städtischen Verwaltungsdeputationen überhaupt gar keiner 
Bestätigung mehr bedürfen"; nicht aber, „dals, da das Be- 
stätigungsrecht des Magistrats ausgeschlossen sei, nunmehr 
das staatliche Bestätigungsrecht an die Stelle desselben zu 
treten habe." 

So in die Enge getrieben, versucht es der Minister in 
seiner Antwort vom 19. März 1855 mit einer Drohung; man 
solle nicht vergessen, dafs er die Verordnung von 1829, auf 
die man sich versteife, jederzeit beliebig abändern könne. Doch 
auch darauf bleibt der Magistrat die Antwort nicht schuldig, 
in Anbetracht ^dei* ungemeinen Wichtigkeit^ welche dieser Erlafs, 
durch den die gesetzlich sanktionierte Selbständigkeit der städti- 
schen Verwaltung in einem ihrer wesentlichsten Zweige alteriert 
wirdy nach seinem Prinzip und den daraus zu ziehenden 
Folgerungen für uns gewinnen mufs." In dieser Remonstranz 
vom 17. Juli 1855 wird zunächst auf die Unhaltbarkeit 
der Fiktion hingewiesen, dafs die Städteordnung ohne Ein- 
flufs auf die Organisation der Schulverwaltung sei; um- 
gekehrt bilde die Städteordnung die einzige gesetz- 
liche Grundlage für die städtische Schulverwaltung, 
die ohne sie rechtlich völlig ins Leere fiele. Die 
Städteordnung stelle aber in § 9 das Prinzip auf, dafs die 
städtische Selbstverwaltung keinen anderen Beschränkungen 
als den gesetzlichen der Städteordnung unterliege. Wenn 
ferner der Minister zur einseitigen Abänderung der Verord- 
nung von 1829 befugt zu sein glaube, wozu dann erst die 
Berufung auf die Instruktion von 1811? „Eine einfache Aus- 
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Übung jener Befugnis würde, wenn auch nicht ansern 
Wünschen entsprechender, so doch unserm Verständnis zu- 
gänglicher gewesen sein." In Wirklichkeit habe aber der 
Minister dieses Recht keineswegs. ^^Wie die Ehrerbietung vor 
Ew. Excellenz uns verbietet^ Hochdenselben gegenüber die Ihnen 
zustehenden Befugnisse zu diskutierten, so verbietet diese Ehr- 
erbietung uns aucky nur im mindesten daran zu zweifeln^ dafs 
Ew. Excellenz den Kreis Ihrer Befugnisse nicht anders bestimmen 
werden^ als wie er durch die Gesetze des Landes gezogen ist^^ 
Da nun aber Artikel 112 der Verfassung die bestehenden 
Einrichtungen bis zum Erlafs des ünterrichtsgesetzes aufrecht 
erhalte, da ferner durch die Städteordnung von 1853 die Be- 
teiligung der Gemeinde an der Verwaltung ihres Schulwesens 
gesetzlich geregelt sei, so könne eine Abänderung in dieser 
Hinsicht nicht durch ministerielle Verordnung, sondern nur 
im Wege der Gesetzgebung erfolgen. 

An dem gleichen Tage ergriff der Magistrat zum Schutze 
dieses fundamentalen Rechtes der Selbstverwaltung auch noch 
ein aufserordentliches Mittel. Unter Berufung auf die Kabi- 
netsordre vom 8. September 1852, welche die Stellung des 
Ministerpräsidenten gegenüber den Ressortministern regelt, 
wendete sich der Magistrat an den Ministerpräsidenten als 
den verantwortlichen Leiter der gesamten Politik und rief 
seinen Schutz für die städtische Selbstverwaltang an. Dafs 
diese Berufung von Raumer an Manteuffel erfolglos blieb, 
ist selbstverständlich; aber der Vorgang ist deshalb nicht 
weniger bezeichnend dafür, welche entscheidende Bedeutung 
man damals mit Recht diesem Prinzipienstreit beilegte. 

In einem Reskript vom 12. Dezember 1855 sucht der 
Kultusminister seinen Standpunkt durch zwei neue Argumente 
zu stützen. Zunächst erscheint hier das allgemeine Land- 
recht II, Tit. 12, § 9 auf der Bildfläche, von der es seitdem 
nicht mehr verschwunden ist. Danach gebühre dem Staat die 
Aufeicht über sämtliche Schulen, woraus folge, dafs die Schul- 
deputationen nicht Organe der städtischen Verwaltung, 
sondern des Staates seien. Dem entspreche die Bestimmung 
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der Instruktion von 1811; wenn die Verordnung von 1829 eine 
andere Auffassung zu rechtfertigen scheine, so könne dies um 
so weniger malsgebend sein, als die Instruktion von 1811 den 
Charakter einer Allerhöchsten Verordnung habe, während die 
spätere Verordnung nur mit ministerieller Sanktion ergangen 
sei. Diese plötzliche Rangerhöhung der Instruktion von 1811 
war allerdings neu, aber auch falsch; und der Magistrat war 
sehr höflich, indem er sie als ein Versehen bezeichnete; 
zugleich führte er sie auf ihren niederen Ursprung aus 
dem Ministerium zurück; ihr fehlt die landesherrliche Sanktion 
ebenso wie der Verordnung von 1829, beide sind ein- 
ander ebenbürtig, und die spätere hebt also die frühere auf. 
Gegen die Berufung auf das preufsische Landrecht aber ver- 
weist der Magistrat darauf, dafs selbst dieses schon Schulen 
unterscheide, bei denen der Staat mittelbar, und solche, bei 
denen er unmittelbar beteiligt ist, und ebenso eine unmittel- 
bare und mittelbare Aufsicht über die Schulen. Vollends aber 
habe die Städteordnung von 1808 durch die Einführung der 
kommunalen Selbstverwaltung sowie durch die ausdrück- 
liche Bestimmung ihres § 179 b) den Städten als solchen 
eine Kompetenz in der Schul Verwaltung eingeräumt. Der 
Magistrat fafst dann in dieser Eingabe vom 31. Juli 1856 
seinen Rechtsstandpunkt zu folgenden programmatischen Sätzen 
zusammen: 

1. Das hiesige städtische Schulwesen ist eine städtische 
Angelegenheit, welche die Kommune nach den Vor- 
schriften der Städteordnung und nach den das Schul- 
wesen betreffenden gesetzlichen Bestimmungen unter 
Oberaufsicht des Staates zu verwalten hat. 

2. Das Organ, durch welches die Stadt diese ihre An- 
gelegenheit verwaltet, ist die nach Mafsgabe der 
Städteordnung und nach Vorschrift des Publikandums 
vom 20. Juni 1829 konstituierte rein städtische Schul- 
deputation. 

3. Daher mufs die Wahl der Mitglieder dieser Depu- 
tation ganz in derselben Weise wie die Wahl^ der 
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Mitglieder aller übrigen städtischen Deputationen nach 
den diesfalligen gesetzlichen Vorschriften erfolgen. 
4. Demnach ist die Bestätigung der 7ur hiesigen städti- 
schen Schuldeputation gewählten Mitglieder seitens 
des Staates ausgeschlossen. 
Obgleich der Minister durch Reskript vom 17. April 1857 
den Magistrat nochmals ablehnend beschieden hatte, verharrte 
letzterer bei seinem Widerstände; tatsächlich ist während der 
gauzen Zeit die Bestätigung neu gewählter Mitglieder der 
Schuldeputation durch das ProvinzialschulkoUegium von der 
Stadt nicht eingeholt worden. Dagegen hatte man am 
13. Juli 1857 beschlossen, in dieser Angelegenheit eine Imme- 
diateingabe an die Krone zu richten; jedoch wurde dieser Be- 
schlufs nicht ausgeführt, da bald darauf die Geisteskrankheit 
des Königs zum Ausbruch kam, und dann mit dem Eintritt 
der neuen Ära auch die Wirksamkeit des Kultusministers 
V. Raumer ihr Ende nahm. In Erwartung des von der neuen 
Regierung wieder einmal in unmittelbare Aussicht gestellten 
ünterrichtsgesetzes liefs man die Sache zunächst ruhen, was 
die Stadt um so leichter tun konnte, als sie tatsächlich ihr 
Recht durchgesetzt und das Feld behauptet hatte. 

Von Interesse dürfte der Hinweis sein, dafs dieser Kampf 
um das Recht städtischer Selbstverwaltung mit solcher Energie 
durchgefochten wurde zu einer Zeit, da in den städtischen 
Behörden Berlins eine streng konservative, um nicht zu sagen 
reaktionäre politische Richtung die Vorherrschaft hatte. 

Zehn Jahre, nachdem der Minister von Raumer jenen Vor- 
stofs gegen die städtische Selbstverwaltung begonnen hatte, 
erneuerte während der Konfliktszeit der Minister von Mühler 
diesen Versuch. Der äufsere Anlafs war auch diesmal der 
gleiche wie damals; wieder war dem Minister zur Kenntnis 
gekommen, dafs das vielumstrittene Bestätigungsrecht tatsäch- 
lich nicht ausgeübt werde. Die aus Anlafs eines Einzelfalles 
ergangene Verfügung vom 21. Dezember 1864 (Ministerial- 
blatt für die innere Verwaltung 1865 No. 2) nimmt jedoch 
durch ihre Publikation zur Nachachtung sowie durch 
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ihre prinzipiellen Ausführungen allgemeine Geltung in An- 
spruch. Ihr Gedankengang ist kurz folgender: Wenn 
die städtischen Schuldeputationen den anderen städtischen 
Deputationen gleichartig wären, so würde unstreitig auch auf 
ihre Bildung lediglich § 59 St.O. zur Anwendung kommen. 
Dies sei jedoch nicht der Fall, da den Schuldeputationen 
nicht nur Aufgaben der eigentlichen Gemeindeverwaltung, 
sondern wesentliche Teile des staatlichen Aufsichtsrechts 
übertragen seien. Infolgedessen seien die Schuldeputationen in 
einer Hauptrichtung ihrer Tätigkeit Organe der staatlichen 
Schnlaufsichtsbehörden; letzteren komme daher ein Bestäti- 
guugsrecht „als ein Ausflufs des Aufsichtsrechts des Staates 
über die Schulen, nicht aber über die städtischen Kom- 
munalangelegenheiten" zu. Das Selbstverwaltungsrecht der 
Städte-Ordnung werde also durch ein solches Bestätigungs- 
recht nicht berührt; daher bestehe auch die Instruktion 
von 1811 trotz der Städteordnung zu Recht, da sie eine mit 
der Kommunalverwaltung zwar zusammenhängende, eigent- 
lich aber der Unterrichtsverwaltung angehörende Institution 
geschaffen habe. Allerdings entstehe dadurch scheinbar eine 
Anomalie gegenüber den andern Deputationen; aber es lasse 
sich deren y^Beseitigung nicht anders herbeiführen als dadurch, 
dafs die Schuldeputation derjenigen Funktionen entkleidet toürde, 
um derentwillen die Bestätigung ihrer Mitglieder für erforderlich 
zu erachten ist, und dafs demnach ihre Wirksamkeit lediglich auf 
Wahrnehmung der äufseren Angelegenheiten von Anstalten aus- 
schlief slich städtischen Patronats beschränkt würde. Durch eine 
solche Herahdrückung der städtischen Schuldeputationen auf das 
Gebiet einfacher Verwaltungsdeputationen würde aber in der Organi- 
sation der Aufsicht über das städtische Schulwesen eine Lücke ent- 
stehen, deren Ausfüllung nur auf dem Wege der Gesetzgebung 
erfolgen konnte.^ 

Hier kehrt also in etwas lehrhafter Fassung die Meinung 
wieder, dafs von Rechts wegen die äufseren Schulsachen Ge- 
meinde-, die inneren Staatsangelegenheit seien. Zugleich 
macht sich als eine unerwünschte, aber logisch nicht abzu- 
weisende Eonsequenz dieses Standpunktes die Möglichkeit 
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geltend, dafs sich die Städte der unmittelbaren Ein- 
mischung des Staates in die kommunale Schulverwaltung 
dadurch entziehen könnten, dafs sie auf die Beteiligung an 
den Interna verzichteten, auf die allein jene staatliche Ein- 
mischung zu begründen sei; und sich auf die Externa be- 
schränkten, deren rein kommunaler Charakter rechtlich un- 
anfechtbar sei. 

Auf Grund dieses Ministerialerlasses verlangte das Pro- 
vinzialschulkoUeffium eine Neukonstituierung der Berliner 
Schul deputation, weil für ihre sämtlichen Mitglieder die 
notwendige staatliche Bestätigung niemals eingeholt worden 
sei. Demgegenüber verharrte der Magistrat durchaus auf 
seinem früheren Rechtsstandpunkte. Das gleiche tat auch der 
Minister, „weil die Schuldeputation zugleich ein Organ des 
Staates ist^ und die besondere Einrichtung, welche dieselbe 
in Berlin vermöge der Verordnung vom 20. Juni 1829 erhalten 
hat, ihren Charakter in diesem Punkte nicht verändert hat". 
Hatte also der Minister von Raumer ohne jeden Beweis be- 
hauptet, dafs die Verordnung von 1829 aufgehoben sei, so be- 
hauptet der Minister von Mühler wieder ohne jeden Beweis, 
dals trotz dieser Verordnung das von ihr aufgegebene Bestäti- 
guugsrecht fortbestehe. 

Durch eine Vorlage des Magistrats vom 16. November 1866 
kam die Sache vor die Stadtverordnetenversammlung, wo am 
29. November Gneist sein Referat erstattete. Er führte aus, 
dafs die Städteordnung von 1853 dem Minister kein Bestäti- 
gungsrecht für die Mitglieder der Schuldeputation einräume, 
und dafs ebenso wenig der Grund zutreffe, dafs die Schul- 
deputation staatliche Befugnisse ausübe; wenigstens gelte das 
von der Schuldeputation in keinem andern Sinne als für alle 
städtischen Verwaltungsdeputationen ; Armendirektion, Bau- 
depntation, Gewerbedeputation usw. übten in gleichem Sinne 
auf Grund des Gesetzes staatliche Befugnisse aus, und es 
könnte daher ebenso gut bei ihnen ein Bestätigungsrecht in 
Anspruch genommen werden. Folgende von Gneist beantragte 
Resolution wurde einstimmig angenommen: 
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„In Erwägung j daf% die Schuldeputation zu Berlin als 
selbständige j rein städtische Deputation durch Verordnung vom 
20, Juni 1829 eingesetzt ist und bisher unverändert bestanden hat; 

in Erwägung^ dafs kein praktisches Bedürfnis zu einer 
Änderung vorliegt^ da erst seit der Bildung jener Deputation das 
städtische Schulwesen durchgreifend reformiert und auf einen zu- 
friedenstellenderen Fufs gebracht ist, als die Mehrzahl der unter 
staatlicher Verwaltung stehenden Schulen; 

in Erwägung^ dafs eine Aenderung dieser Verfassimg durch 
neue Einführung des Bestätigungsrechts nur die Gefahr des 
konfessionellen und politischen Baders in die Schulverwaltung ein- 
führen würde; 

in Erwägung^ dafs der vom Hei^rn Minister geltend gernachte 

Grund^ dass die Schuldeputation zugleich ein Organ des Staates 

sei, auch auf andere Deputationen passen und zu einer völligen 

Umwandlung der städtischen Verfassung durch neue Interpretationen 

führen würde; 

in Erwägung, dafs die Gründe gegen die Gesetzmäfsigkeit der 
beabsichtigten Mafsregel in den Berichten des Magistrats von 1864, 
1855 und 1856 ausführlich erörtert sind, und die Erhebung der 
Immediatbeschwerde vom Magistrat schon am 13, Juli 1857 be- 
schlossen worden ist, 

ersucht die Versammlung den Magistrat, weitere Gegenvor- 
stellungen eventuell Immediatbeschwerde gegen die beabsichtigte 
Mafsi^egel zu erheben . . . ."^ 

Daraufhin behielt sich der Minister in einem Reskript 
vom 23. Januar 1867 zwar die endgiltige Entscheidung noch 
vor, genehmigte jedoch, dafs bis dahin alles beim alten bleibe, 
d. h. also die staatliche Bestätigung nicht eingeholt würde. 
Jener endgiltige Entscheid ist niemals erfolgt; auch der zweite 
Angriff auf die kommunale Selbstverwaltung in Schulsachen 
war damit abgeschlagen. 

Volle 30 Jahre lang ist dann die Regierung wenigstens 
Berlin gegenüber auf ihr vermeintliches Recht nicht wieder 
zurückgekommen. Seltsamerweise gelangte nun aber in der- 
selben Zeit die in so zahlreichen Ministerialreskripten, aber in 
keinem Gesetze und in keiner rechtsgiltigen Verordnung 
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« 

uiedergelegte Eompetenzabgrenzung zwischen staatlicher und 
kommunaler Schulverwaltung allmählich und unmerklich zu 
einer gewissen theoretischen Herrschaft. Dafs sie vielfach in 
so energischer Weise, mit so guten Rechtsgründen und von 
so autoritativer Seite widerlegt worden war, scheint ziemlich 
in Vergessenheit geraten zu sein. Die Gemeindekompetenz 
erstreckt sich nur auf die äufseren Angelegenheiten der 
Schul Verwaltung; die Interna sind ausschliefslich Staats- 
sache; so weit auch sie kommunalen Organen übertragen 
sind, handeln diese kraft staatlicher Delegation, also als 
unmittelbare Staatsorgane; eben deshalb sind die städti- 
schen Schuldeputationen nicht ausschliefslich kommunale, 
sondern zugleich staatliche Behörden, und ihre Zusammen- 
setzung regelt sich nicht lediglich nach den Normen der 
Städteordnung, sondern auf Grund staatlicher Verordnungen. 
Das ist die Theorie, die seit einigen Jahrzehnten aus den 
Ministerialreskripteo, die sie immer wiederholten, in die öffent- 
liche Meinung, die Literatur der Lehrbücher und Kommentaie, 
sogar auch in die Judicatur eingedrungen ist, so weit letztere, 
insonderheit die neue Verwaltungsrechtsprechung, sich mittelbar 
und incidenter mit diesen Fragen zu beschäftigen hatte, worauf 
noch im nächsten Abschnitt zurückzukommen sein wird. Ebenso 
wird später noch zu erörtern sein, wie heillos schwankend 
und verwirrend die Grenzziehung zwischen inneren und 
äufseren Schulsachen, und damit zwischen Staats- und Ge- 
meindekompetenz ausfallen mufste. Aber der völlige Mangel 
irgend einer gesetzlichen oder sonstigen rechtlichen Grundlage 
ist dieser Doktrin kaum mehr ernstlich entgegengehalten 
worden. Kein Wunder daher, dafs je länger desto mehr die 
Ministerialreskripte das, was ihre Vorgänger einst contra 
legem usurpiert hatten, als unantastbare Fundamentalsätze des 
sogen, preufsischen Schulrechts ansahen. Das alte Rechts- 
prinzip, demzufolge niemand sich selbst seine Kompetenz er- 
weitern kann, scheint im Verhältnis des Kultusministeriums 
zur Selbstverwaltung gewohnheitsrechtlich obsolet geworden 
zu sein. 
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Immerhin wurde die Formel von der Kompetenzverschieden- 
heit für Externa und Interna zunächst noch beibehalten. So 
heifst es in dem Ministerialerlafs vom 19. Dezember 1894 von 
der Schuldeputation: sie sei in ihrer Doppelstellnng „zugleich 
zu einer beaufsichtigenden und verwaltenden Wirksamkeit be- 
rufen. Nach beiden Richtungen aber ist sie in ihren Mafs- 
nahmen beschränkt, in allen äusseren Angelegenheiten 
an die Mitwirkung des Magistrats gebunden, soll sie in 
den inneren Hand in Hand mit dem Kreisschulinspektor gehen.'' 
Auch erkennt noch ein Ministerialreskript voml2. März 1896 
(C-Bi: f. d. Unterr.-Verwalt. 1896 S. 293) die Unanfechtbarkeit 
einer ortsstatutarischen Regelung nach § 59 St.-0. für die 
Schuldeputation an, so weit dieselbe mit den äufseren Schul- 
sachen, also mit Kommunalangelegenheiten befafst sei. 

Dieser Boden wurde zunächst auch bei der Wiederauf- 
nahme des Streites um das Bestätigungsrecht nicht verlassen. 
Eine Zirkularverfügung des Kultusministeriums vom 29. August 
1898 wies die Regierung darauf hin, y^dafs Personen, welche der 
sozialdemokratischen Partei angehören^ oder sich als Anhängei* und 
Förderer derselben betätigen, weder in städtische Schvldeputationen 
noch auch in Schulvorstände als Mitglieder eintreten dürfen. Die 
Tätigkeit der Schulvorstände sowohl wie der Schuldeputationen be- 
ruht auf einer Uebertragung obrigkeitlicher Befugnisse U7id erstreckt 
sich nicht nur auf äufsere, sondern auch auf innere An- 
gelegenheiten des Schulwesens. Insbesondere sind den städti- 
schen Schuldeputationen neben der Verwaltung des städtischen Schul- 
wesens wesentliche staatliche Aufsichtsrechte über die Schulen und 
die Lehrpersonen ihres Bereiches übertragen,^ Die Wahrnehmung 
solcher obrigkeitlichen Befugnifse von Staatswegen könne nun 
Sozialdemokraten in anbetracht der prinzipiellen Haltung ihrer 
Partei nicht übertragen werden. Deshalb sei es Pflicht der 
Regierungen, „vorkommenden Falls der Wahl derartiger Personen 
zu Mitgliedern von städtischen Schuldeputationen von Schulauf sie hts- 
wegen die Bestätigung zu versagen und die nachgeordneten^ zur Mit- 
wirkung bei der Bestätigung oder zur selbständigen Ausübung des 
Bestätigungsrechtes berufenen Behörden und Beamten alsbald mit 
entsprechender Weisung zu versehen." 
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Einige Zeit vorher war in Berlin ein sozialdemokratischer 
Stadtverordneter zum Mitglied der Schnldeputation gewählt 
worden, was vielleicht den Anlafs zu jener allgemeinen Ver- 
fügung gegeben hat. Jedenfalls wies der Kultusminister sofort 
das ProvinzialschulkoUegium an, dem. Magistrat ^i46«cÄr7/i^ des 
Erlasses zur Nachachtung mit dem Hinweise darauf miizuteileny 
dafs durch die mit Zustimmung meines damaligen Herrn Amts^ 
Vorgängers erlassene Verfügung des kgL ProvimiaUchulkoUegiums 
vom 20. Juni 1829 dem Magistrat die Bestätigung der gewählten 
Mitglieder der städtischen Schuldeputation und somit die Wahr- 
nehmung schulauf sichtlicher Befugnisse übertragen worden ist. 
Gleichzeitig ist der Magistrat anzuweisen, den vorstehenden Erlafs 
insbesondere auch gegenüber der von der Stadtverordnetenver- 
sammlung vollzogenen Wahl des Stadtverordneten Singer zum Mit- 
gliede der städtischen Schuldeputation zur Anwendung zu bringen^. 
Und so geschah's. Der Magistrat versagte die Bestätigung 
und ersuchte die Stadtverordneten um Vornahme einer ander- 
weitigen Wahl, indem er seine Haltung damit begründete, dal's 
„die Schuldeputation nicht nur eine städtische Verwaltungsdeputation, 
sondern gleichzeitig eine staatliche Schulauf sichtsbehbrde ist, und 
wir das Bestätigungsrecht hinsichtlich der in dieselbe gewählten 
Mitglieder nicht auf Grund der städtischen Verfassung, sondern 
auf Grund des uns durch die Vei^ordnung vom 20, Juni 1829 
seitens der Staatsbehörde erteilten Auftrags auszuüben haben^. 

Es liegt auf der Hand, dafs der Magistrat damit völlig 
den Standpunkt verleugnete, den seine Vorgänger volle 70 Jahre 
hindurch mit klarer Konsequenz und eiserner Energie inne- 
gehalten hatten. Die oben im V. Abschnitt dargelegte Ent- 
stehungsgeschichte der Verordnung von 1829 zeigt unwider- 
leglich, dals das in derselben normierte Bestätigungsrecht 
gerade nur als Ausflufs der städtischen Verfassung, nämlich 
des § 175 St.-0. von 1808, und ganz ausdrücklich nicht als 
Staatsauftrag vom Magistrat wie auch von der Regierung 
gemeint und mit klaren Worten bezeichnet worden ist. Den- 
selben Standpunkt hatte, wie wir eben sahen, der Magistrat 
in ernsten Kämpfen Jahrzehnte lang siegreich behauptet. Eine 
Erklärung und zugleich ein mildernder Umstand für den jetzigen 
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bedauerlichen und verhängnisvollen Umfall ist einzig in der 
eben erwähnten Verdunkelung der Rechtslage und der Ver- 
wirrung der Rechtskenntnis zu finden, die inzwischen Theorie 
und Praxis in dieser Frage überwuchert hatte. 

Nur aus derselben Rech tsver wirrung läfst sich aber auch 
der erstaunliche Wandel einigermafsen begreifen, der in der 
Begründung des Regierungsanspruches zu Tage tritt. Weder 
Raumer noch Mühler hatten es unternommen, diesen Anspruch 
auf die Verordnung von 1829 zu stützen, deren Sinn und 
Wortlaut so unzweideutig für das Gegenteil spricht; sie hatten 
vieiraehr eben deshalb versucht, diese für sie höchst unbequeme 
Verordnung beiseite zu schieben, indem sie zunächst deren 
Aufhebung, dann die Möglichkeit ihrer Aufhebung durch den 
Minister behaupteten, und endlich wenigstens das Bestätigungs- 
recht trotz jener Verordnung beanspruchten. Das war alles 
mit zwingenäen Gründen widerlegt worden. Und nun mächte 
das Ministerium Bosse das Unmögliche möglich, sich zur 
Begründung des staatlichen Bestätigungsrechts gerade auf die 
Verordnung zu berufen, die bisher und mit Recht stets als 
klarster Beweis für die Nichtexistenz einer solchen Befugnis 
gegolten hatte! Die Verordnung von 1829 bezeichnet die 
Schuldeputation als eine „rein städtische"; darauf beruft 
sich der Minister für die Behauptuüg, dals sie obrigkeitliche 
Befugnisse von Staatswegen ausübe. Die Verordnung von 
1829 bezeichnet die Schuldeputation als „nach den Grund- 
sätzen der Städte-Ordnung gebildet"; darauf beruft sich 
der Minister für die Behauptung, dafs für ihre Bildung andere 
Normen als die der Städte-Ordnung gelten! Die Verordnung 
von 1829 verweist für die Bestätigung der Mitglieder durch 
den Magistrat auf den § 175 der Städte-Ordnung von 1808; 
darauf beruft sich der Minister und mit ihm leider der 
Magistrat für die Behauptung, dafs dieses Bestätigungs- 
recht nicht auf Grund der städtischen Verfassung, 
sondern kraft Staatsauftrages bestehe! Man suche in der 
ganzen Rechtsgeschichte ein würdiges Seitenstück solcher 
Interpretation. 
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Dafs man im Ministerium ein gewisses Bewufstsein, wenn 
aach vielleicht nicht der Unmöglichkeit, so doch jedenfalls 
der enormen Schwierigkeit dieser „Rechtsauffassung" haben 
mochte, dafür spricht die merkwürdige Stelle in der Zirkular- 
verfügung von den „zur Mitwirkung bei der Bestätigung oder 
zur selbständigen Ausübung des Bestätigungsrechtes berufenen 
Behörden". Vielleicht kannte man im Kultusministerium die 
Vorgeschichte dieses Streites besser als im Berliner Magistrat; 
denn in dieser Vorgeschichte war gelegentlich auch einmal 
von einem solchen selbständigen Bestätigungsrecht des 
Magistrats die Rede. Allerdings wäre es in jedem Falle eine 
höchst merkwürdige Selbständigkeit seines Bestätigungsrechts, 
das der Magistrat ohne jede eigene Überlegung einfach 
auf Anweisung der Regierung anwenden soll. Könnte aber 
von einem solchen selbständigen Bestätigungsrecht überhaupt 
die Rede sein, so käme hier ein Punkt in Betracht, der in 
der allerneuesten Phase des Schulstreits eine grölsere Rolle 
spielt. 

Die oben erwähnte Verfügung des Kultusministers von 
Mühler vom 21. Dezember 1864 enthält nämlich eine Stelle, 
in der es heifst, dafs hinsichtlich der Schuldeputation zwar 
im allgemeinen die Regierungsabteilung für Kirchen- und 
Schulsachen zuständig sei, die Abteilung des Innern nur, wo 
es sich „um Wahl und Zusammensetzung dieser Deputation 
. . . handelt, in welchem Falle dann auch gemäfs § 76 St.-0. 
die Oberpräsidialinstanz ihre Stelle einzunehmen haben würde". 
Letzteres wäre nun gerade für Berlin der Fall, wie denn der 
§ 76 St.-0. an der Spitze des X. Titels „Von der Oberaufsicht 
über die Stadtverwaltung" steht. Danach würde hier selbst 
im Sinne der herrschenden Meinung gar kein Fall der Schul- 
aufsicht, sondern der Kommunalaufsicht vorliegen; zuständig 
wäre nicht das Provinzial-SchulkoUegium und der Kultus« 
minister, sondern der Oberpräsideut und der Minister des 
Innern; auch wäre heute dann eventuell die Klage im Ver- 
waltungsstreitverfahren gegeben. Indessen braucht hier diese 
Frage nicht weiter verfolgt zu werden. Denn unzweifelhaft 

Prenfs, Hecht der at&dt. Schulverwaltung. 5 
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bat ein selbständiges Bestatigungsrecbt des Magistrats für die 
Mitglieder der Scbuldeputation wie für die aller anderen De- 
putationen lediglicli auf Grund der Städte-Ordnung von 1808 
bestanden und ist mit dieser beseitigt. Ein staatliches Be- 
stätigungsrecht aber hat, wie im Vorhergehenden nachgewiesen 
ist, rechtlich niemals und nirgends bestanden, und könnte als 
Gesetzesänderung nur im Wege der Gesetzgebung eingeführt 
werden. 

In der Stadtverordnetenversammlung hat bei den Ver- 
handlungen über jene Magistratsvorlage der richtige Rechts- 
standpunkt wohl Vertretung gefunden; auch lehnte die Ver- 
sammlung den Antrag des Magistrats auf Vornahme einer 
anderweitigen Wahl ab; jedoch konnte sie sich nicht ent- 
schlieisen, diese Gelegenheit zu dem Versuche zu benutzen, 
den fundamentalen Rechtsstreit zum prinzipiellen Austrag zu 
bringen. Die Folge war, dafs die Regierung zwar nicht die 
Anerkennung des rechtlich absolut unhaltbaren Bestatigungs- 
rechts erreichte, wohl aber in diesem Einzelfall schliefslich 
ihren Willen tatsächlich durchsetzte, was ihr ein Menschen- 
alter vorher trotz jahrelanger Kämpfe nicht gelungen war. 

Mit diesen Vorgängen steht nun der Beginn der neuesten 
Phase des Schulstreits zeitlich unzweifelhaft in Zusammenhang, 
denn der erste Erlais des ProvinzialschulkoUegiums in dieser 
Richtung datiert vom 6. November 1898. Inwieweit jener 
teilweise Erfolg der Regierung in der Bestätigungsfrage ihr 
weiteres Vorgehen gegen die Selbständigkeit der städtischen 
Schulverwaltung beeinflulst hat, mul^ dahingestellt bleiben. 
In der eben erwähnten Verfügung erhob das Provinzial-Schul- 
koUegium gegen die Überlassung von Turnhallen an 
tschechische, polnische und sozialdemokratische Vereine 
während der schulfreien Zeit ernste Bedenken und empfahl 
dem .Magistrat, die erteilten Genehmigungen allmählich bei 
sich bietender Gelegenheit zurückzuziehen. Die Einzelheiten 
des sich daran anschliel'senden Schriftwechsels sind bekannt 
und hier nicht zu rekapitulieren, bis auf die generelle Zirkular- 
verfügung des Kultusministers vom 17. November 1903: ,,Zur 
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Herbeiführung eines gleichmäfaigen Verfahrens weise ich die kbnig^ 
liehe Regierung an, sofern es nicht bereits geschehen sein sollte, 
unter Bezugnahme auf den §18 der Regierungsinstruktion, vom 
23, Oktober 1817 eine ausdrückliche allgemeine Anordnung dahin 
zu treffen, dafs die Verwendung oder Überlassung der für Elementar- 
schulen hergestellten oder bestimmten Gebäude, Grundstücke, Räume 
(^Klassen, Aulen, Turnhallen, Hofe usw,) durch die Gemeinden zu 
andei^en Zwecken als zu denen des öffentlichen Elementarunterrichts 
der vorgängigen Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde bedarf. 
Die Genehmigung kann für gleichartige unbedenkliche Fälle z. B, 
den kirchlichen Konßrmandenunterricht, Beicht- und Kommunion^' 
unte^'incht allgemein erteilt werden; ihre Erteilung kann auchy 
falls nicht im allgemeinen staatlichen oder im ünterrichtsinteresse 
Bedenken entgegenstehen, in geeigneten Fällen defi nachgeordneten 
Behörden widerruflich übertragen werden.^ 

Auf die demgemäfs ergangene Verfügung des Provinzial- 
schulkollegiums entgegnete der Magistrat, dafs er diese Be- 
hörde nicht für berechtigt halte, ,,über Grundstücke der Stadt- 
gemeinde Berlin^ soweit dieselben nicht zum Schulbetriebe bestimmt 
sind und gebraucht werden, irgend welche Anordnungen zu treffen, 
Eigentümerin der Gemeinde-Schulgrundstücke ist die Stadtgemeinde» 
Die äufsere Verwaltung der Gemeindeschulen, zu welcher auch die 
Hergabe der Gemeindeschulhäuser aufserhalb der üntetTichtszeit zu 
<inderen Zwecken als denen des öffentlichen Elementaru7iterrichts ge- 
hört, steht deshalb uns unter der Kontrolle der Stadtverordnetenver- 
sammlung (§ 56,3, § 35 St.'O,) und unter der Aufsicht der 
Kommunalaufsichtsbehörde {§ 76 St-O.) zu. Indessen wäre auch 
diese letztere Behörde mangels einer gesetzlichen Spezialbestimmung 
unseres Erachtens nicht befugt, von uns in jedem einzelnen Falle 
die vorherige Einholung der Genehmigung zu einer Verwaltungs- 
anordnung zu verlangen. Würde die Auflage, für die Benutzung 
der Gemeindeschulen aufserhalb des Schulbetriebs zu anderen 
Zwecken als zu denen des öffentlichen Elementarunterrichts in jedem 
einzelnen Falle die Genehmigung einholen zu müssen, tatsächlich 
durchgeführt, so würde sie den Erfolg haben, dafs nicht soioohl 
die Aufsicht, als vielmehr die Verwaltung selbst von der Staatsbe- 
hö^'de ausgeübt und das städtische Verwaltungsrecht aufgehoben 
würde," 

Ohne eine Widerlegung der Rechtsbedenken des Magistrats 

5* 
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auch nur zu versuchen, wiederholte das Provinzialschulkol- 
legium am 1. September 1904 einfach den in jenem Ministerial- 
reskript erhobenen Anspruch, dafs die Verwendung von 
Elementarschulräumen zu anderen Zwecken als zu denen des 
öffentlichen Elementarunterrichts der vorgängigen Genehmigung^ 
der Schulaufsichtsbehörde bedürfe. Gleichzeitig übertrug es 
die Befugnis, diese Genehmigung zu erteilen, auf Widerruf 
der städtischen Schuldeputation, „welche vor der jedesmaligen 
Entscheidung den zuständigen Kreisschulinspektor hören wird* ; 
und behielt sich selbst die Genehmigung für die Fälle vor, 
wo es sich um die Überlassung von Schulräumen an politische 
Vereine oder an Religionsgesellscbaften ohne Rechtsföhigkelt 
handelt. Zugleich „eröflEhete" es dem Magistrat, dafs die 
Überlassung von Turnhallen an gewisse polnische, tschechische 
und sozialdemokratische Vereine, sowie die Überlassung einer 
Aula an die freireligiöse Gemeinde zu Vorträgen für Jugendliche 
„in Anbetracht der von diesen Vereinen betätigten politischen 
bezw. religiösen Haltung dem Schulinteresse und dem allge- 
meinen staatlichen Interesse widerstreite und deshalb von 
"Schulaufsichts wegen nicht länger zugelassen werden kann''. 
Vom 1. Oktober ab habe diese Verwendung aufzuhören, 
widrigenfalls ein zwangsweises Vorgehen in Aussicht gestellt 
wurde. 

Demgegenüber betonte der Magistrat nochmals, dafs die 
staatliche Schulaufsicht die im Eigentum der Gemeinde stehen- 
den Schulgebäude nur insofern ergreife, als sie von der Auf- 
sichtsbehörde als für den Schulbetrieb geeignet befunden, 
und von der Unterhaltungspflichtigen Gemeinde in diesem 
Zustande erhalten werden müssen; dafs aber der Gemeinde 
dadurch nicht die aus dem Eigentum fliefsenden Verfügungs- 
rechte entzogen seien, soweit sie den Schulbetrieb unberührt 
lassen. Die Aufsicht über die Verwendung von Vermögen 
und Eigentum der Gemeinde im allgemeinen aber unterliege 
nur der kommunalen, nicht aber der Schulaufsicht. Demgemäfs 
lehnte es der Magistrat ab, die im Rahmen des städtischen 
Eigentumsrechts getroffenen Verfügungen zurückzunehmen und 
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damit das städtische Eigentum selbst in Frage zu stellen; 
ebensowenig erkannte er für die Zukunft eine Genehmigungs- 
befugnis des Provinzialschulkollegiums oder — kraft dessen 
Delegation — der Schuldeputation an. Auch diese selbst wies 
die ihr vom ProvinzialschulkoUegium delegierte Befugnis mit 
der Erklärung zurück, dafs sie bei der Verwaltung der äufseren 
Schulangelegenheiten, wozu die Verwendung der Schulgebäude 
in der schulfreien Zeit unzweifelhaft gehöre, sich in der bisher 
stets anerkannten kommunalen Kompetenz bewege; hier also 
lediglich Organ der Stadt, nicht des Staates, und demgemäls 
nur dem Magistrat und nicht dem ProvinzialschulkoUegium 
untergeordnet sei. 

Nunmehr wies das ProvinzialschulkoUegium die Rektoren 
der betroffenen Gemeindeschulen unmittelbar an, den bezeich- 
neten Vereinen fortan die Schulräume zu sperren, und behielt 
sich die Genehmiguugsbefugnis bis auf weiteres selbst vor. Der 
Kultusminister aber hielt auf die Beschwerde des Magistrats 
in einem Reskript vom 3. November 1904 „an dem in dem 
Kunderlasse vom 17. November 1903 vertretenen Rechtsstand- 
punkte, dafs sich die Schulaufsicht auch auf die äufseren 
Schulangelegenheiten, insbesondere auch auf das Schul- 
haus nebst Zubehör erstreckt", bestimmt fest. Auf den gleichen 
Standpunkt stellten sich die Regierungsvertreter bei den Ver- 
handlungen des Abgeordnetenhauses am 1. und 2. Dezember 
1904; und in einer gleichzeitigen Verfügung bezeichnet es der 
Kultusminister als den eigentlichen Zweck seines Runderlasses 
vom 17. November 1903, y^gegenüber der neuerdings von beteiligter 
Seite vertretenen gegenteiligen Rechts auffassungy die durch § 18 
der Regierungsinstruktion vom 23, Oktober 1817 gewährten^ in 
langjähriger Praxis der ünterrichtsver waltung geübtefi und durch 
wiederholte Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts bestätigten 
Befugnisse der Schulaufsichtsbehbrde hinsichtlich der Ver\waltung 
und Überwachung der äufseren Schulangelegenheiten, ins^ 
besondere bezüglich der Verwendung der Schulräuw.e zu anderen 
als unterrichtlichen Zwecken bestimmt festzulegen''. 

Dals weder die Regierungsinstruktion von 1817 noch die 
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sonst herangezogenen Gesetze, das Landrecht oder das Schal- 
aufsichtsgesetz von 1872, den Regierungsstandpunkt rechtlich 
ii'gendwie zu stützen vermögen, haben die vorangehenden Dar- 
legungen gezeigt. Sie ergeben aber auch, dafs die neueste 
Behauptung der Regierung keineswegs einer langjährigen 
Praxis der Unterrichtsverwaltung entspricht, und dafs die 
gegenteilige Rechtsauffassung keineswegs erst neuerdings von 
beteiligter Seite vertreten wird; dafs vielmehr gerade diese 
gegenteilige Auffassung von der Unterrichtsverwaltung mehr 
als 70 Jahre hindurch in konstanter Praxis vertreten worden 
ist. Nicht im Gesetze, wie oben gezeigt ist, wohl aber in 
überaus zahlreichen Ministerialreskripten und in der von ihnen 
beeinflufsten Praxis und Literatur wurzelt die Doktrin von 
der Scheidung zwischen staatlicher und kommunaler Kompetenz^ 
je nachdem es sich um innere oder äufsere Schulsachen 
handelt; die Ministerialreskripte von 1823 bis 1898 gehen von 
dieser prinzipiellen Grenzscheidung aus; der ganze Streit um 
die Rechtsstellung der städtischen Schuldeputationen und das 
Bestätigungsrecht ist von selten der Regierung und ihrer An- 
hänger auf der Grundlage des Prinzips geführt worden, dafs 
diese Deputationen gemischte staatlich -kommunale Behörden 
seien, weil sie mit der Verwaltung der kommunalen äufseren 
Schulsachen die der staatlichen Interna verbänden. Dieses 
ganze Prinzip wirft nunmehr die Regierung über den Haufen, 
indem sie — wohl verstanden nicht nur die Überwachung 
als ein Attribut der Kommunalaufsicht — sondern die un- 
mittelbare Verwaltung der äufseren Schulangelegen- 
heiten als staatliche Kompetenz festlegen will. Das heifst 
garnichts anderes als vollständige K^sierung des letzten 
Restes von kommunaler Selbstverwaltung auf dem Schulgebiet. 
Treffend hat der Abgeordnete Hobrecht das vom Minister in 
Anspruch genommene Recht in Bezug auf die direkte Ver- 
waltung der Schule inclusive der Gebäude als ein grenzenloses 
bezeichnet. Es ist in der Tat unerfindlich, wie von seinem 
Standpunkte aus der Minister überhaupt noch von einem 
»Verfugungsrecht der Gemeinden" sprechen konnte, in das 
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nicht weiter eingegriffen werden solle, als es das Unterrichts- 
interesse und das allgemeine staatliche Interesse dringend 
erheische*). Die Regierun gs Vertreter erklärten, „die den Ge- 
meinden auf dem Gebiete des Elementarschulwesens im Laufe 
der Jahre zugestandene Selbstverwaltung", das im 19. Jahr- 
hundert in immer steigendem Mafse entwickelte Selbstver- 
waltungsrecht der Gemeinden solle nicht „unnötig" verkümmert 
werden**). In Wahrheit handelt es sich hier nicht um eine 
Verkämmerung der im Laufe der Entwicklung etwa ange- 
wachsenen Selbstverwaltungsbefugnisse, sondern vielmehr um 
die einfache Kassierung des im Grundgesetze der modernen 
preufsischen Selbstverwaltung, in der ersten Städteordnung 
den Gemeinden ausdrücklich zugesprochenen Rechts, und zwar 
um eine Kassierung im Wege der Ministerialverfügung. Denn 
wenn nicht nur die inneren, sondern in gleicher Weise auch 
die äufseren Schulangelegenheiten von Rechtswegen unmittel- 
bare Staatskompetenz sein sollen, so ist für die kommunale 
Selbstverwaltung im ganzen Umfange des Schulwesens absolut 
kein Raum mehr. Und doch gibt es kaum ein Gebiet, auf 
welchem die städtische Selbstverwaltung mit stärkeren 
Aufwendungen an Arbeitskraft und materiellen Mitteln oder 
mit gröfserem Erfolge seit bald einem Jahrhundert tätig ge- 
wesen ist, als gerade auf dem Gebiete der Schule. Ihre voll- 
ständige Entrechtung auf diesem Gebiete soll nun das Ende des 
50jährigen Kampfes ums Recht sein? 

Ist dieser Kampf auch überwiegend in Berliner Vor- 
gängen zur Erscheinung gekommen, so hat doch der letzte 
preufsische Städtetag gezeigt, dafs die Gesamtheit der 
preulsischen Städte von der Überzeugung erfüllt ist, dals es 
sich hier um eiue Grundfrage der städtischen Selbstverwaltung 
überhaupt handelt. Das kann nach der im Vorstehenden 
entwickelten Geschichte dieses Streites keinem Zweifel unter- 
liegen. 



«« 



*) Sten. Ber. a. a. 0. S. 7797. 
) Ebenda S. 7796 und 7837. 



- 72 



IX. 

Verwaltnngspraxis und Judikatur. — Gemeindeschuleu und 
Geuieindelehrer. — Staatliche und städtische 

Schulinspektion^ 

Durch den Einflufs der ministeriellen Praxis war nach 
jahrzehntelangem Kampfe die Doktrin, dafs Staats-- und Ge- 
meindekorapetenz im Schulwesen sich nach dem Gegensatz 
der Interna und Externa scheiden, zur herrschenden Meinung 
geworden; heute bricht die ministerielle Praxis offenkundig 
mit dieser Doktrin, indem sie für Externa wie Interna des 
Schulwesens die gleiche Staatskompetenz in Anspruch nimmt. 
Wohl ist diesem Ansprüche vom Standpunkte des Rechts wie 
der Selbstverwaltung und der Schule der energischste Wider- 
stand entgegenzusetzen; aber gerade von diesem Standpunkte 
aus kann man doch nicht verkennen, dafs dieser eklatante 
Bruch mit der bisher herrschenden Meinung und Verwaltungs- 
praxis auch seine gute Seite hat. Denn einen legitimen Rechts- 
boden fand schon die bisher herrschende Meinung und Ver- 
waltungspraxis in der bestehenden Gesetzgebung nirgends, wie 
oben bewiesen wurde; in dieser Beziehung kann man ihr also 
gegenüber der neuefa Praxis nur dann einen Vorzug geben, 
wenn man verschiedene Grade der Rechtswidrigkeit unter- 
scheiden will. Dagegen hat der neue Regierungsstandpunkt 
den unleugbaren Vorzug, dafs er einen falschen Schein zer- 
stört, den trügerischen Wahn beseitigt, in den man sich jahr- 
zehntelang eingelullt hatte, dafs durch die Unterscheidung von 
Interna und Externa des Schulwesens wirklich eine reinliche 
Grenzscheidung zwischen Staats- und Gemeindekompetenz 
gegeben sei; dafs die Selbstverwaltung, deren Mitwirkung im 
Schulwesen ja tatsächlich absolut unentbehrlich ist, in der 
Verwaltung der äufseren Schulangelegenheiten eine gesicherte 
Rechtssphäre besitze, bei der sie immerhin noch bestehen 
könne. Dieser scheinbare modus vivendi war jedoch tat- 
sächlich für die Selbstverwaltung nur ein trügerisch ver- 
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hüUter modus moriendi. Denn in Wahrheit ist eine Kompetenz- 
abgrenzung nach inneren und äufseren Schulangelegenheiten 
zwischen zwei selbständigen Organisationen eine innerliche 
Unmöglichkeit. Eine solche Arbeitstßilung mag vielleicht 
innerhalb derselben Organisation möglich und nützlich sein, 
da dort stets die zusammenfassende Einheit gegeben ist; aber 
auf das Verhältnis von Staat und Gemeinde angewandt, wird 
sie zu einer scholastischen Formel, einer lebensunwahren 
Fiktion, die nur dazu gut ist, die tatsächliche Allmacht des 
höheren Gemeinwesens, dem die Interna zustehen, und die 
tatsächliche Ohnmacht des engeren Gemeinwesens, dem an- 
geblich die Externa zustehen sollen, täuschend zu verhüllen- 
Denn wie immer man die an sich schon kaum auffindbare 
Grenze zwischen Externa und Interna des Schulwesens sich 
denken mag, — in jedem Falle sind die Interna der Zweck 
und die Externa die Mittel, jene das herrschende, diese das 
dienende. Und wenn dann noch die für die Interna zuständige 
Staatsbehörde im Zweifelsfalle die Grenze zwischen beiden 
nach freiem Ermessen bestimmt, so steht die Gemeinde mit 
ihrer vermeintlichen Kompetenz in Schulsachen nicht unter 
dem Recht, sondern unter der Verwaltungswillkür; sie hat in 
Wahrheit keine eigne Rechtssphäre im Sinne der Selbst- 
verwaltung, sondern höchstens eine nach den Befehlen der 
Vorgesetzten zu leistende Verwaltungsaufgabe nach Art einer 
subordinierten Staatsbehörde. Daher konnte denn auch bisher 
schon unter Berufung auf die herrschende Theorie die Selbst- 
verwaltung in jedem Einzelfalle von der Staatsverwaltung 
nach Belieben Schritt für Schritt zurückgedrängt werden, un- 
beschadet ihrer angeblichen Kompetenz in externis. 

Sieht man die Dinge in diesem Zusammenhange, so er- 
kennt man, dafs die Regierung heute, indem sie die alte 
Doktrin fallen läfst, nur einen verhüllenden Schleier zerreifst; 
dafs sie tatsächlich den letzten Schritt auf der bisherigen Bahn 
tut, indem sie nunmehr auch das Externste aller Externa für 
sich in Anspruch nimmt, die Verfügung über die Schulgebäude 
in der schulfreien Zeit. Sie ist das vielleicht unbewufste 
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Werkzeug jener immanenten Logik der Dinge, kraft deren ein 
falsches Prinzip, mit Konsequenz durchgeführt, sich schliefslich 
selbst negiert. Die Vertreter der Selbstverwaltung aber werden 
dadurch dem Wahne entrissen, in den sie sich haben ein- 
wiegen lassen, als hätte die bisherige Theorie und Praxis 
einen rechtlich oder auch nur tatsächlich haltbaren Zustand 
schaffen können; sie werden vor die unerbittliche, aber un- 
zweifelhaft wahre Alternative gestellt: entweder völlige Ent- 
rechtung der Selbstverwaltung auf dem Schulgebiet oder 
Durchsetzung des rechtlich begründeten Anspruchs, den vor 
einem halben Jahrhundert die städtischen Behörden Berlins 
erhoben haben, den ein Mann wie Gneist vertreten hat: dafs 
das städtische Schulwesen eine städtische Angelegenheit ist, 
welche die Kommune gleich ihren andern Funktionen nach 
den Vorschriften der Städteordnung und nach den das Schul- 
wesen betreffenden Staatsgesetzen zu verwalten hat, gleich 
allen anderen Verwaltungszweigen lediglich unter der Kom- 
munalaufsicht des Staates. Nur um dieses Ziel kann logischer- 
weise in Zukunft noch gekämpft werden. Damit ist auch die 
Unerheblichkeit all der gelegentlich des jüngsten Streites vor- 
geschlagenen kleinen Mittel bewiesen; die Aussichtslosigkeit 
aller Bemühungen, die sich nur auf die Beibehaltung des bis- 
herigen Zustandes, die weitere Anerkennung der alten Doktrin 
richten. Wenn das neueste Vorgehen der Regierung hierüber 
endlich Klarheit geschafft hat, so hat sie sich damit ein 
hohes Verdienst um die Entwicklung der städtischen Selbst- 
verwaltung und ihres Schulwesens erworben und ein gutes 
Werk vollbracht. 

Wie so vieles auf diesem Gebiete, so verrät auch der 
Gedanke einer Scheidung der Externa und Interna des Schul- 
wesens seinen Ursprung aus den kirchlichen Verhältnissen. 
Ob er auf diesem seinem ursprünglichen Gebiete zur Klärung 
der Kompetenzverhältnisse segensreich gewirkt hat, braucht 
hier glücklicherweise nicht erörtert zu werden ; auf dem Schul- 
gebiet hat er jedenfalls von allem Anfang an die Grenzen der 
Kompetenzen nur in heillose Verwirrung gebracht, weil er 
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eben zu einer klaren Grenzscheidung auf diesem Gebiet ab- 
solut ungeeignet ist. Wie auch eine hochansehnliche juristi- 
sche Autorität in die Irre gehen mufs, wenn sie sich auf 
diesen Trugboden begibt, dafür ist die hier herangezogene 
Judikatur des Oberverwaltungsgerichts ein lehrreiches Bei- 
spiel. 

Auf diese Judikatur hat sich bei dem jüngsten Streite die 
Regierung für ihre Eechtsauflfassung mit einem Nachdruck 
berufen, der um so mehr auffallen mufste, als es keine Er- 
kenntnisse des Oberverwaltungsgerichts gibt und geben kann, 
die sich in ihrem rechtslft'äftigen Tenor auf die vorliegende 
Streilfi^age beziehen, für deren Entscheidung dieser Gerichts- 
hof eben nicht zuständig ist. Es handelt sich immer nur um 
die gelegentliche Erörterung von Incidentpunkten in den Ur- 
teilsgründen; und gerade die Regierung ist erfahrungsmäfsig 
bisher niemals geneigt gewesen, solchen gelegentlichen Er- 
wägungsgründen des obersten Gerichtshofs eine irgendwie 
verbindliche Bedeutung beizulegen. Wenn sie es in diesem 
Falle nun plötzlich tut, so liegt es nahe, als Grund dieser 
überraschenden Neuerung das geringe Vertrauen anzusehen, 
das sie in die Tragfähigkeit ihrer sonstigen Argumente setzt. 
Schon früher ist auf . die Ursachen hingewiesen , weshalb 
solchen Meinungsäufserungen in den Urteilsgründen keine 
volle Autorität beigemessen werden kann. Dabei ist das 
formelle Moment der ihnen mangelnden Rechtskraft wenigstens 
für die wissenschaftliche Kritik gar nicht ausschlaggebend; 
denn für sie erhält ja auch der Tenor Wert und Bedeutung 
nicht durch seine formelle Rechtskraft, vielmehr nur durch 
die eingehende kritische Sichtung aller in Betracht kommen- 
den Argumente, und durch die Gründe, welche der Gerichts- 
hof für seine endliche Stellungnahme entwickelt; gerade daran 
aber fehlt es selbstverständlich bei solchen selbst nur als ge- 
legentliches Argument verwerteten Motiven. Für die Rechts- 
streitigkeiten aus dem Gebiet der Schulverwaltung kommt 
nun aber noch hinzu, dafs sich der Gerichtshof infolge seiner 
beschränkten Kompetenz mit den eigentlichen Grundproblemen 
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dieses Rechtsgebiets niemals ex professo zu befassen hat, 
sondern sie nur implicite und incidenter streifen kann. Daraus 
mag es sich erklären, dafs hier gelegentlich geradezu 
juristische Entgleisungen passieren, wie man sie in anderen 
Materien diesem ausgezeichneten Gerichtshofe schwerlich nach- 
weisen kann. 

Ein Beispiel dieser Art ist die Heranziehung des § 18 
der Regierungsinstruktion vom 23. Oktober 1817 für die vor- 
liegende Streitfrage; denn allerdings kann sich dafür leider 
die Regierung auf die Begründungen mehrerer Erkenntnisse 
des O.V.G. stützen. Dafs trotzdem diese Heranziehung recht- 
lich unmöglich ist, dürften die Darlegungen im VI. Abschnitt 
bewiesen haben. Ein zweites Beispiel gleicher Art wird uns 
nachher bei der Auffassung des Oberverwaltungsgerichts über 
die Rechtsstellung der Gemeindeschullehrer begegnen. 

Die von dem Oberverwaltungsgericht in den zur Recht- 
fertigung des Regierungsstandpunktes angezogenen Erkennt- 
nissen wirklich entschiedenen Rechtsstreitigkeiten betreffen 
die Schulunterhaltungspflicht. Dabei spielen natürlich die 
Schulgebäude vielfach eine grofse Rolle. Wenn der Kultus- 
minister in den hierauf bezüglichen Ausführungen des Gerichts- 
hofes „eine wertvolle Unterstützung einer langjährigen Praxis 
der Unterrichtsverwaltung erblickt*'*), so ist das insofern 
richtig, als das Oberverwaltungsgericht im allgemeinen die 
durch jene langjährige Praxis erzeugte herrschende Doktrin 
ohne irgendwie eingehende Kritik übernimmt. Aber diese 
langjährige Praxis und herrschende Doktrin ist, wie oben ge- 
zeigt, eben nicht der jetzige Standpunkt der Regierung, 
sondern vielmehr die Kompetenzabgrenzung von Staat und 
Gemeinde nach dem Gesichtspunkt der Interna und Externa 
des Schulwesens. Indessen sind die sich aus diesem Pseudo- 
prinzip ergebenden Konsequenzen allerdings derart, dafs sie 
schliefslich auch für den heutigen entgegengesetzten Stand- 

*) Verhandl. des Abg.-Hauses vom I.Dez. 1904. Sten. Ber. S. 7809. 
Vergl. dagegen auch die Ausführungen des Abg. Cassel a. a. 0. S. 7821 
und 7823. 



— 77 — 

ponkt der Regierung verwertet werden können, wonach Ex- 
terna und Interna gleichmäfsig zur Disposition der staatlichen 
Schulbehörden stehen. Im Notfall hilft die Interpretationskunst 
noch ein wenig nach. 

Aus der Staatskompetenz für die Interna folgt allerdings 
ohne weiteres, dafs die Schule, wie das Erkenntnis vom 
10. April 1894 ausführt, nicht lediglich als Bestandteil des 
Gemeindevermögens, nicht lediglich als Objekt von Rechten 
der Gemeinde in Betracht komme. Das gilt freilich im 
Grunde genommen von allen, auch den anerkannt rein 
kommunalen Anstalten; denn die Gemeinde ist ein organisches 
Glied des Staates und steht deshalb mit ihrer ganzen Ver- 
waltung unter Staatsaufsicht. Jedoch wird aus der staatlichen 
Unmittelbarkeit der Schulinterna die Existenz besonderer 
Normen im Gegensatz zu den allgemeinen Normen des Städte- 
rechts abgeleitet, die Existenz besonderer und weiterer Macht- 
befugnisse der Schulaufsichtsbehörden im Gegensatz zu den 
Kommunalaufsichtsbehörden; die Pflicht der Gemeinden, „ihre 
Schulen nicht nur wie andere Anstalten in einem polizei- 
mäfsigen Zustande zu erhalten, sondern sie auch den Kultur- 
bedürfnissen und den Anforderungen der Aufsichts- bezw. 
Beschlufsbehörden entsprechend zu verbessern." Das sind in 
der Tat ganz logische Konsequenzen der angeblich unmittel- 
baren Staatskompetenz für die Schulinterna. Aber wo be- 
ginnt demgegenüber die Gemeindekompetenz für die Schul- 
externa? 

Das Erkenntnis vom 9. Januar 1900 spricht der Staats- 
behörde die Berechtigung zu, die Vereinigung mehrerer Schul- 
systeme unter einem Rektor zu untersagen und die Anstellung 
eines besondern Rektors für jede Schule zu verlangen. Das 
ist ein Ausfluis der angeblich unmittelbaren Staatskompetenz 
für die Interna; und in den Gründen seiner Entscheidung 
zählt der Gerichtshof noch eine ganze Reihe solcher Ausflüsse 
auf, unter anderm die Sorge für Schulpflicht, Schulzucht, 
Gang des Unterrichts, und für „das Schulhaus, nebst Zubehör". 
Nach dem Zusammenhang kann kein Zweifel sein, dafs das 
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Schulhaus nebst Zubehör hier nur erwähnt wird, soweit seine 
Existenz und Beschaffenheit für die Durchführung der Schul- 
pflicht und Schulzucht, für den ordnungsniäfsigen Gang des 
Unterrichts, kurz für die erspriefsliche Verwaltung der Interna 
von entscheidender Bedeutung ist. Daher hat Dr. v. Gordon 
ganz recht, wenn er die Heranziehung dieser Erkenntnisstelle 
zur Rechtfertigung des jüngsten Vorgehens der Regierung als 
„ein Musterbeispiel, wie man Entscheidungen nicht verwerten 
darf", bezeichnet*). Nun kommt aber derselbe Schriftsteller 
vom Standpunkt der herrschenden Meinung aus ganz konse- 
quent zu der Ansicht, dafs man die Staatsbehörde „als zu- 
ständig ansehen mufs^ selbst nach schultechnischen Gesichtspunkten 
den Umfang zu bestimmen, in welchem für den Zweck der be- 
stimmten einzelnen Schule das Schulgebäude in Anspruch genommen 
werden mufs. Solange sie sich hierbei objektiv erkennbar von 
solchen technischen Gesichtspunkten leiten läfst, wird man ihr rechts- 
widriges Handeln auch dann nicht vonoerfen dürfen, wenn man 
über die Zweckmäfsigkeit einer Mafsregel anderer Ansicht ist . . . 
Dagegen greift die Schulauf sichtsbehdr de. augenscheinlich in ein 
fremdes Rechtsgebiet ein, wenn sie aus anderen als schultechnischen 
— wenn auch noch so guten — Gründen ihre Herrschaft über das 
Schulgebäude ausdehnt^ Ein solches Vorgehen, wie es im 
jüngsten Berliner Schulstreit geschehen, bezeichnet er als 
„einen völlig unverhüllten Eingriff in das rein kommunale 
Rechtsgebiet".**) Das entspricht, wie gesagt, wohl der 
herrschenden Meinung, der offenbar auch das Oberverwaltungs- 
gericht folgt. Indessen wenn es danach völlig dem freien Er- 
messen der staatlichen Schulbehörde, und zwar ohne jede 
Möglichkeit der Rechtskontrolle, überlassen bleibt zu be- 
stimmen, welche Gesichtspunkte „schultechnisch", d. h. Be- 
standteil der Schulinterna, also unmittelbare Staatskompetenz 
sind, wonach soll dann die Grenze „objektiv" erkannt werden, 
wo die Schulexterna, also die rein kommunale Rechtssphäre 



*) V. Gordon: Die Gemeinde, ihre Schulgebäude und der Staat 
<Berlin 1905) S. 27. 

**) a. a. 0. S. 32 und 41. 
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beginnt? Wenn das freie Ermessen entscheidet, gibt es eben 
keine objektiv erkennbare, sondern stets nur eine nach sub- 
jektivem Belieben — wenn auch selbstverständlich „pflicht- 
mäfsig"! — gezogene Grenze. Auch in dem Berliner Streit- 
falle behauptet ja doch die Regierung, dafs ihre Bedenken 
gegen das polnische, tschechische und sozialdemokratische 
Turnen wie gegen die freireligiösen Vorträge wenigstens teil- 
w^eise auch schultechnisch seien. Die Eompetenzabgrenzung 
nach dem Gesichtspunkt der Interna und Externa läuft also 
tatsächlich darauf hinaus, dafs das freie Ermessen des einen 
Teils für die Rechtssphäre des andern entscheidend sein soll; 
das aber ist das Gegenteil einer Rechtsnorm. Und wenn man 
»ich über diese Tatsache bisher hat täuschen können, so 
haben gerade die jüngsten Vorgänge diese Täuschung zerstört. 

Um für dies innerlich unmögliche Verhältnis des Staates 
und der Gemeinde zur Schule einen Ausdruck zu finden, der 
wenigstens wie ein juristischer terminus technicus aussieht, 
mufste die Verwaltungspraxis noch ein weiteres Anlehen auf 
dem Gebiete machen, aus dem sie die Unterscheidung der 
Interna und Externa geholt hatte; dem Eirchenrecht entlehnte 
sie den Begriff des Patronats und formte daraus den Pseudo- 
begriff eines Schulpatronats. Seltsam; während die Verwal- 
tungspraxis gegenüber der modernen Entwicklung des öffent- 
lichen Rechts hartnäckig immer wieder sich an die längst 
antiquierten publizistischen Vorstellungen des Landrechts an- 
klammert, trägt sie hier kein Bedenken, die landrechtlichen 
Normen zu durchbrechen, freilich nicht zu Gunsten einer 
moderneren Gestaltung, sondern vielmehr zu Gunsten noch 
älterer, schon vom Landrecht überwundener Vorstellungen, 
indem sie nicht auf das Landrecht, sondern noch hinter das 
Landrecht zurückgeht. Während sie das landrechtliche 
Prinzip der Staatsschule in einer Bedeutung festhalten will, 
die es nie gehabt hat noch haben konnte, nämlich als Gegen- 
satz zur Eommunalschule, opfert sie hier ganz unbedenk- 
lich dieses Princip in seiner wahren und ursprünglichen 
Bedeutung als Gegensatz zur Kirchenschule. Denn nur so- 
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lange die Schule im wesentlichen als Eirchenschule erscheint, 
hat das Schnlpatronat als Pertinenz des Kirchenpatronats 
historisch, logisch und juristisch Sinn und Bedeutung. Mit 
diesem Zustande hat aber „schon das Landrecht'' durch sein 
gerade von unserer Verwaltungspraxis ständig angerufenes 
Prinzip, dafs die Schulen Veranstaltungen des Staates seien, 
das ist, richtig verstanden, durch das Prinzip der weltlichen 
Schule gebrochen. 

Es ist erfreulich, dafs das Ober Verwaltungsgericht 
wenigstens diesen Sprung ins Dunkle der vorlandrechtlichen 
Kirchenschule nicht mitgemacht, sondern ausgesprochen hat, 
dais ein dem Kirchenpatronat analoges Schnlpatronat nicht 
existiert, dafs vielmehr die Rechte, welche gemeinhin als 
Patronat bezeichnet werden, vom Landrecht der „Gerichts- 
obrigkeit" zugewiesen werden*). In Anbetracht der ent- 
scheidenden Autorität, welche die Regierung neuerdings den 
Erkenntnisgriinden des Oberverwaltungsgerichts beimifst, ist 
zu erwarten, dafs der Wechselbalg des Schulpatronats nun- 
mehr auch aus der Verwaltungspraxis endgiltig verschwinden 
wird. Aber freilich — wer ist nun heute die „Gerichtsobrig- 
keit" des Landrechts? In den Städten der Magistrat, lautet 
die übliche Antwort. Schon damit geht hier, wie oben bereits 
angedeutet wurde, das Schulrecht unvermeidlich in das Städte- 
recht über, was aber gerade unsere Verwaltungspraxis allen 
realen Verhältnissen zum Trotz ängstlich vermeiden will. 
Dabei ist aber noch zweierlei wohl zu beachten. Einmal näm- 
lich steht heute in den Städten der Magistrat, auch wenn 
man ihn der landrechtlichen Gerichtsobigkeit substituiert, den 
städtischen Schulen völlig anders als jene gegenüber; denn 
das Landrecht kannte im Prinzip nicht die Schulunterhaltungs- 
pflicht der politischen Gemeinde, vielmehr die der Hausväter- 
sozietät, während heute in den Städten der Magistrat nicht 
nur an die Stelle der landrechtlichen Gerichtsobrigkeit treten 



*) Erk. d. 0. V. G. Bd. YII, S. 234. Kamptz, Rechtsprechung, Bd. n, 
S. 654. 
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würde, soDdern zugleich das Organ der schnlunterhaltendeü 
Gemeinde ist*). Wie völlig das, was man in Preufsen Schul- 
recht nennt, jeden Zusammenhang mit dem wirklichen Leben 
verloren hat, und wie diese Entfremdung von den realen 
Verhältnissen des Schulwesens auch die Judikatur des Ober- 
verwaltungsgerichts in diesen Fragen infiziert, das zeigt sich, 
wenn in den Gründen eines Erkenntnisses, das städtische 
Schulen b.etriflft, als Schulunterhaltungspflichtiger „der Regel 
entsprechend eine Schulsozietät oder ausnahmsweise die 
bürgerliche Gemeinde* bezeichnet wird**). Tatsächlich ist 
heute diese Ausnahme in den Städten durchaus die Regel, 
und jene Regel eine höchstens als historische Kuriosität vor* 
kommende Ausnahme. 

Es bekundet sich eben auf Schritt und Tritt, dafs das aus 
dem Landrecht sich ergebende Bild des Schulrechts auf die 
Städte kaum in einem einzigen Punkte mehr zutrifft; und diese 
tatsächliche fundamentale Umgestaltung entspricht lediglich 
der rechtlichen fundamentalen Umgestaltung durch die Selbst- 
verwaltungsgesetzgebung, was die herrschende Verwaltungs- 
praxis durchaus ignorieren möchte. So darf man denn auch 
ferner bei der Substituierung des Magistrats für die landrecht- 
liche Gerichtsobrigkeit nicht den begrifflichen Gegensatz 
zwischen dem Magistrat des Landrechts, der eine patrimoniale 
Mediatobrigkeit war, und dem heutigen Magistrat, der ein 
Organ der Selbstverwaltung ist, übersehen. In Wahrheit ist 
demnach an die Stelle der Gerichtsobrigkeit nicht eigentlich 
der Magistrat, vielmehr die Stadtgemeinde in ihrer gesetz- 
lichen Organisation als Selbstverwaltungskörper und ihre nach 
Malsgabe diiBser Organisation rechtmäisig gebildeten Organe 
getreten. -Kurz und gut: den rechtlich und tatsächlich absolut 
unhaltbaren Begriff des Schulpatronats kann man eben nicht 
mit Hilfe der landrechtlichen Gerichtsobrigkeit los werden. 



*) So auch V. Gordon a. a. 0. S. 17/18. 

**) Erk. d. 0. V. G. vom 18. Juni 1895, Bd. 28, S. 169. Kamptz, 
Rechtsprechung, Bd. 2, S. 627. 

FreuTs, Recht der st&dt. Schnlverwaltang. Q 
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weil hier bereits ao die Stelle des Landrechts die Stadte-Ord- 
nuDg getreten ist. Will man das nnmögliche Schnipatronat 
in seinem Grabe ruhen lassen, so mnls man notgedrungen 
das den realen Verhältnissen und dem bestehenden Gesetze 
entsprechende, überaus klare und einfache Rechtsverhältnis 
anerkennen, dals die von den Städten errichteten und er- 
haltenen und von Rechts wegen auch verwalteten Gemeinde- 
Bchulen eben Gemeindeschulen sind d. h. Anstalten der 
politischen Gemeinde. Aber die herrschende Verwaltungs- 
praxis zieht dieser einfachen, klaren und einzig recht- 
mäisigen Lösung der Frage die Flucht zur Eirchenschule und 
cum Scholpatronat vor. 

Wie die Gemeindeschulen das nicht sein sollen, was sie 
rechtlich allein sein können, nämlich Gemeindeanstalten, ebenso 
sollen die an diesen Anstalten angestellten Gemeindelehrer 
das nicht sein, was sie rechtlich allein sein können, nämlich 
Gemeindebeamte. Doch auch hier rächt sich die List der 
Idee und führt eine Doktrin, die sich der einfach klaren 
Realität der Dinge und ihrer Logik geflissentlich entziehen 
will, durch sich selbst ad absurdum. Gemeindebeamte, was 
Jlie tatsächlich und rechtlich sind, sollen sie nicht sein; aber 
unmittelbare Staatsbeamte, was sie dann nur noch sein könnten^ 
sind sie rechtlich und tatsächlich eben doch nicht. Und so 
ist man auf ein Unding von Begriff verfallen, das vielleicht 
noch unmöglicher ist als das unmögliche Schnipatronat, auf 
den angeblichen Rechtsbegriff des mittelbaren Staatsbeamten 
schlechthin, der aber auch keines engeren Gemeinwesens 
unmittelbares Organ ist! Und um dieses juristische Monstrum 
zu erzeugen, hat sich diesmal mit der genugsam bekannten 
Verwaltungspraxis die ganze höchste Judikatur zasammen- 
getan : Eompetenzgerichtshof , Oberverwaltungsgericht und 
Reichsgericht.*) Solche Wunderdinge geschehen nur auf dem 
Boden des preul'sischen Schulrechts. 



*) Das Nähere über diese Frage siehe in meinem Städtischen Amts- 
recht, Seite 257 ff. 
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Gewöhnlich wird die Frage, welchem Gemeinwesen ein 
Beamter angehört, entweder nach Mafsgabe der Anstellung 
oder der Gehaltszahlung entschieden. Unter beiden Gesichts- 
punkten ist der Gemeindelehrer Gemeindebeamter. Denn dals 
die städtischen Lehrer ihr Gehalt aus der Stadtkasse 
empfangen, kann auch insoweit nicht bezweifelt werden, als 
der Staat etwa Zuschüsse leistet; andernfalls würde die staat- 
liche Qualität der königlichen Polizeibeamten nicht aufrecht 
zu erhalten sein, zu deren Gehalt nach dem Polizeikosten- 
gesetz die Städte und vor allem Berlin weit mehr als blolse 
Zuschüsse leisten. 

Die städtischen Lehrer werden auch von der Stadt ange- 
gestellt: das kann nicht deshalb bezweifelt werden, weil ihre 
Yokation der staatlichen Bestätigung bedarf; denn andernfalls 
müDste allen der Bestätigung bedürfenden Magistratsmitgliedern 
und Bürgermeistern ihre Eigenschaft als städtische Organe 
abgesprochen werden. Wenn ein Ministerialreskript von 1866 
betont, dafs die Lehrer nicht durch die blolse Vokation des 
Magistrats die Ermächtigung zur Wahrnehmung ihres Amtes 
erlangeo, sondern nur durch die Zustimmung des Staates, 
welche in der Bestätigung der Vokation ihren Ausdruck 
findet*), so ist das nichts anderes, als was von jeder der 
staatlichen Bestätigung bedürfenden Bestellung eines städtischen 
Beamten gilt; und doch wird man nicht behaupten, dafs 
Bürgermeister und Magistratsmitglieder nicht von der Stadt, 
sondern je nachdem vom König, Oberpräsidenten oder Re- 
gierungspräsidenten angestellt werden. 

Trotzdem hat zuerst ein Erkenntnis des Eompetenz- 
gerichtshofes vom 23. Juni 1858 ausgesprochen, dafs Elementar- 
lehrer an einer städtischen Schule nicht zu den besoldeten 
Gemeindebeamten im Sinne des § 65 St.-O. zu rechnen 
seien.**) In der Begründung dieser Entscheidung taucht denn 
auch der uns allzu wohl bekannte § 18 der Regierungsinstruk- 

♦) Oertel, Städte-Ordnung, Seite 467. 

**) Parey, Rechtsgnindsätze des Preufeisctien Gerichtshofes zur Ent- 
scheidung der Kompetenzkonflikte, Seite 110. 

6* 
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tion von 1817 auf; in Wahrheit ergibt sich jedoch ans ihm 
weiter nichts als die Bestimmung, dafe das staatliche Be- 
stati gnngsrecht von der Kirchen- und Schulabteilung der Re- 
gierungen ausgeübt wird. 

Dennoch erklärt das Ober Verwaltungsgericht in einem 
Erkenntnis vom 18. Februar 1887, dafs die Lehrer an städtischen 
Schulen nicht zu den Gemeindebeamten gehören, weil • ihre 
Anstellung nicht dem § 56,6 St.-0. folge, und weil die §§ 17 
und 30 St.-0. die Lehrer in einen Gegensatz zu den Gemeinde- 
beamten brachten*). Dem hat sich auch das Reichsgericht in 
einem Erkenntnis vom 30. April 1896 angeschlossen, obwohl 
6S in demselben Erkenntnis die Lehrer nicht für unmittelbare, 
sondern für mittelbare Staatsbeamte und die Stadt auf die 
Gehaltsklagen der Lehrer für passiv legitimiert erklärt**). 

Nach § 56,6 St.-0. hat der Magistrat die Gemeinde- 
beamten anzustellen, nachdem die Stadtverordneten darüber 
vernommen worden sind. Genau in derselben Weise erfolgt 
die Anstellung der Lehrer an städtischen Schulen. Wohl hat 
der Magistrat bei den der Schuldeputätion unterstehenden 
Anstalten vorher das Gutachten dieser Deputation zu hören; 
aber das gilt ebenso von den Beamten aller unter einer be- 
sonderen Deputation stehenden Verwaltungszweige; die Vor- 
schrift in § 21 der Instruktion von 1811 entspricht im wesent- 
lichen durchaus der in § 26 e der Magistratsinstruktion von 
1835 für alle Deputationen enthaltenen. Diese erste vom 
■Oberverwaltungsgericht angezogene Gesetzesstelle versagt also 
völlig; ebenso geht es aber auch mit den beiden anderen. 

Der § 17 St.-0. enthält die Aufzählung der nicht zu 
Stadtverordneten wählbaren Personen, und nennt dabei unter 
Ziffer 2 die besoldeten Gemeindebeamten und dann unter 
Ziffer 3 neben Geistlichen und Kirchendienern noch besonders 
die Elementarlehrer. Darin sieht man den Beweis, dafs der 
Gesetzgeber die Elementarlehrer nicht habe in die Kategorie 

*) Erk. d. O.-V.-G., Bd. 14, S. 75. Ebenso auch Kamptz a. a. 0. 
Bd. 2, S. 654 und Ergänz.-Bd. I, S. 180. 

**) Entsch. des Reichsgerichts in Civilsachen, Bd. 37, S. 299 ff. 
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der Geraeindebeamten einbegreifen wollen. Die EntsfebnngS'^ 
geschichte des Gesetzes beweist das Gegenteil. Die Kommission 
der ersten Kammer, durch deren BeschloTs die Elementar* 
lehrer in diesen Paragraphen hineingekommen sind, fahrt in 
ihrem Bericht aas, dafs sie die Elementarlehrer der von den 
Gemeinden unterhaltenen Schulen allerdings zu den an sich 
schon von der Mitgliedschaft ausgeschlossenen Ge* 
meiudebeamten rechne; da aber die definitive Regelung 
der Lehrerstellung dem bevorstehenden Unterrichtsgesetz über- 
lassen sei und dies vielleicht die Sache anders ordnen könne, 
hielt man es jedenfalls fiir zweckmäfsig, die Elementarlehrer 
„vorweg speziell von der Wählbarkeit in die Gemeindever- 
tretung auszunehmen^*). Der Gesetzgeber hat also nicht die 
Ansicht bekundet, welche ihm die herrschende Meinung und 
die Judikatur unterlegt; sondern gerade die entgegengesetzte. 

Der § 30 bandelt von den Personen, die nicht Mitglieder 
des Magistrats sein können, und nennt als solche unter Ziffer 3 
neben Geistlichen und Kirchendienern die Lehrer an öffent- 
lichen Schulen schlechthin. Hier wird also kein Unterschied 
zwischen den von der Stadt unterhaltenen Volks- oder höheren 
Schulen einerseits und den vom Staat oder einer sonstigen öffent* 
lieben Korporation unterhaltenen Schulen andererseits gemacht; 
und demgemäls lag für den Gesetzs:eber nicht der geringste An- 
lafs zur Entscheidung der Frage vor, ob innerhalb dieser um- 
fassenderen Kategorie ein Teil, nämlich die an städtischen 
Schulen angestellten Lehrer, schon infolge ihrer Eigenschaft 
als Gemeindebeamte von der Mitgliedschaft des Magistrats 
ausgeschlossen seien. Eben deshalb kann man aber auch für 
die Beantwortung dieser Frage aus Wortlaut und Sinn des 
§ 30 gar nichts ableiten. 

Damit fallen die sämtlichen von der Judikatur im Gesetze 
gesuchten Stützpunkte gegen die Anerkennung der Gemeinde- 
lehrer als Gemeindebeamten dahin. Zum Überflufs sei noch 
erwähnt, dafe die Art. 23 und 24 der Verfassung nicht nur 



♦) Sten. Ber. d. I. Kammer 1852/53, S. 173 ff. Vgk auch ölein Städtisches 
Amtsrecht, S. 260. 
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wegen ihrer SaspendieruDg nicht in Betracht kommen,, sondern 
auch, wenn sie nicht suspendiert wären, an dieser Rechts- 
lage nichts ändern würden. Wenn insonderheit der Art 23 
sagt: „Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte nnd Pflichtea 
der Staatsdiener", so gilt dieser Satz in dem hier damit ver- 
bundenen Sinne im grofsen und ganzen heute für die Gemeinde- 
beamten überhaupt. Der von der ersten Kammer gestrichene 
Satz wurde bei den Revisionsverhandlungen von der zweiten 
Kammer wiederhergestellt, nachdem der Kultusminister Laden- 
berg als „das eigentlich Praktische in der Sache" hauptsächlich 
das „ Pensions wesen der Lehrer und ihrer Witwen und die 
Unterstützung der Waisen" dargestellt hatte*). Daneben kam 
wesentlich nur für die Landlehrer als „kleine Genugtuung*' 
eine Besserung ihrer Stellung im Verhältnis zur Kirche und 
Gutsherrschaft in Betracht. Im übrigen sollte dem Rechts- 
verhältnis der Lehrer zur politischen Gemeinde in keiner 
Weise präjudiziert, sondern alles weitere dem wie immer un- 
mittelbar bevorstehenden Uuterrichtsgesetze überlassen werden. 
Wenn bei dieser Gesetzeslage eine gegenteilige Ansicht über- 
haupt möglich wäre, so könnte sie doch nur zur Anerkennung 
der Lehrer als unmittelbare Staatsbeamte führen. Diese 
Konsequenz lehnen jedoch Verwaltungspraxis und Judikatur 
übereinstimmend ab; und darin befinden sie sich allerdings 
im Einklang mit der Gesetzgebung, wie sich jetzt auch aus 
§ 6 des Pensionsgesetzes vom 27. März 1872 in Verbindung 
mit Art. III der Novelle vom 31. März 1882, sowie aus dem 
Lehrerbesoldungsgesetz von 1897 ergibt. Dieses letztere Staats- 
gesetz beeinträchtigt als solches die Eigenschaft der Lehrer 
als Gemeindebeamte selbstverständlich ebensowenig, wie dies 
das Kommunal beamtengesetz von 1899 etwa bezüglich der 
andern Gemeindebeamten tut. Völlig unmöglich ist in jedem 
Falle eine Rechtsauflfassung, die den städtischen Lehrern weder 
die Eigenschaft von unmittelbaren Staatsbeamten noch von 
Gemeindebeamten zuerkennen will; das ist das würdige 



♦) Sten. Ber. d. I. Kammer. 1849/50, S. 81, S. 1Q50. ff., 1076 ff. Sten. 
Ber. d. II. Kammer 1849/50, S. 1230. 
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Seitenstück zum Schalpatronat. In Wahrheit sind die städti« 
sehen Lehrer Gemeindebeamte, wie die städtischen Schulen 
Oemeindeanstalten sind. 

Geht diese heillose Verwirrung unseres Schulrechts 
auf das Dogma von der verschiedenen Kompetenz für die 
Interna und Externa zurück, so schien andererseits die Ver- 
waltungspraxis doch von AnfSang an die Unmöglichkeit einer 
solchen Trennung eingesehen zu haben, indem sie schon seit 
der Instruktion von 1811 beide Zuständigkeiten den städtischen 
Schuldeputationen übertrug. Wir haben gesehen, wie gerade 
mit dieser doppelten Zuständigkeit der angeblich gemischte 
Charakter dieser Behörden und die besonderen Normen für 
ihre Bildung gerechtfertigt wurden; wie aber diese Sonder- 
bestimmungen von Anbeginn an rechtsungiltig gewesen sind. 
Indessen hat die Verwaltungspräxis nun nicht einmal ihren 
eigenen Gedanken der Vereinigung beider Kompetenzen in den 
städtischen Schuldeputationen tatsächlich verwiiklicht. Viel- 
mehr hat sie für die Wahrnehmung aller wesentlichen Schul- 
interna unter der Firma der staatlichen Schulaufsicht in der* 
Person der Lokal- und Kreisschulinspektoren besondere un- 
mittelbare Staatsorgane neben die Schuldeputationen gestellt 
und damit die hier herrschende Verwirrung auf den Gipfel 
getrieben*). 

Dem eigensten Grundgedanken der Verwaltungspraxis 
hätte doch offenbar die Übertragung dieser Schulinspektion — 
wenn schon nicht nach Malsgabe des bestehenden Rechts auf 
die Stadtgemeinde selbst, so doch wenigstens — auf die Schul- 
deputation als solche entsprochen. Gerade im Gegenteil jedoch 
stellt ein Ministerialerlafs vom 2. Januar 1890 den Grundsatz 
auf, dafs die Kreisschulinspektion nur Eiuzelbeamten, nicht 
Kollegialbehörden, also eben nicht den Schuldeputationen über- 
tragen werden dürfe, obwohl auch von diesem Grundsatz dann 
wieder Ausnahmen gemacht worden sind**j. Aber auch die 



*) Vgl. hierzu mein Städtisches Amtsrecht, S. 252 ff. 
*♦) Kretzschmar, Handbuch des Preuss. Schulrechts, S. 58/60. 
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Darchführang dieses Systems mafste namentlich in gröfseren 
stadtischen Verhältnissen an seiner inneren Unmöglichkeit 
scheitern, was dann za seinem Ersatz dnrch ein noch ver" 
schrobeneres System führte. In gröfseren Städten erzengt die 
tatsächliche Wichtigkeit des Schulwesens innerhalb der Eom- 
mnnalverwaltung das Bedürfnis zur Bestellung von schal- 
technischen Gemeindebeamten, sei es von Stadtschulräten als 
Mitglieder des Magistrats, sei es von Stadtschulinspektoren 
aufserhalb desselben. Aber so notwendig diese Ämter sind, 
so wenig bietet ihnen das herrschende System Raum zu ge- 
deihlicher Entwicklung; die staatliche Schulinspektion nimmt 
ihnen die Lebensluft weg. Da verfällt man denn auf den Not- 
behelf einer Personalunion, indem entweder die Stadt ihr 
technisches Schuldezernat als Nebenamt dem königlichen 
Schulinspektor überträgt, oder der Staat den städtischen 
Schulrat oder Schulinspektor zum staatlichen Ereisschnl- 
inspektor im Nebenamt ernennt. Die Regierung zieht natürlich 
den ersten Weg vor, der eine teilweise Selbsten tmüudigung 
der Stadt in sich schliefst. Aber die kommunale Selbständig- 
keit fahrt auch auf dem anderen Wege nicht viel besser. In 
diesem Falle „haben sich die städtischen Körperschaften vor 
der Wahl darüber Gewifeheit zu verschaffen, ob der zu 
wählende Beamte sich nach Ansicht der Schulaufsichtsbehörde 
auch für den Schulaufsichtsdienst eigne.^ Auch erfolgt der 
Staatsauftrag prinzipiell nur auf Widerruf, wofür sich die 
Regierung auf § 2 des Schulanfsichtsgesetzes von 1872 beruft, 
der aber wiederum nach Geist wie Wortlaut dieses Gesetzes 
absolut nicht hierher pafst, da er sich lediglich auf die neben- 
amtliche Schulinspektion der Geistlichen bezieht. 

Bei der Unauffindbarkeit der wirklichen Grenze zwischen 
Interna und Externa des Schulwesens ist es nun im Falle 
einer solchen Personalunion ganz unmöglich festzustellen, 
wann der betreffende Beamte als königlicher, wann er als 
kommunaler Schulinspektor tätig wird; und aus dieser Rechts- 
unsicherheit schöpft natürlich die Verwaltungswillkür wiederum 
reichste Nahrung. Noch unmöglicher wird die Sache in den 
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gröfsten Städten, wo den Stadtschulinspektoren ein Stadt- 
schnlrat vorgesetzt ist, die Staatsaufsicht aber nicht dem 
Vorgesetzten, sondern den Untergebenen übertragen ist, die 
also ihrem städtischen Yorgesetzteii zugleich als Organe des 
aufsichtsführenden Staates gegenüber stehen. Weiter kann 
der organisatorische Widersinn in der Tat nicht mehr ge- 
trieben werden. Will man dem aber ausweichen, indem man 
die staatliche Schulinspektion dem Stadtschulrat übertragen 
lälst, so wird dadurch die Zwiespältigkeit in den Magistrat 
selbst hineingetragen; ein Magistratsmitglied, das daneben zu- 
gleich ein auf Widerruf bestellter Staatsbeamter und Unter- 
gebener der Au&ichtsbehörde ist, kann kein gedeihliches Ver- 
hältnis zu Magistrat und Stadtverordneten dauernd aufrecht 
erhalten. 

So häufen sich von allen Seiten die rechtlichen und tat- 
sächlichen Unmöglichkeiten dieses herrschenden Systems, das 
nichts unversucht läfst mit alleiniger Ausnahme der einfachen 
Anerkennung des rechtlich und tatsächlich bestehenden Zu- 
standes. Dieser im geltenden Recht wie in den realen Ver- 
hältnissen wurzelnde Zustand aber ist, dafs die Kompetenz 
von Staat und Gemeinde im Schulwesen nicht nach Interna 
und Externa geschieden ist, vielmehr so, wie überall im 
Rahmen^ der Selbstverwaltung, dafs der Staat die Aufsicht 
über die kommunale Verwaltung der städtischen Schulen nach 
Mafsgabe der Staatsgesetze führt. Die städtischen Schul- 
deputationen sind rein kommunale Organe gleich allen anderen 
Verwaltungsdeputationen; die städtischen Schulen sind Ge- 
meindeanstalten; die städtischen Lehrer sind Gemeindebeamte; 
die Schulinspektion führt die Stadtgemeinde als solche durch 
ihre schultechnischen Organe unter Oberaufsicht des Staates. 
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X. 

Der rechtliche Kernpunkt des Schnlstreites. — Scholanf- 
sicht nnd Kommnnalanföicht — Ein Reichsschnlgesetz. 

Mit einer gewissen Emphase ist bei den parlamentari- 
schen Verhandlungen über diese Frage die »Rechtsentwick- 
lung des preulsischen Staates seit zwei Jahrhunderten" in den 
Vordergrund gestellt worden*). Weniger wäre mehr und 
sachgemäfser gewesen; denn die hier maCsgebende Rechts- 
entwicklung hat in Preufsen erst vor noch nicht ganz einem 
Jahrhundert begonnen. Aber es ist nun mal nicht anders; 
wenn man mit dem schönen Brustton der Überzeugung von 
dem spezifisch preufsischen Staatsgeist spricht, so meint man 
bewufst oder unbewufst doch stets den Geist des Polizei- 
staates, besten Falls mit einem kleinen Schüfe Fridericiani- 
scher Aufklärung durchsetzt, jenen Staatsgeist, dessen kano- 
nisches Buch immer wieder der zweite Teil des Allgemeinen 
Landrechts ist und bleibt: Absolutismus oben und Feudalis- 
mus unten. Von dem lucidum intervallum der Stein-Harden- 
bergschen Reform, die den Staat in Wahrheit erhalten hat, 
ist den berufsmäl'sig staatserhaltenden Kreisen zu reden pein- 
lich. Man erhält den Eindruck, als ob jenem spezifischen 
Preufsentum die Institutionen der grofsen Reformära und unter 
ihnen besonders das Prinzip der Selbstverwaltung wie Fremd- 
körper im Fleische säfsen, die man leider nicht mehr ent- 
fernen kann, die man aber durch Einkapselung möglichst 
unschädlich zu machen sucht. Ist es doch eine beredte Tat- 
sache, dais das Heimatland der ersten deutschen Städteord- 
nung heute in der Entwicklung der Selbstverwaltung von 
vielen anderen deutschen Staaten und namentlich auch von 
dem doch immer langsam vorangehenden Österreich sehr 
weit überholt ist. Für die unausrottbare Lebenskraft 
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des einmal erwachten Selbstverwaltangsgedankens gibt 
es keinen voUgiltigeren Beweis, als dals er die wohlwollende 
Behandlang durch die konstante Verwaltangspraxis des 
^preufsischen Staatsgeistes" immerhin noch leidlich über- 
standen hat. 

Hiernach ist es psychologisch darchans begreiflich, dals 
die Vertreter preufeischer Verwaltungspraxis für Fragen des 
Selbstverwältungsrechts sehr ungern die Städteordnung und 
die sonstige heute geltende Selbstverwaltungsgesetzgebnng an- 
rufen, aber um so lieber das in dieser Beziehung seit 1808 
nicht mehr geltende preulsische Landrecht. Rechtliche Unge- 
heuerlichkeiten und tatsächliche Absurditäten, wie wir deren 
eine ganze Reihe im Yorhergeh enden kennen gelernt haben, 
sind davon die logisch notwendige Folge. Im Zusammen- 
hange seiner eben erwähnten Ausführungen im Abgeordneten- 
hause sprach der Regierangs Vertreter das grofse Wort 
gelassen aus, dafs in Schulsachen „nicht die Kommunalav/- 
sichisbeha)*de , sondern die Schulbehorde die Entscheidung 
nach der Auffassung des Landrechts zu treffen'^ habe. Die 
Kommunalaufsichtsbehörde des Landrechts! Eher noch hätte 
er von den Eisenbahndirektionen, den Telegraphen- und Tele- 
phouämtern des Landrechts sprechen können; denn dem stände 
doch nur die Tatsache entgegen, dafs das Landrecht diese 
schönen Einrichtangen der Neuzeit ebenso wenig kannte wie 
kommunale Selbstverwaltungskörper; aber jene Institutionen 
sind doch wenigstens nicht wie die Einrichtung der Selbst- 
verwaltung der Ausdruck eines Staatsprinzips, das dem des 
Landrechts so diametral gegenübersteht wie der Tag der 
Nacht, das Leben dem Tode. Doch — das Landrecht sagt: 
Schulen sind Veranstaltungen des Staates; und das ist die 
Quintessenz der „unzweifelhaften Rechtsentwicklung des 
preufsischen Staates seit zwei Jahrhunderten"; basta! 

Die städtischen Behörden des alten Polizeistaats waren 
mittelbare, aber subordinierte Staatsbehörden; mittelbar, weil 
bei ihrer Bestellung noch andere Personen als der König oder 
seine Vertreter mitwirken konnten; subordinierte Staats- 
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behörden aber, weil ihre Funktionen wie alle öffentliche Tätig- 
keit als Ausflufs der einzigen absoluten Staatsgewalt er- 
schienen und daher von ihnen als Diener des Staates und 
nach den Befehlen der vorgesetzten Staatsbehörden auszuüben 
waren. Die städtischen Behörden der heutigen Selbstverwal- 
tung sind im Prinzip überhaupt keine Staats-, sondern ledig- 
lich Eommunalbehörden, Organe des kommunalen Selbst- 
verwaltungskörpers; als mittelbare Staatsorgane mögen sie 
immerhin noch bezeichnet werden, weil der Organismus, dem 
sie angehören, die Gemeinde dem höheren Staatsorgauismus 
eingegliedert ist. Ihre Funktionen aber sind nicht Ausflufs 
der unmittelbaren Staatskompetenz, sondern lediglich zunächst 
der Gemeindekompetenz; gleichviel ob es sich um den sogen, 
eigenen oder übertragenen Wirkungskreis der Gemeinde handelt, 
wenn nur die betreffende Kompetenz der Gemeinde als solcher^ 
als Selbstverwaltungskörper rechtlich übertragen ist. Daher 
sind die Selbstverwaltungsorgane prinzipiell keiner Staats- 
behörde subordiniert; vielmehr stehen sie nur unter der 
Staatsaufsicht, die rechtlich auf Grund der Eingliederung 
des Selbstverwaltungskörpers in den Staat organisiert ist*). 
Dieses Rechtsverhältnis wird in den Fällen durchbrochen, 
wo kraft positiver Gesetzesbestimmung gewisse staatliche 
Funktionen nicht der Gemeinde als Selbstverwaltungskörper, 
sondern unmittelbar den Gemeiudeorgauen übertragen werden, 
die insoweit wieder zu mittelbaren, subordinierten Staats- 
behörden im Sinne des alten Polizeistaates werden. Es lieg^ 
auf der Hand, dafs jede solche Ausschaltung der Kompetenz 
des Selbstverwaltungskörpeis, infolge deren für die Kominunal- 
organe gegenüber den Staatsbehörden wieder an die Stelle der 
rechtlich beschränkten Aufsicht die unbeschränkte Sub- 
ordination tritt, eine Zurückdrängung des Selbstverwaltungs- 
prinzips zu Gunsten des absoluten Polizeistaatsprinzips bedeutet. 
Offenbar könnte auf diesem Wege die ganze Selbstverwaltung 
beseitigt und der absolute Polizeistaat wiederhergestellt werden, 

*) Vgl. hierüber und das Nächstfolgende in weiterer Ausführung 
mein Städtisches Amtsrecht, Kapitel V, Vni und X. 
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lÄ^enn es dagegen nicht die eine Rechtsschranke gäbe, dafs es 
dafür einer positiven Gesetzesbestimmung, eines ge- 
setzlichen Spezialtitels bedarf. Das ist in der Tat das 
«inzige rechtliche Hindernis, das — zwar nicht der formellen 
Aufhebung der Städteordnung, wohl aber — der tatsächlichen 
Vernichtung ihres materiellen Wesens im Verwaltungswege 
entgegensteht. Und dieses einzige rechtliche Hindernis er- 
kennt die RechtsauflFassung der Regierung für das Gebiet der 
Schulverwaltung nicht als existierend an. Da liegt im 
letzten Grunde der rechtliche Kernpunkt dies ganzen 
Streites; das macht ihn in Wahrheit zu einem Kampf 
um die materielle Existenz der Selbstverwaltung 
überhaupt. Denn wenn es nicht gelingt, jene Rechts- 
schranke hier endgiltig zur Anerkennung zu bringen, dann 
sind auch andere Gebiete der Selbstverwaltung nicht vor der 
Herabdrückung auf den tatsächlichen Zustand des alten 
Polizeistaates gesichert. 

Die Regierung will im Resultat für die Schulverwaltung 
den Zustand verwirklichen, der für die Polizei Verwaltung in 
Preufsen tatsächlich besteht. In der Organisation der preufsi- 
schen Polizeiverwaltung ist nämlich ein Rudiment des alten 
preufsischen Polizeistaates unverändert erhalten. Die Polizei 
ist ausschliefslich Staatssache; und wo sie — wesentlich aus 
staatlichen Sparsamkeitsgründen — von Kommunalbehörden 
gehandhabt wird, da handeln diese kraft unmittelbaren Staats- 
auftrags, als subordinierte Staatsbehörden nach den Befehlen 
ihrer staatlichen Vorgesetzten. So unendlich viel sich de 
lege ferenda gegen diesen Zustand sagen läfst, de lege lata 
mufs er als rechtsbeständig anerkannt werden; denn hier ist 
die positive Gesetzesbestimmung, der gesetzliche Spezialtitel 
zweifellos vorhanden; schon in der ersten Städteordnung hat 
«r leider Eingang gefunden, die folgenden Städteordnungen 
wie das Polizeiverwaltungsgesetz von 1850 haben ihn auf- 
recht erhalten und fortgebildet. Jedoch für die Schul Verwal- 
tung fehlt es, wie die ganze vorhergehende Darlegung ergibt, 
an einer positiven Gesetzesbestimmung in diesem Sinne durch- 
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aus und vollständig. Und deshalb ist der Versuch, die 
Schulverwaltung der Polizeiverwaltung gleich zu behandeln,, 
absolut rechtswidrig; es ist ein Versuch, die Selbstverwaltung^ 
nicht im rechtlichen Wege der Gesetzgebung, sondern ino 
Verwaltungswege zu beseitigen. 

Nunmehr dürfte auch klar sein, welche Bewandtnis es 
eigentlich mit der immer wiederholten Gegenüberstellung von 
Schulaufsicht und Eommunalaufsicht hat; dafs nämlich die 
sogenannte Schulaufsicht gar keine Aufsicht im Sinne der 
Selbstverwaltungsorganisation ist, vielmehr auf der absoluten 
Subordination im Sinne des Polizeistaates und nach Art 
unserer Polizeiorganisation beruht. Das ganze Gerede von 
dem festen Grundsatz des preufsischen Staatsrechts, wonach 
„innerhalb eines Bessorts die dafür verantwortlichen Behörden 
sämtliche Seiten staatlicher Tätigkeit und staatlicher Aufsicht 
gemeinsam wahrzunehmen haben"*), von Staatsinteressen und 
Schulinteressen und dergleichen mehr geht an dem Kern der 
Sache vorbei ins Blaue. Mögen die Staatsbehörden alle denk- 
baren und noch einige undenkbaren Zwecke und Interessen 
pflichtmäfsig wahrzunehmen haben; rechtlich erheblich ist 
einzig und allein, nach welchen Rechtsnormen sie dieselben 
zur Geltung bringen können, ob nach denen der Staatsaufsicht 
über die Selbstverwaltungskörper oder nach denen der Über- 
ordnung vorgesetzter über subordinierte Staatsbehörden. Nur 
unter diesem Gesichtspunkte ist auch die Firma von rechtlicher 
Bedeutung, unter der die betreffenden Verfügungen ergehen. 
Sollten wir einst eine voll entwickelte öflFentliche Rechtsordnung^ 
und Rechtsprechung als deren Garantie besitzen, dann mögen 
Au&ichtsverfügungen an die Selbstverwaltungskörper nicht 
nur vom Kultusministerium und Provinzial-Schulkollegium^ 
sondern ebenso auch von sämtlichen übrigen Ressortministerien 
und deren Unterbehörden erlassen werden. Bis dahin aber 
mufs es schon bei dem § 7 des Zuständigkeitsgesetzes sein 
Bewenden haben. An die dort bezeichneten Staatsbehörden^ 



*) Abg. Y. Zedlitz, Sten. Ber. a. a. 0. S. 7849. 
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deren Aufsichtsbefugnisse (gesetzlich normiert sind und even- 
tuell der gerichtlichen Rechtskontrolle unterliegen, müssen sich 
ja sämtliche übrigen Ministerialressorts wenden, wenn sie 
technische Anforderungen ihres Ressorts gegenüber den Selbst- 
verwaltungskörpern im Aufsichtswege durchsetzen wollen. 
Das ist bisher auch stets ausgezeichnet gegangen; und es ist 
nicht abzusehen, weshalb das, was für alle übrigen Spezial- 
ressorts anstandslos möglich ist, gerade für die schultechnischen 
Anforderungen des Unterrichtsministeriums, so wichtig sie 
unzweifelhaft sind, unmöglich sein sollte. In jedem Falle aber 
fehlt es an irgendeiner gesetzlichen und rechtlichen Grundlage 
für eine andere Stellung des Kultusministeriums als der übrigen 
Ressorts in dieser Beziehung« 

Der Kultusminister hat im Ab^^ordnetenhause selbst 
darauf hingewiesen, dafs das Gesetz den Kommunalaufsichts- 
behörden völlig ausreichende Handhaben nicht nur für eine 
repressive, sondern auch für die Präventivkontrolle gewähre*). 
Gewils; um so weniger ist aber auch nur die politische Not- 
wendigkeit einer rechtlich nicht existierenden separaten Schul- 
aufsicht nachzuweisen. Auch ohne sie ist dem Staate reichlich 
<7elegenheit zur Geltendmachung seines Einflusses auf die 
ganze technische Gestaltung des Unterrichts und Schulwesens 
gegeben. 

Denn dem absichtlich oder unabsichtlich immer wieder- 
kehrenden Mifsverständnisse mufs immer wieder entgegen- 
getreten werden, als ob es sich hier um das Ziel einer Be- 
seitigung der Staatsaufsicht über das Schulwesen überhaupt 
handle, um die arg gefürchtete Kommunalsouveränität. Ab- 
gesehen davon, dafs ein solcher Gedanke in Preu&en politisch 
noch grotesker wäre als anderswo, würde seine Verwirklichung, 
selbst wenn sie möglich wäre, der Schule gewifs nicht förder- 
lich sein. Nicht als ob man im Sinne der Verehrer des 
eudämonistischen Polizeistaates die hohen Staatsbehörden stets 
für weise, edel, hilfreich und gut, die Kommunalbehörden da- 
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gegen für dumm, engherzig und kurzsichtig halten; das freie 
Ermessen jener immer für billig und gerecht, die freie Be- 
wegung dieser immer für Willkür ansehen dürfte. Aber un- 
zweifelhaft kommt es dem Gedeihen eines Verwaltungszweiges 
und seiner Einrichtungen in der Regel erheblich zu gute, wenn 
über der unmittelbar verwaltenden Instanz eine Aufsicht 
waltet, die an den minder guten Seiten auch der besten Ein- 
richtungen, insonderheit an ihren Kosten, nicht unmittelbar 
interessiert ist. Diesem Verhältnis ist es zu danken, dafs auf 
manchen Gebieten die Kommunal Verwaltungen rechtlich bessere, 
manchmal auch finanziell kostspieligere Einrichtungen unter 
dem mehr oder minder sanften Drucke der Staatsaufsicht her- 
gestellt haben, als es der Staat selbst, dem es leider an solcher 
Aufsichtsinstanz fehlt, getan hat. Das gilt zweifellos auch 
von der Schule; hier hat gewifs die städtische Selbstverwaltung 
verhältnismäfsig Gröfseres und Besseres geleistet als der 
Staat; saber es mag allerdings recht fraglich erscheinen, ob 
sie ohne jede höhere Einwirkung und Aufsicht das Gleiche 
geleistet hätte. Jedoch wird dieses günstige Verhältnis un- 
fehlbar in sein Gegenteil verkehrt, sobald an die Stelle der 
Aufsicht nach dem Prinzip der Selbstverwaltung die Sub- 
ordination im Sinne des Polizeistaates tritt, der die Gemeinde 
zum blofs zahlungspflichtigen Verband herabdrückt und den 
schaffenden Gemeingeist wieder ertötet, den die Selbstverwaltung: 
erweckt hatte. Nicht um die Beseitigung also, vielmehr 
gerade um die Aufrechterhaltung der wahren und recht- 
mäfsigen Staatsaufsicht handelt es sich hier, einer Aufsicht 
nach Mafsgabe des Gesetzes und unter Rechtskontrollen; um 
die Verhinderung einer entartenden Rückbildung dieses schwer 
gewonnenen Rechtsinstituts zur rechtlosen Willkür polizei- 
staatlicher Subordination. 

Und wenn endlich trotz alledem etwa die Eigenart des 
Schulwesens eine andere rechtliche Ordnung des Verhältnisses 
von Staat und Stadt erfordern sollte, als dies für die sonstigen 
Gebiete kommunaler Tätigkeit gilt und zur Zeit nach den 
obigen Darlegungen auch für die Schulverwaltung Rechtens 
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ist, so gibt es zur Verwirklichung dieses Postulats kein 
anderes Mittel' als die Gesetzgebung. Angenommen selbst, 
nicht zugegeben, dafs die für die Zweckmäfsigkeit oder gar 
Notwendigkeit einer besonderen und mit besonderen Macht- 
mitteln ausgerüsteten staatlichen Schulaufsicht vorgebrachten 
Argumente zutreffend wären, so könnte doch dadurch die 
nachgewiesene Rechtswidrigkeit der betreffenden Ministerial- 
verordnungen in keiner Weise geheilt werden; solche Heil- 
kraft hätte einzig und allein das Gesetz. 

Ein ganzer Komplex von praktisch recht erheblichen 
Schwierigkeiten ist übrigens ohne weiteres zuzugeben. Er 
erwächst aus dem oben geschilderten Zustande der Rechts Ver- 
wirrung und Rechtsverschüttung, der auf diesem Gebiete seit 
so vielen Jahrzehnten herrscht. Gewifs sind hier zahlreiche 
Einrichtungen unter der Voraussetzung der Reehtsgiltigkeit 
jenes ganzen Systems von Ministerialverordnungen getroffen 
worden, deren Existenz mit dieser Reehtsgiltigkeit hinfällig 
wird; unter der gleichen Voraussetzung haben sich Verord- 
nungen auf Verordnungen, Reskripte auf Reskripte gehäuft; 
die auf den Grund gehende juristische Kritik wirft diesen 
ganzen Bau über den Haufen. Trotzdem wäre es ein recht- 
lich unmöglicher Versuch, durch diese Häufung von Rechts- 
widrigkeiten die Rechtswidrigkeit selbst als geheilt betrachten 
zu wollen. Es fehlt auch auf anderen Verwaltungsgebieten 
nicht an Seitenstücken zu solchem Versuche, den einst sprüch- 
wörtlich gewesenen „durchlöcherten Rechtsboden**, wie Herr 
von Vincke sagte, durch Annahme eines von der Verwaltungs- 
praxis entwickelten Gewohnheitsrechts zuzustopfen. Das ist 
lediglich ein Notsignal dieser Verwaltungspraxis selbst; 
rechtsungiltige Verordnungen können sich nicht am eigenen 
Schöpfe aus dem Sumpfe der Rechtsungiltigkeit herausziehen; 
sollen sie gerettet werden, so könnte sie nur das Gesetz 
retten. Das Gesetz auch würde an die Stelle des wider- 
spruchsvollen Chaos von Zirkularverfügungen und Reskripten 
im Einzelfall, das jeder Willkür Unterschlupf bietet, die klare 
allgemeingiltige Norm setzen. 

Prenfs, Beoht der Stadt. Schnlverwaltung. 7 
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Es entspricht dem heutigen, noch wenig entwickelten Zu- 
stande unseres öffentlichen Rechts, dais sich seine an das 
Vermögensrecht angrenzenden Teile einer besseren Ausge- 
staltung und eines höheren Schutzes erfreuen als die rein 
publizistischen. Vor den in Geld auszudrückenden Werten 
macht die Verwaltungswillkür Halt, nicht vor den „blos*^ 
idealen Werten. So auch im Schulgebiet, über die Fest- 
stellung von materiellen Anforderungen für die Volksschulen 
haben wir das Gesetz von 1887, für die Lehrerbesoldung das 
Gesetz von 1897, dort sogar mit einer gewifsen Rechtskontrolle 
gemäfs § 47 Z. G. Aber für die weit höheren, rein publi- 
zistischen und ideellen Bestandteile des Schulwesens hat 
Preufsen in einem ganzen Jahrhundert kein Gesetz und keinen 
Rechtsschutz zustande zu bringen vermocht. 

Das wird auch das in Aussicht stehende preufsische 
Schulunterhaltungsgesetz sicherlich nicht vermögen; dafür ist 
schon von vornherein, ganz abgesehen von allen politischen 
Momenten, der Boden der blofsen Schulunterhaltungspflicht 
viel zu eng und unzulänglich. Jene politischen Verhältnisse 
aber werden es bewirken, dafs auch der Fortschritt, der in 
der Beseitigung der antiquierten Schulsozietäten des Land- 
rechts und in ihrem Ersatz durch die politische Gemeinde liegen 
könnte und müfste, vereitelt und eher in einen Rückschritt 
verkehrt werden wird. 

Das wirkliche Schulgesetz, das auch den ideellen und 
publizistischen Elementen des Schulwesens und unter ihnen 
vor allem der Selbstverwaltung gerecht wird, ist nach den 
Erfahrungen eines Jahrhunderts von der preufsischen Gesetz- 
gebung überhaupt nicht mehr zu erwarten. Der Lösung 
dieser wie mancher anderen höchsten Kulturaufgaben sind 
nach der heutigen Entwicklung der Dinge die deutschen Einzel- 
staaten nicht mehr gewachsen; der Beruf hierzu geht mit 
immanenter Notwendigkeit auf das Reich über. Die Anzeichen 
mehren sich von allen Seiten, dafs das Reich seine Einwirkung 
auf die Schule nicht mehr dauernd auf das Berechtigungswesen 
beschränken kann; dafs vielmehr das gesamte Schulwesen in 
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die Reihe der Materien eintreten mnis, die der Gesetzgebung 
und der Beaufsichtigung des Reiches unterstehen. Das 
moderne deutsche Schulgesetz der Zukunft wird ein Reichs- 
gesetz sein. Und dieses Reichsgesetz wird denn auch frei 
sein von dem Banne jenes „preufsischen Staatsgeistes'' in dem 
oben gezeichneten spezifischen Sinne, und eben darum die 
Bedeutung der autonomen Selbstverwaltung auf dem Schul- 
gebiete unbefangen würdigen können. 

Bis dahin ist es eine der wichtigsten Aufgaben der 
preufsischen Städte, das ihnen trotz alledem positiv gesetz- 
lich zustehende Recht der Schul Verwaltung gegen jeden Ver- 
dunkelungsversuch und jede Grenzverrückung mit zähester 
Energie zu verteidigen; sie verteidigen damit nicht nur ihre 
Schulen, sondern ihre Selbstverwaltung überhaupt. Im Kampfe 
müssen sie ihr Recht finden. 
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